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Einleitung 

Vergewaltigung ist „das“ Verbrechen, das von Männern an Frauen begangen wird, bei keinem ande-

ren Delikt ist das Geschlechterverhältnis so eindeutig. Obwohl dem Gewaltschutz in Österreich seit 

mehr als zwanzig Jahren große Wichtigkeit zukommt, besteht im Bereich der Sexualdelikte ein blin-

der Fleck. Bislang liegen nur drei Untersuchungen zu diesem Thema vor: Die Studie von Marion Brei-

ter (1995) wurde vor mehr als zwanzig Jahren durchgeführt1, sie ist mit der hier vorgelegten Untersu-

chung direkt vergleichbar, weil sie ebenfalls Strafverfahren analysierte. Die beiden anderen bezogen 

sowohl eingestellte als auch angeklagte Fälle in die Erhebung ein, aber die Zahl der von ihnen unter-

suchten Strafverfahren ist sehr gering, weshalb diese Studien für Vergleiche nur partiell nutzbar sind. 

Es handelt sich dabei um eine aktuelle juristische Dissertation von Yara Hofbauer (2017)2 sowie um 

eine von Jo Lovett und Liz Kelly (2009) im Rahmen eines EU-Ländervergleichs durchgeführte Untersu-

chung.3 

Die vorliegende Studie bezieht Vergewaltigungen (§ 201 StGB) und geschlechtliche Nötigungen  

(§ 202 StGB)4 ein, wobei die überwiegende Mehrheit der Gewaltbetroffenen Mädchen und Frauen 

waren, der Anteil der Burschen und Männer lag bei rund zehn Prozent. Im ersten Kapitel werden die 

erhobenen Daten überblicksartig analysiert, wobei Unterschiede zwischen weiblichen und männli-

chen Opfern in den Blick genommen werden. Die Folgekapitel fokussieren auf Mädchen und Frauen 

und beschäftigen sich mit Detailfragen wie etwa dem Anzeigeverhalten, der Häufigkeit und Bedeu-

tung der (psychosozialen und juristischen) Prozessbegleitung oder mit Einflussfaktoren für den Ver-

fahrensausgang. Das Schlusskapitel fasst die zentralen Ergebnisse zusammen. 

Anzumerken ist, dass der Begriff Opfer unabhängig vom Ausgang des Verfahrens verwendet wird, 

wogegen als Täter ausschließlich Verurteilte bezeichnet werden. 

Eine Frage, der im Zuge der Untersuchung ebenfalls nachgegangen werden sollte, nämlich nach der 

bislang nicht evaluierten Umsetzung von zwei Regelungen des StGB, lässt sich in aller Kürze bereits 

vorneweg beantworten. § 33 Abs 3 Z 1 StGB, eingeführt durch das Strafrechtsänderungsgesetz 2015, 

normiert als Erschwernisgrund bei der Strafbemessung die Nahe-Angehörigeneigenschaft: Bei keiner 

                                                           
1
 Breiter analysierte 49 am Landesgericht Wien im Jahr 1990 durchgeführte Verfahren wegen Vergewaltigung 

bzw. geschlechtlicher Nötigung (49 männliche Täter und 62 weibliche Opfer). Sie bezieht sich ihrerseits auf eine 
einige Jahre vorher publizierte Untersuchung von Strafverfahren aus dem Zeitraum 1985 bis 1988 (Guzei 1988), 
bei der von einzelnen RichterInnen zur Verfügung gestellte Akten genützt wurden (siehe Breiter 1995, 64). 
Aufgrund der fehlenden Repräsentativität dieser Diplomarbeit wird sie in der vorliegenden Studie nicht berück-
sichtigt. 
2
 In ihrer Stichprobe finden sich 73 Akten von am LG für Strafsachen Wien 2016 anhängigen Verfahren nicht nur 

wegen Vergewaltigung und geschlechtlicher Nötigung, sondern auch wegen Verletzung der sexuellen Selbstbe-
stimmung sowie wegen sexueller Belästigung und öffentlicher geschlechtlicher Handlungen (§§ 201, 202, 205a, 
218 StGB). Darunter sind 23 angeklagte Fälle. 
3
 Lovett/Kelly untersuchten 99 Anzeigen weiblicher Opfer wegen Vergewaltigung bzw. geschlechtlicher Nöti-

gung aus dem Jahr 2004, von denen 30 letztlich zu einem Strafverfahren am StrafLG Wien führten. 
4
 Die Gesetzestexte befinden sich im Anhang. 
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Verurteilung wurde diese Regelung zugunsten einer (früheren) Partnerin angewandt (aber zweimal 

zugunsten von Minderjährigen, einer elfjährigen Stiefenkelin bzw. einer 14-jährigen Tochter). Der 

Straftatbestand der Fortgesetzten Gewaltausübung, § 107b StGB, 2009 durch das 2. Gewaltschutzge-

setz eingeführt, wurde in einem einzigen Urteil berücksichtigt (zwei Täter waren deswegen angezeigt 

worden, drei angeklagt).5 

Vorgehensweise 

Die überwiegend quantitative Aktenanalyse bezog fünfzig Gerichtsakten betreffend Vergewaltigun-

gen (§ 201 StGB) bzw. geschlechtliche Nötigungen (§ 202 StGB) ein. Aus forschungsökonomischen 

Gründen erfolgten zwei Einschränkungen: Zum einen umfasst die Studie ausschließlich Gerichtsak-

ten, nicht aber Akten der Staatsanwaltschaft6, und zum anderen wurden ausschließlich Gerichtsver-

fahren aus den OLG-Sprengeln Wien und Innsbruck untersucht. 

Das Bundesministerium für Justiz wurde ersucht, für die Studie die Aktenzahlen sämtlicher Verfahren 

wegen §§ 201, 202 StGB zur Verfügung zu stellen, die in den OLG-Sprengeln Wien und Innsbruck im 

ersten Halbjahr 2016 mit einer Verurteilung oder einem Freispruch in der 1. Instanz erledigt wurden. 

Die daraufhin übermittelte Liste umfasste 58 Aktenzahlen, von denen sich 45 auf Vergewaltigungen 

und 13 auf geschlechtliche Nötigungen bezogen. (Mehrfach wurden Akten doppelt gezählt, wenn das 

Verfahren sowohl wegen Vergewaltigung als auch wegen geschlechtlicher Nötigung geführt worden 

war.) 

Tab. 1: Bekanntgegebene abgeschlossene Verfahren an den Landesgerichten im 1. Halbjahr 2016 

 

                                                           
5
 Beide Regelungen werden im GREVIO-Bericht (CoE 2017) positiv herausgestrichen, aufgrund fehlender Evalu-

ierungen ihrer Implementierung erfolgen keine kritischen Anmerkungen dazu. Zu § 33 StGB: “Austrian criminal 
legislation contains a comprehensive list of aggravating circumstances which fully complies with the require-
ments under the Istanbul Convention. As a result, offences against life or limb and sexual offences committed 
against a current or former spouse or partner carry an aggravated sentence”. Zu § 107b StGB: “(…) showing 
once more Austria’s innovative practices in this field. For example, the criminal offence of ‘continued use of 
force’ (…).” (ebd., 39f.) 
6
 Das bedeutet, dass in der vorliegenden Studie Verfahrenseinstellungen nicht analysiert wurden. 

Landesgericht § 201 StGB § 202 StGB 

Wien 24 4 

Korneuburg 5 1 

Krems 4 - 

St. Pölten 3 - 

Wiener Neustadt - 2 

Eisenstadt 1 1 

Innsbruck 6 2 

Feldkirch 2 3 

Gesamt 45 13 
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Im OLG-Sprengel Wien hatten 37 Verfahren wegen § 201 StGB und acht wegen § 202 StGB stattge-

funden, im OLG-Sprengel Innsbruck acht bzw. fünf. Um Relationen zu verdeutlichen, sei hier auf die 

Verurteilungsstatistik7 des BMJ hingewiesen: Im gesamten Jahr 2016 erfolgten bundesweit 115 Ver-

urteilungen wegen Vergewaltigung und 57 wegen geschlechtlicher Nötigung. Das heißt, dass auf die 

beiden für die Untersuchung ausgewählten OLG-Sprengel fast 60 Prozent aller Verurteilungen wegen 

§ 201 StGB und die Hälfte aller Verurteilungen wegen § 202 StGB entfielen und die Studie somit aus-

sagekräftige Ergebnisse liefern kann. 

Tab. 2: Verurteilungen in den OLG-Sprengeln 2016 

OLG-Sprengel § 201 StGB § 202 StGB 

Wien 53 (46,1%) 20 (35,1%) 

Innsbruck 13 (11,3%) 9 (15,8%) 

Linz 25 (21,7%) 15 (26,3%) 

Graz 24 (20,9%) 13 (22,8%) 

Gesamt 115 (100,0%) 57 (100,0%) 

Im August 2017 wurde damit begonnen, die an den einbezogenen Landesgerichten ausgehobenen 

Akten zu sichten und die relevanten Informationen anonymisiert in eine für die Studie entwickelte 

Datenbank einzugeben. Die Recherchen waren im Januar 2018 beendet. Verzögerungen ergaben sich 

etwa dadurch, dass einzelne Verfahren nach Berufungen und Nichtigkeitsbeschwerden noch nicht 

abgeschlossen waren und die Akteneinsicht aufwändiger organisiert (bzw. vereinzelt darauf verzich-

tet) werden musste. Mehrere Akten (v.a. des Landesgerichts für Strafsachen Wien) konnten für die 

vorliegende Studie nicht genutzt werden, weil der Angeklagte zur Fahndung ausgeschrieben war – 

dabei handelte es sich sowohl um Jahre zurückliegende Gewalttaten, bei denen der Akt mit einer 

neuen Zahl versehen worden war, als auch um 2016 begangene. Weiter waren nicht alle Strafverfah-

ren in der ersten Jahreshälfte 2016 in der 1. Instanz abgeschlossen worden, sondern teilweise erst im 

zweiten Halbjahr. Sie wurden trotzdem in die Untersuchung einbezogen, weil das Sample sonst für 

aussagekräftige Ergebnisse zu klein gewesen wäre. Somit handelt es sich um eine (von einzelnen 

Ausnahmen abgesehen vollständige) Erhebung der in den beiden OLG-Sprengeln im Zeitraum Januar 

bis Herbst 2016 erstinstanzlich abgeschlossenen Strafverfahren (39 in Wien und elf in Innsbruck). 

Das Sample besteht nunmehr aus 50 Strafverfahren,  

o denen überwiegend polizeiliche Anzeigen wegen Vergewaltigung (häufig verbunden mit wei-

teren Straftaten) zugrunde lagen bzw.  

o bei denen zunächst andere Sexualdelikte angezeigt wurden (vier Fälle), die Anklage dann 

aber unter anderem auf § 201 StGB lautete. 

o Bei sechs Verfahren waren geschlechtliche Nötigungen angezeigt und angeklagt worden. 

                                                           
7
 E-Mail vom 11.4.2017, Auswertung der Verfahrensautomation Justiz. Die Zahlen decken sich nicht mit den im 

Sicherheitsbericht genannten (siehe im nächsten Kapitel), sondern liegen darüber. 
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Statistische Rahmendaten 

Laut Statistik des Bundesministeriums für Inneres erfolgten 2016 bundesweit 899 Strafanzeigen we-

gen Vergewaltigung (§ 201 StGB), von denen 170 Versuche blieben. Auf je 100.000 EinwohnerInnen 

entfielen 10,4 Vergewaltigungen (Häufigkeitszahl). Aufgeklärt wurden 725 Fälle, also rund 81 Pro-

zent. Von den 282 angezeigten Fällen geschlechtlicher Nötigung (§ 202 StGB) blieben 73 im Versuchs-

stadium, die Häufigkeitszahl war mit 3,3, deutlich niedriger und die Aufklärungsquote mit rund 75 

Prozent (210 Straftaten) etwas geringer (Sicherheitsbericht 2016, BMI, Kriminalitätsbericht). 

Der Bericht des BM für Inneres über die innere Sicherheit in Österreich geht ausführlich auf die An-

zeigenzahlen strafbarer Handlungen gegen die sexuelle Integrität und Selbstbestimmung im Zeit-

raum 2012 bis 2016 auf Bundesländerebene ein (Sicherheitsbericht 2016, BMI, Anhang, 27.6.6, 149-

162). Die Überblicksdarstellungen beziehen sich auf den gesamten Zehnten Abschnitt des StGB, 

Strafbare Handlungen gegen die sexuelle Integrität und Selbstbestimmung, ohne Differenzierung 

nach einzelnen Delikten, teilweise aber getrennt nach Verbrechen und Vergehen.8 Demzufolge sind 

zwischen 2012 und 2015 in Österreich die Anzeigen wegen sämtlicher strafbarer Handlungen suk-

zessive zurückgegangen, nämlich um rund 13 Prozent von 4.789 (2012) auf 4.163 (2015). Das gilt 

auch für die einzelnen Bundesländer mit Ausnahme von Oberösterreich, wo es im genannten Zeit-

raum zu einem Anstieg um gut sechs Prozent gekommen ist. Von 2015 auf 2016 kehrte sich der 

Trend um, bundesweit nahmen die Anzeigen um 26 Prozent zu und stiegen auf 5.253. Die Steigerung 

spiegelt sich in allen Bundesländern wider, allerdings mit extrem unterschiedlichen Zuwachsraten 

zwischen vier Prozent in Kärnten und 64 in Salzburg (ebd., 149).9 Die Aufklärungsquote blieb in Ge-

samtösterreich zwischen 2012 und 2016 mit gut 77 Prozent konstant (ebd., 157). 

Die für 2015/2016 konstatierte Zunahme der Anzeigen sämtliche Sexualdelikte betreffend findet sich 

im Einzelnen zwar auch bei Vergewaltigungen und geschlechtlichen Nötigungen, aber in deutlich 

geringerem Ausmaß, nämlich von acht bzw. 14 Prozent. Der hohe Anstieg bei den Sexualdelikten 

insgesamt ist offenkundig der am 1. Januar 2016 in Kraft getretenen Strafrechtsreform 2015 ge-

schuldet, konkret der Novellierung des § 218 StGB, Sexuelle Belästigung und öffentliche geschlechtli-

che Handlungen, mit der ein neuer Straftatbestand geschaffen wurde. Demzufolge ist zu bestrafen, 

„wer eine andere Person durch eine intensive Berührung einer der Geschlechtssphäre zuzuordnen-

den Körperstelle in ihrer Würde verletzt“ (§ 218 Absatz 1 Z 1a StGB). Waren 2015 1.228 Personen 

wegen des Verdachts nach § 218 StGB angezeigt worden, stieg diese Zahl 2016 um 56 Prozent auf 

1.918 Anzeigen.10 Bei einzelnen anderen Straftaten gab es zum Teil ebenfalls ein starkes Anzeigen-

plus, z.B. um jeweils rund fünfzig Prozent bei der pornografischen Darstellung von Minderjährigen, 

                                                           
8
 Der Zehnte Abschnitt inkludiert die §§ 201 bis 220b StGB. Verbrechen sind Taten, die mit mehr als dreijähriger 

Freiheitsstrafe bedroht sind, wie z.B. Vergewaltigung und geschlechtliche Nötigung. 
9
 Die Bundesländerwerte im Detail: Burgenland 5,3%, Kärnten 4,0%, Niederösterreich 45,0%, Oberösterreich 

13,3%, Salzburg 63,9%, Steiermark 16,9%, Tirol 50,8%, Vorarlberg 30,9%, Wien 21,8% (Sicherheitsbericht 2016, 
BMI Anhang, 149). 
10

 Zeitgleich eingeführt wurde § 205a StGB, Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung, nach dem 2016 aber 
nur 83 Anzeigen erfolgten. 
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beim sexuellen Missbrauch von Jugendlichen und der Anbahnung von Sexualkontakten zu Unmündi-

gen (§§ 207a, 207b, 208a StGB). Andererseits gingen Anzeigen in manchen Bereichen deutlich zurück, 

z.B. wegen Zuhälterei (§ 216 StGB) um 64 Prozent (Sicherheitsbericht 2016, BMI, B 93). 

Der erwähnte Anstieg von 2015 auf 2016 betrifft die Gesamtzahl der Anzeigen, aber nicht die Verur-

teilungen wegen §§ 201, 202 StGB, was möglicherweise mit der Dauer von Strafverfahren und dem 

dadurch häufig ins Folgejahr verschobenen Erledigungszeitpunkt zusammenhängt.11 Im Fünfjahres-

zeitraum von 2012 bis 2016 wurden durchschnittlich 16 Prozent der ermittelten Tatverdächtigen 

wegen Vergewaltigung und 22 Prozent wegen sexueller Nötigung verurteilt, mit maximalen Schwan-

kungen zwischen 5,5 bzw. 7,8 Prozentpunkten. In den 2000er Jahren dagegen lag die Verurteilungs-

quote bei Vergewaltigungen durchschnittlich bei 20,4 Prozent; das letzte Jahr, in dem mehr als 20 

Prozent der Tatverdächtigen verurteilt wurden, war 2006 (21,1 Prozent) (siehe Haller 2012). Eine 

insgesamt gegenläufige Tendenz, nämlich eine deutliche Zunahme der Verurteilungen im Zeitverlauf, 

zeigt sich bei den sexuellen Nötigungen, bei denen in den 2000er Jahren durchschnittlich nur 11,9 

Prozent der ermittelten Tatverdächtigen verurteilt wurden. Der bisherige Maximalwert wurde 2013 

mit einem Viertelanteil erreicht, der allerdings 2016 auf ein Fünftel zurückging. Es zeigt sich also bei 

den Verurteilungen wegen §§ 201, 202 StGB kein verallgemeinerbarer klarer Trend. 

Tab. 3: Relation zwischen Anzeigen wegen Vergewaltigung und Verurteilungen 

§ 201 StGB 2012 2013 2014 2015 2016 

Strafanzeigen 883 920 839 826 899 

ermittelte Tatverdächtige 723 722 726 688 782 

in % der Angezeigten 81,9 78,5 86,5 83,3 87,0 

Verurteilungen 102 140 126 117 109 

In % der ermitt. Tatverdächt. 14,1 19,4 17,4 17,0 13,9 

Quelle: Sicherheitsberichte und eigene Berechnungen 

Tab. 4: Relation zwischen Anzeigen wegen sexueller Nötigung und Verurteilungen 

§ 202 StGB 2012 2013 2014 2015 2016 

Strafanzeigen 332 264 249 248 282 

ermittelte Tatverdächtige 253 209 199 215 236 

in % der Angezeigten 76,2 79,2 79,9 86,7 83,7 

Verurteilungen 61 52 34 51 48 

in % der ermitt. Tatverdächt. 24,1 24,9 17,1 23,7 20,3 

Quelle: Sicherheitsberichte und eigene Berechnungen 

                                                           
11

 Laut Sicherheitsbericht kam es bei den Delikten gegen die sexuelle Integrität und Selbstbestimmung insge-
samt 2016 zu 70 Verurteilungen mehr als im Vorjahr und somit zu einem leichten Anstieg (Sicherheitsbericht 
2016, BMJ, 58). 
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Laut Sicherheitsbericht erfolgten 2016 Vergewaltigungen und sexuelle Nötigungen so gut wie aus-

schließlich durch männliche Täter, nämlich zu 99,5 bzw. zu 98,7 Prozent. Bei beiden Delikten ist eine 

Mehrheit von rund 60 Prozent 25 Jahre alt oder älter. An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass im 

Kriminalitätsbericht Tatverdächtige, denen mehrere Straftaten zugerechnet werden, auch mehrfach 

gezählt werden. Das bedeutet, dass die Information „782 ermittelte Tatverdächtige“ bei Vergewalti-

gungen nicht die Anzahl der Täter wiedergibt, sondern deren Zahl ist wegen Mehrfachtätern tatsäch-

lich niedriger. Dieselbe Zählweise wird bei Opfern angewandt. 

Tab. 5: Täter nach Altersgruppen 

 

 

Unter 18 

Jahre 

18 bis 

unter 21 

21 bis 

unter 25 

25 bis 

unter 40 

40 und 

älter 

§ 201 StGB (N=778) 95 87 108 284 204 

in %  12,2 11,2 13,9 36,5 26,2 

§ 202 StGB (N=233) 37 31 27 67 70 

in % 15,9 13,3 11,6 28,8 30,0 

Quelle: Sicherheitsbericht 2016 und eigene Berechnungen 

Unter den Opfern waren sowohl Frauen als auch Männer. Bei den angezeigten Vergewaltigungen lag 

der Frauenanteil bei 92,9 Prozent, bei den Nötigungen bei 90,1 Prozent. Bei beiden Delikten war rund 

jedes zweite Opfer älter als 25 Jahre, bei den jüngeren Altersgruppen bestehen Unterschiede dahin-

gehend, dass von sexuellen Nötigungen anteilig mehr jüngere Personen betroffen waren. 

Tab. 6: Opfer nach Altersgruppen 

 

 

Unter 10 

Jahre 

10 bis 

unter 14 

14 bis 

unter 18 

18 bis 

unter 21 

21 bis 

unter 25 

25 bis 

unter 40 

40 und 

älter 

§ 201 StGB (N=915) 5 12 182 129 142 283 162 

in % 0,5 1,3 19,9 14,1 15,5 30,9 17,7 

§ 202 StGB (N=294) 3 13 64 38 30 91 55 

in % 1,0 4,4 21,8 12,9 10,2 31,0 18,7 

Quelle: Sicherheitsbericht 2016 und eigene Berechnungen 

Was die beiden Delikte weiter unterscheidet, ist der Anteil der AusländerInnen unter den Opfern, der 

bei Vergewaltigungsanzeigen bei rund 31,8 Prozent lag, bei sexuellen Nötigungen dagegen um ein 

Viertel niedriger bei 24,5 Prozent. 

Auch mit Blick auf die Täter-Opfer-Beziehung werden strukturelle Unterschiede deutlich. So erfolg-

ten in der Kategorie „familiäre Beziehung“12 mehr als doppelt so viele Anzeigen wegen Vergewalti-

gung wie wegen sexueller Nötigung, wogegen dreimal so viele Nötigungen wie Vergewaltigungen von 

„fremden“ Tätern begangen wurden, also ohne dass sich Opfer und Täter kannten. Ein stichproben-

                                                           
12

 Die von der Polizei verwendeten Kategorien Familiäre Beziehung in bzw. ohne Hausgemeinschaft sind nicht 
trennscharf, weil sie nicht zwischen (aktuellen/ehemaligen) Partnerschaften und Verwandten differenzieren. 
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artiger Vergleich mit Daten aus den Jahren 2008 bis 2010 (Haller 2012) bestätigt diese Relationen. 

Allerdings liegt eine Verschiebung dahingehend vor, dass sich bei Vergewaltigungen der Anteil der 

angezeigten „Bekannten“ deutlich, nämlich um rund zehn Prozentpunkte, erhöht hat, während der 

Anteil der „Zufallsbekanntschaften“ zurückging; bei Nötigungen blieb der Anteil der „Bekannten“ 

annähernd stabil. 

Tab. 7: Täter-Opfer-Beziehung (in Prozent) 

 § 201 § 202 

Fam. Beziehung in Hausgemeinschaft 20,7 9,5 

Fam. Beziehung ohne Hausgemeinschaft 8,1 4,1 

Bekanntschaftsverhältnis 48,7 44,3 

Zufallsbekanntschaft 12,2 13,1 

Keine Beziehung 9,2 28,5 

Keine Angaben 1,1 0,5 

Gesamt 100,0 100,0 

Quelle: Sicherheitsbericht 2016 

2016 waren 43,4 Prozent der wegen Vergewaltigung und 46,8 Prozent der wegen sexueller Nötigung 

ermittelten Tatverdächtigen ausländische Staatsangehörige (Sicherheitsbericht 2016, BMI, Kriminali-

tätsbericht). Von diesen 339 der Vergewaltigung beschuldigten Ausländer waren 108 in Österreich 

berufstätig, 22 Schüler bzw. Studenten, 60 Fremde ohne Beschäftigung, 114 Asylwerber und zwölf 

hatten keinen rechtmäßigen Aufenthalt.13 Bei rund acht Prozent der AusländerInnen handelte es sich 

um Drittstaatsangehörige, bei denen SerbInnen und TürkInnen die größten Gruppen in der österrei-

chischen Wohnbevölkerung stellen (jeweils rund 116.00014), allerdings wurden wesentlich mehr Tür-

ken (56) als Serben (15) wegen Vergewaltigung angezeigt. Auf die kleine Gruppe der Afghanen (rund 

35.000) entfielen 64 Anzeigen. Die größte in Österreich lebende Gruppe mit ausländischer Staatsbür-

gerschaft sind Deutsche (ca. 176.000), von denen nur elf wegen des Verdachts der Vergewaltigung 

angezeigt wurden. 

Unter den 111 der sexuellen Nötigung verdächtigten Ausländern waren 28 Berufstätige, sieben Schü-

ler bzw. Studenten, 15 Fremde ohne Beschäftigung, 50 Asylwerber und ein Beschuldigter ohne 

rechtmäßigen Aufenthalt. Die Verteilung nach Nationalitäten sieht ähnlich aus wie bei Vergewalti-

gungen: Türken (neun) waren etwas stärker vertreten als Serben (sechs) und Afghanen (23) waren 

deutlich überrepräsentiert. Dagegen wurden nur sechs Deutsche angezeigt. 

Bei den 2016 wegen § 201 StGB verurteilten Personen entspricht der Ausländeranteil mit 44 Prozent 

in etwa deren Anteil an den ermittelten Tatverdächtigen: Verurteilt wurden 61 Österreicher und 48 

                                                           
13

 Die anderen Kategorien für Aufenthaltsstatus sind: „Familiengemeinschaft mit Ö, Touristen, Keiner (TV im 
Ausland)“. 
14

 Statistik Austria 2016, 27, Tabelle Top 20 Nationalitäten am 1.1.2016 
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Ausländer; bei geschlechtlichen Nötigungen (mit 30 bzw. 18 Tätern) lag der Ausländeranteil mit rund 

38 Prozent deutlich darunter (Sicherheitsbericht 2016, BMJ, 58f.).15 Die Detailauswertungen des BM 

für Justiz beinhalten keine Aufschlüsselungen nach Straftatbeständen, sondern ausschließlich Daten 

für sämtliche Delikte gegen die sexuelle Integrität und Selbstbestimmung. Das betrifft etwa die 

Staatsangehörigkeit der Opfer: Es handelte sich überwiegend um ÖsterreicherInnen (82 Prozent), 

unter den ausländischen Opfern befanden sich in erster Linie Deutsche (drei Prozent), gefolgt von 

AfghanInnen mit einem Anteil von rund zwei Prozent (2015 hatte er nur 0,3 Prozent betragen) (Si-

cherheitsbericht 2016, BMJ, 228).  

Schließlich sei auf ein weiteres im Sicherheitsbericht erwähntes Spezifikum hingewiesen, nämlich die 

Wiederverurteilungsquote, die bei Sexualdelikten deutlich unter dem bei anderen Deliktgruppen 

liegt. Insgesamt zwölf Prozent der SexualstraftäterInnen wurden innerhalb von vier Jahren wegen 

anderer Delikte erneut verurteilt, bei Suchtmittel- und Vermögensdelikten dagegen mehr als ein 

Drittel (39 bzw. 34 Prozent). Zu einschlägigen Rückfällen bzw. Wiederverurteilungen kam es bei 3,5 

Prozent der SexualstraftäterInnen, in den beiden anderen Bereichen waren es rund 23 bzw. 22 Pro-

zent (ebd., 190). 

  

                                                           
15

 Bei manchen Delikten sind Ausländer unter den Beschuldigten deutlich schwächer als Österreicher vertreten, 
z.B. beim (schweren) sexuellen Missbrauch Unmündiger mit einem Anteil von 10,7 bzw. 13,0 Prozent oder bei 
der pornografischen Darstellung Minderjähriger mit 14,6 Prozent. 
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Datenanalyse 

Dieses Kapitel gibt einen Überblick über die im Zuge der Einsichtnahme in fünfzig Gerichtsakten aus 

den OLG-Sprengeln Wien (39) und Innsbruck (elf) erhobenen Informationen.16 Analysiert wurden im 

Zeitraum Januar bis Herbst 2016 erstinstanzlich abgeschlossene Strafverfahren. Da einzelne Verfah-

ren Männer betrafen, die der sexuellen Gewalt gegen männliche Opfer beschuldigt wurden, beziehen 

sich die Auswertungen im Regelfall auf die Gesamtgruppe, darüber hinaus werden die Ergebnisse für 

die weiblichen und männlichen OpferzeugInnen getrennt dargestellt. Die an die Datenanalyse an-

schließenden Kapitel fokussieren auf die weiblichen Opfer. 

Soziodemografisches Profil der Opfer 

In den fünfzig untersuchten Fällen wurden Daten von 63 Opfern erfasst.17 Bei zehn Übergriffen wa-

ren zwei Opfer betroffen und bei einem drei. Außerdem hatte ein Serientäter fünfzehn Frauen ange-

griffen, von denen aber nur zwei exemplarisch für die Gesamtgruppe in die Erhebung aufgenommen 

wurden.18 

Tab. 8: Geschlecht der Opfer (n=63) 

 Häufigkeit Prozent 

 weiblich 56 88,9 

männlich 7 11,1 

Gesamt 63 100,0 

Rund neunzig Prozent der Opfer waren Frauen und jedes zehnte männlich. Jede vierte Frau war jün-

ger als fünfzehn, insgesamt waren fast drei Viertel (71,5 Prozent) unter 31. Bei den männlichen Op-

fern war ein ebenso hoher Anteil (71,5 Prozent) jünger als 21 Jahre. Der Altersdurchschnitt der weib-

lichen Opfer beträgt 25,3 Jahre, das jüngste Opfer war bei der Tat fünf Jahre alt, die älteste Frau war 

86. Von den sieben Männern bzw. Burschen waren drei zum Tatzeitpunkt noch keine fünfzehn Jahre 

alt. Bei ihnen liegt das Durchschnittsalter bei 18 Jahren. 

  

                                                           
16

 22 Verfahren fanden in Wien (44%) statt, 15 (30%) in Niederösterreich, sieben (14%) in Tirol, vier (8%) in 
Vorarlberg und zwei (4%) im Burgenland. 
17

 Die überwiegende Mehrheit der 63 Opfer erstattete Anzeige wegen Vergewaltigung/geschlechtlicher Nöti-
gung (häufig verbunden mit weiteren Straftaten). In vier Verfahren wurden zunächst andere Sexualdelikte 
angezeigt, die Anklage bezog sich dann aber (auch) auf § 201 StGB. Im Detail wurden drei Einzeltäter angezeigt 
wegen §§ 205 (Sexueller Missbrauch einer wehrlosen oder psychisch beeinträchtigten Person), 206 Abs 1 und 
205a (Schwerer sexueller Missbrauch von Unmündigen und Verletzung der sexuellen Selbstbestimmung) bzw. 
207 Abs 1 (Sexueller Missbrauch von Unmündigen) sowie drei gemeinsam vorgegangene Täter wegen § 206 
StGB (Schwerer sexueller Missbrauch von Unmündigen). 
18

 Im Zeitraum von November 2015 bis Februar 2016 griff der Täter 15 Frauen zwischen 14 und 54 Jahren an 
und wurde wegen (versuchter) Vergewaltigung, geschlechtlicher Nötigung und sexueller Belästigung angezeigt. 
Er folgte den Frauen von U-Bahn, S-Bahn und Bus weg und attackierte sie im Eingangsbereich ihres Wohnhau-
ses oder auf der Straße, vereinzelt fanden sexuelle Belästigungen in den Verkehrsmitteln statt. Die meisten 
Opfer wehrten sich lautstark, sodass der Täter von weiteren Handlungen absah. 
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Tab. 9: Altersgruppen der Opfer (n=63) 

 weiblich männlich 

 Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 

 
unter 15 14 25,0 3 42,9 

15 bis 20 10 17,9 2 28,6 

21 bis 30 16 28,6 1 14,3 

31 bis 40 7 12,5 1 14,3 

41 bis 50 6 10,7   

51 bis 60 2 3,6   

über 61 1 1,8   

Gesamt 56 100,0* 7 100,0* 

* Aufgrund von Rundungen beträgt die Summe nicht 100,0 Prozent. 

Etwa drei Viertel (73,2 Prozent) der betroffenen Frauen und Mädchen waren ledig, sechs verheiratet, 

fünf geschieden, und bei weiteren vier war der Familienstand aus den Akten nicht ersichtlich. Alle 

männlichen Opfer waren unverheiratet. 

Gut ein Drittel (34,9 Prozent) der Opfer ging noch zur Schule, 18 Mädchen und vier Burschen. Nur bei 

sieben (von 41) Opfern, die ihre Ausbildung abgeschlossen hatten, konnte ihr Bildungsstatus erho-

ben werden: Jeweils ein Mann und eine Frau hatten einen Pflichtschul- bzw. einen Lehrabschluss, 

zwei Frauen hatten eine berufsbildende mittlere Schule absolviert, eine war Akademikerin. 

22 Frauen gingen einer Erwerbsarbeit nach, davon waren drei Sexualdienstleisterinnen, zehn Frauen 

waren arbeitslos, so wie auch ein männliches Opfer, und zwei Männer waren Strafgefangene. Jeweils 

eine Frau war Hausfrau bzw. bereits in Pension. Der berufliche Status von vier Frauen konnte den 

Gerichtsakten nicht entnommen werden. 

Insgesamt sind mehr zwei Drittel der Opfer (69,8 Prozent) österreichische StaatsbürgerInnen. Von 

den 37 Österreicherinnen (66,1 Prozent) haben vier Migrationshintergrund, jedes fünfte weibliche 

Opfer (17,9 Prozent) hat einen EU- bzw. Schweizer Pass, jeweils zwei Frauen sind serbische, türkische 

bzw. ukrainische Staatsbürgerinnen und jeweils eine ist afghanische, argentinische bzw. nigerianische 

Staatsbürgerin (16,1 Prozent). 

Von den sieben männlichen Opfern sind fünf Österreicher (71,4 Prozent), zwei haben Migrationshin-

tergrund. Zwei Männer sind tschechische bzw. slowakische Staatsbürger. 

Bei einzelnen Personen lagen besondere Bedürfnisse vor: Zwei Frauen hatten einen Behindertenpass 

und eine von ihnen wurde besachwaltet, ebenso wie eine junge Frau mit Down-Syndrom. Bei einem 

weiteren Opfer waren vor der Tat Depressionen und eine Borderline-Störung diagnostiziert worden. 

Verglichen mit 1990 (Breiter 1995, 74-79) sind die weiblichen Opfer ein Vierteljahrhundert später 

jünger geworden (damals waren zwei Drittel unter 31 Jahre alt, 2016 waren es rund 72 Prozent) und 
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unter ihnen sind doppelt so viele Schülerinnen/Studentinnen (31 vs. 60 Prozent). Dementsprechend 

sind weniger Berufstätige unter den Opfern (46 vs. 39 Prozent), aber auch nur halb so viele Arbeitslo-

se (17 vs. 33 Prozent). Im Übrigen sind im Sample von 1990 ebenfalls drei Sexualdienstleisterinnen 

vertreten. 1990 war etwa jedes fünfte Opfer keine Österreicherin, 2016 fast ein Drittel. 

Soziodemografisches Profil der Angeklagten 

Angeklagt wurden 54 Männer wegen §§ 201 und/oder 202 StGB.19 Unter ihnen überwiegen junge 

Männer bis 30 Jahre (59 Prozent), wobei fast ein Viertel jünger als 21 war. Damit sind die Angeklag-

ten deutlich jünger als die männliche österreichische Bevölkerung. Rund 18 Prozent waren zwischen 

41 und fünfzig Jahre alt, die Dreißigjährigen und ältere Männer über Fünfzig waren schwächer vertre-

ten. Der jüngste Angeklagte war zum Tatzeitpunkt fünfzehn und der älteste 78 Jahre alt. Der Alters-

durchschnitt liegt mit 31,7 Jahren über dem der Opfer. 

Tab. 10: Alter der Angeklagten (n=54) und Altersgruppen der männlichen Bevölkerung Österreichs20 

 Häufigkeit Prozent 

Österreichische Bevölke-

rung, Männer (%)** 

 unter 21 13 24,1 8,4 

21 bis 30 19 35,2 17,1 

31 bis 40 5 9,3 16,8 

41 bis 50 10 18,5 18,9 

51 bis 60 6 11,1 18,5 

über 61 1 1,9 20,3 

Gesamt 54 100,0* 100,0 

* Aufgrund von Rundungen beträgt die Summe nicht 100,0 Prozent. 

** Einbezogen wurden entsprechend dem Alter der Angeklagten nur die 15- bis 78-Jährigen (N=3,476.905). 

Der Großteil der Angeklagten war zum Zeitpunkt der Anzeige unverheiratet (60 Prozent), rund 29 

Prozent waren verheiratet, sechs geschieden und einer Witwer.  

Der Bildungsstatus der Angeklagten war in den Akten besser dokumentiert als derjenige der Opfer 

(Angaben fehlten bei vier Männern): Mit 27 Personen hat exakt die Hälfte nur einen Pflichtschulab-

schluss, zwölf Männer haben eine Lehre absolviert (22,2 Prozent), zwei eine berufsbildende mittlere 

Schule, vier haben maturiert (7,4 Prozent) und zwei sind Akademiker. Fünf junge Männer befanden 

sich noch in Ausbildung. Fast die Hälfte der Angeklagten (46,3 Prozent) war arbeitslos und etwas 

                                                           
19

 Zwei Verfahren wurden gegen zwei Angeklagte geführt, eines gegen drei.  
Informationen über persönliche Daten und über Tatumstände liegen für 54 Angeklagte vor, zum Urteil nur für 
52: Bei den beiden Verfahren, die jeweils gegen zwei Personen geführt wurden, fehlten in einem Akt Daten 
betreffend den Verfahrensausgang gegen den Zweitangeklagten, im anderen Verfahren wurde der zunächst als 
Mittäter bei einer Vergewaltigung angezeigte Mann schließlich wegen Unterlassung der Verhinderung einer 
Straftat (§ 286 StGB) verurteilt. 
20

https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/bevoelkerungsstrukt
ur/bevoelkerung_nach_alter_geschlecht/index.html Bevölkerung am 1.1.2016 nach Alter und Bundesland – 
Männer (Zugriff 28.3.2018). 

https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/bevoelkerungsstruktur/bevoelkerung_nach_alter_geschlecht/index.html
https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/bevoelkerungsstruktur/bevoelkerung_nach_alter_geschlecht/index.html
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mehr als ein Drittel (37 Prozent) berufstätig, entweder in einem Anstellungsverhältnis oder als Selb-

ständige, und zwei befanden sich bereits in Pension. Zwei Männer waren zum Tatzeitpunkt in Haft. 

Mehr als ein Drittel der Angeklagten sind österreichische Staatsbürger, vier haben Migrationshinter-

grund, d.h. deren Anteil entspricht in etwa ihrem Bevölkerungsanteil.21 Drei Männer, und damit rund 

sechs Prozent, stammen aus EU-Ländern (Bevölkerungsanteil 7,2 Prozent).22, 23 Männer aus Drittstaa-

ten sind unter den Angeklagten mit einem Anteil von rund 57 Prozent extrem, nämlich um fast das 

Achtfache überrepräsentiert (Bevölkerungsanteil 7,3 Prozent), sie stammen vor allem aus der Türkei 

(Bevölkerungsanteil 1,3 Prozent) und aus Afghanistan (Bevölkerungsanteil 0,4 Prozent). Zehn Ange-

klagte befanden sich im Asylverfahren, zwei hielten sich illegal in Österreich auf. Obwohl ein direkter 

Vergleich dieser Stichprobe mit der Anzeigenstatistik 2016 nicht möglich ist24, fällt doch auf, dass sich 

die Größenordnungen stark zu Ungunsten von ausländischen Tätern verschoben haben. Von den 54 

Angeklagten waren zwanzig (37 Prozent) Österreicher, drei (sechs Prozent) EU-Bürger und 31 (57 

Prozent) Drittstaatsangehörige. Laut Sicherheitsbericht 2016 waren aber in den einbezogenen Bun-

desländern (W, NÖ, B, T, V) sowohl bei Vergewaltigungen als auch bei geschlechtlichen Nötigungen 

nur rund 40 Prozent (40,6 bzw. 42,1) der Beschuldigten Ausländer. D.h., Verfahrenseinstellungen 

durch die Staatsanwaltschaft betreffen in erster Linie österreichische Beschuldigte – möglicherweise 

ein Effekt unterschiedlicher Opfer-Täter-Beziehungen. 

Tab. 11: Nationalität der Angeklagten (n=54) 

 Häufigkeit Prozent 

 Österreich 20 37,0 

Türkei 7 13,0 

Afghanistan 5 9,3 

Marokko 3 5,6 

Serbien 3 5,6 

Irak 2 3,7 

EU-Staaten (Bulgarien, Slowakei, Tschechien) 3 5,6 

Andere europäische Staaten (Bosnien und  

Herzegowina, Kosovo, Mazedonien) 

3 5,6 

Afrika ( Algerien, Eritrea, Libyen) 3 5,6 

Russland 1 1,8 

Japan 1 1,8 

Südamerika (Ecuador) 1 1,8 

                                                           
21

 Im Jahresdurchschnitt 2016 hatten 22 Prozent der ÖsterreicherInnen Migrationshintergrund (Statistik Austria 
2017, 22). Statistik Austria fasst in diese Gruppe Personen, deren beide Elternteile im Ausland geboren wurden. 
22

 Im Jahresdurchschnitt 2016 lebten 618.600 EU-BürgerInnen (7,2% der Bevölkerung) und 630.600 (7,3%) 
Drittstaatsangehörige in Österreich (Statistik Austria, 
https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/bevoelkerungsstruktu
r/bevoelkerung_nach_migrationshintergrund/index.html (Zugriff 23.3.2018). 
23

 Die Relation ÖsterreicherInnen-AusländerInnen/MigrantInnen spiegelt sich bei der Sprachkompetenz: Bei 
jeder zweiten Verhandlung (27) gab es DolmetscherInnen entweder für den Angeklagten oder das Opfer. 
24

 Die Anzeigenstatistik bezieht sich auf das gesamte Bundesgebiet und das Gesamtjahr 2016. 

https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/bevoelkerungsstruktur/bevoelkerung_nach_migrationshintergrund/index.html
https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/bevoelkerungsstruktur/bevoelkerung_nach_migrationshintergrund/index.html
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Trinidad und Tobago 1 1,8 

Südasien (Pakistan) 1 1,8 

Gesamt 54 100,0 

Sowohl die angeklagten Österreicher/EU-Bürger, die 38,3 Prozent der Gewalttäter stellten (18 Män-

ner), als auch die Drittstaatsangehörigen (61,7 Prozent, 29 Männer) viktimisierten überwiegend Ös-

terreicherinnen/EU-Bürgerinnen: 89 Prozent der Österreicher und 79 Prozent der Ausländer hatten 

ein weibliches österreichisches Opfer – und elf Prozent der Österreicher ein ausländisches. Damit 

sind Angriffe von Österreichern auf Ausländerinnen verglichen mit den 1990er Jahren zwar zurück-

gegangen, der entsprechende Wert lag damals bei 15 Prozent, Breiters Feststellung, es handle sich 

dabei um einen hohen Anteil, kommt dennoch weiter Berechtigung zu: „ … gemessen an der geringe-

ren ‚Auswahlmöglichkeit‘ der inländische Täter und der sicherlich besonders niedrigen Anzeigenbe-

reitschaft ausländischer Opfer“ (ebd., 25), die häufig negativer Konsequenzen wie etwa ihre Abschie-

bung befürchten müssten (was auch für eine Anzeigeerstatterin in unserer Stichprobe zutraf). Sie 

mutmaßte, die Überrepräsentation von Ausländerinnen sei Ausdruck einer niedrigeren Aggressions-

schwelle von Österreichern gegenüber einer fremden Kultur. Die Viktimisierung von Österreicherin-

nen durch Ausländer ist gegenüber den 1990er Jahren, als 60 Prozent der ausländischen Angeklagten 

eine Österreicherin angriffen (Breiter 1995, 25), um fast zwanzig Prozentpunkte angestiegen. 

Die häufigste Konstellation bestand bei weiblichen Opfern in Gewalthandlungen eines Drittstaatsan-

gehörigen gegen ein Opfer, das aus Österreich, einem anderen EU-Staat oder der Schweiz stammte; 

das traf auf jedes zweite Opfer zu. Angriffe von Österreichern auf Österreicherinnen stellten einen 

Drittelanteil, deutlich seltener waren die Konstellationen Angeklagter und Opfer aus einem Drittstaat 

bzw. Österreicher gegen Drittstaatsangehörige. Bei den Burschen/Männern überwogen zu fast drei 

Viertel Österreicher, die Österreicher viktimisierten, die andere Gruppe bildeten Angeklagte aus ei-

nem Drittstaat, die ein österreichisches Opfer angriffen. 

Tab. 12: Staatszugehörigkeit von Angeklagten und Opfern – Anklage (n=63) 

 

Häufigkeit Prozent 

Opfer  

weiblich 

 Angeklagter Ö/EU,  

Opfer Ö/EU 

19 33,9 

Angeklagter Drittstaat,  

Opfer Ö/EU 

28 50,0 

Angeklagter Ö/EU, 

Opfer Drittstaat 

2 3,6 

Angeklagter Drittstaat, 

Opfer Drittstaat 

7 12,5 

Gesamt 56 100,0 

Opfer 

männlich 

 Angeklagter Ö/EU,  

Opfer Ö/EU 

5 71,4 

Angeklagter Drittstaat, 

Opfer Ö/EU 

2 28,6 

Gesamt 7 100,0 
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Zudem wurde erhoben, ob die Angeklagten vorbestraft waren: 19 hatten eine oder mehrere Vorstra-

fen, es war also etwas mehr als ein Drittel der Angeklagten (35 Prozent) bereits vor der ihnen zur Last 

gelegten Tat mit dem Gesetz in Konflikt geraten.  

o Nur drei Männer hatten eine Vorstrafe wegen eines Sexualdelikts, zwei von ihnen wegen 

Vergewaltigung, der dritte wegen Zuführens zur Prostitution und sexueller Belästigung (§§ 

215, 218 StGB). Zwei der drei hatten mehrere Vorstrafen (einer insgesamt 18) aufgrund von 

Sexual-, Körperverletzungs- und anderen Delikten.  

o Weitere sieben Männer waren wegen Köperverletzungsdelikten vorbestraft, einer aus-

schließlich wegen Körperverletzung, die übrigen zusätzlich wegen Vermögensdelikten, Stal-

king, gefährlicher Drohung und/oder falscher Beweisaussage, zwei hatten außerdem gegen 

das Waffengesetz verstoßen.  

o Die übrigen neun waren wegen Vermögensdelikten (v.a. Diebstahl, Betrug und Raub) und 

Verstößen gegen das Suchtmittelgesetz (§ 27 SMG) vorbestraft, zwei auch nach § 50 Waffen-

gesetz. Ein Angeklagter aus dieser Gruppe hatte zusätzlich wegen Verletzung der Unterhalts-

pflicht und der Herabwürdigung religiöser Lehren Vorstrafen, ein anderer wegen Miss-

brauchs der Amtsgewalt. 

Zu vier Angeklagten gab es Vormerkungen, bei zwei von ihnen auch zu Sexualstraftaten. Drei waren 

nicht vorbestraft. Der bereits erwähnte 18-fach Vorbestrafte wies außerdem fünfzig Vormerkungen 

aus dem Zeitraum von 1993 bis 2014 auf: Zuführen zur Prostitution, schwere Körperverletzung, Dieb-

stahl, Einbruch, gefährliche Drohung, Hehlerei, Erpressung, Verleumdung, falsche Beweisaussage, 

Urkundenunterdrückung sowie Verstöße gegen Suchtmittel- und Waffengesetz.  

Nur einmal waren besondere Bedürfnisse angemerkt: Ein Angeklagter hatte wegen seiner intellektu-

ellen Behinderung seit den 1990er Jahren einen Sachwalter. 

Im Vergleich mit 1990 (Breiter 1995, 21-30) sind die Angeklagten 2016 etwas älter (damals war ein 

Drittel über dreißig, 2016 waren es rund 41 Prozent), haben schlechtere Schulbildung (damals hatte 

ein Drittel nur einen Pflichtschulabschluss, 2016 traf dies auf jeden zweiten zu) und sind häufiger 

arbeitslos (damals ein Drittel, 2016 fast die Hälfte). Auffällig sind die Umkehr beim Verhältnis Inlän-

der-Ausländer (1990 waren 69 Prozent Österreicher, 2016 dagegen 63 Prozent Ausländer) sowie der 

deutliche Rückgang von Vorbestraften: War 1990 gut die Hälfte (53 Prozent) ohne Vorstrafe, waren 

es 2016 zwei Drittel. Zu beiden Untersuchungszeitpunkten überwogen bei den Vorstrafen Verurtei-

lungen wegen Körperverletzungsdelikten und/oder Vermögensdelikten. 

Tat 

Die überwiegende Mehrheit der Anzeigen (72,2 Prozent) ebenso wie der Anklagen (86,0 Prozent) und 

Verurteilungen (72,7 Prozent) lautete auf (versuchte) Vergewaltigung, teilweise in Verbindung mit 

anderen Delikten. 
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39 Verfahren wurden im OLG Sprengel Wien geführt, elf im OLG Sprengel Innsbruck. 22 Tatorte lagen 

in Wien, 15 in Niederösterreich, zwei im Burgenland, sieben in Tirol und vier in Feldkirch. 

Opfer-Täter-Beziehung 

Mehrheitlich (57,1 Prozent) kannten die Opfer den von ihnen Beschuldigten bereits seit längerem, 

aber hier tritt ein struktureller Unterschied bei der Viktimisierung von Mädchen/Frauen bzw. Bur-

schen/Männern zutage. Bei den weiblichen Opfern kam rund jeder dritte Beschuldigte aus ihrem 

Bekanntenkreis, 16 Prozent waren (ehemalige) Partner. Verwandte stellten mit sieben Prozent die 

kleinste Gruppe. Relativ gering war der Anteil der am Tattag kennengelernten Beschuldigten, aber 

jeder dritte Beschuldigte war dem Opfer nicht bekannt. Davon unterscheiden sich die männlichen 

Opfer: Verwandte überwogen deutlich (was mit dem jungen Alter der Opfer zusammenhängt), ge-

folgt von Bekannten, wogegen am Tattag kennengelernte Personen und Fremde eine wesentlich 

geringere Rolle spielten. (Männliche Opfer gab es im Übrigen ausschließlich im OLG-Sprengel Wien.) 

Tab. 13: Opfer-Täter-Beziehung nach Geschlecht der Opfer (n=63) 

 weiblich männlich 

 Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 

 Partner 5 8,9 -  

Ex-Partner 4 7,1 -  

Verwandter 4 7,1 3 42,9 

Bekannter 18 32,1 2 28,6 

am Tattag kennengelernt (24h) 6 10,7 1 14,3 

fremd 19 33,9 1 14,3 

Gesamt 56 100,0* 7 100,0* 

* Aufgrund von Rundungen beträgt die Summe nicht 100,0 Prozent. 

Fünf Frauen zeigten ihren Partner25 an, vier einen früheren Partner, und bei der Gesamtgruppe lag in 

sieben Fällen ein Verwandtschaftsverhältnis vor: Angeklagt wurden drei Väter und ein Stiefgroßva-

ter, außerdem wurden ein 18-jähriges Mädchen und ein 14-jähriger Junge jeweils von ihrem Schwa-

ger missbraucht und ein Bursche zeigte seinen Bruder an, der ihm jahrelang Gewalt angetan hatte. In 

unserem Sample gab es keine Freundschaften verstanden als enge, nicht-sexuelle Beziehungen. 

Bei den weiblichen Vergewaltigungsopfern fallen in die Kategorie Bekannte etwa ein Judotrainer, ein 

Nachbar, ein Vermieter, ein Kaffeehausstammgast, ein nach Monaten zufällig wieder getroffener 

One-Night-Stand und ein Mann, den das Opfer über eine Datingplattform kennengelernt hatte. We-

gen geschlechtlicher Nötigung angeklagt wurden ein Vorgesetzter, ein Nachbar, der für das Opfer 

„Großvaterersatz“ war, ein Mann, der das Opfer über seine Söhne kennengelernt hatte, sowie ein 

anderer, der mit dem Bruder des Mädchens bekannt war. Manche Bekanntschaften waren nur einige 

Monate alt, andere mehrere Jahre. 

                                                           
25

 Partner bzw. Ex-Partner sind durch das Bestehen einer sexuellen Beziehung charakterisiert. 
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Die sogenannten Bekannten der männlichen Opfer waren in beiden Fällen Mithäftlinge. 

Jeden zehnten (mutmaßlichen) Täter lernten die weiblichen Opfer am Tattag kennen, bei den männ-

lichen Opfern war diese Gruppe etwas größer. Die in Studien zu Vergewaltigungen gebräuchliche 

Kategorie „weniger als 24 Stunden dauernde Bekanntschaft“26 fasst Beziehungen mit sehr unter-

schiedlicher Dauer zusammen, das Kennenlernen war etwa Stunden vor der Tat im Schwimmbad 

oder im Internet erfolgt, oder erst kurze Zeit vorher auf einer Party, in einem Lokal oder auf dem 

Nachhauseweg. 

Auch bei der Opfer-Täter-Beziehung zeigen sich zumindest teilweise Unterschiede zwischen den 

Samples von 2016 und 1990: In der Untersuchung von Breiter (1995) sind Partner/Ex-Partner etwas 

stärker vertreten (20 Prozent), am Tattag kennengelernte Männer aber wesentlich stärker (36 Pro-

zent) und Fremde deutlich seltener (20 Prozent) (ebd., 31). 

Vergewaltigungen und geschlechtliche Nötigungen weisen unterschiedliche Beziehungsstrukturen 

auf. In unserem Sample erfolgten Nötigungen ausschließlich durch Bekannte und Fremde, nicht aber 

in engeren Beziehungen, sei es partnerschaftlich oder familiär. Betrachtet man Vergewaltigungen für 

sich genommen, stellen Bekannten die größte Beschuldigtengruppe, gefolgt von (Ex-)Partnern und 

Verwandten, der Anteil der Fremden beträgt nur ein Viertel. 

Tab. 14: Opfer-Täter-Beziehung nach Delikt (n=63) 

 § 201 § 202 

 Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 

 Partner 5 9,3   

Ex-Partner 4 7,4   

Verwandter 7 13,0   

Bekannter* 17 31,5 3 33,3 

am Tattag kennengelernt (24h) 7 13,0   

fremd 14 25,9 6 66,7 

Gesamt 54 100,0* 9 100,0 

* Aufgrund von Rundungen beträgt die Summe nicht 100,0 Prozent. 

Tatorte 

Die größte Gruppe der als Fremde klassifizierten Männer fiel auf der Straße ansatzlos über ein Opfer 

her, vor allem am Abend oder in der Nacht und an Orten, wo es kaum BeobachterInnen gab: Neun 

solcher Übergriffe (einer davon richtete sich gegen eine Sexualdienstleisterin) erfolgten an einer Hal-

testelle oder bei einem U-Bahn-Ausgang.27 (Sexuelle Gewalt durch Bekannte fand nie auf der Straße 

statt.) Die angezeigten Vergewaltigungen in diesem Kontext blieben meist im Versuchsstadium, weil 

                                                           
26

 siehe z.B. Lovett/Kelly 2009, 32. 
27

 Als zehnter Fall wurde hier ein Verkäufer am Naschmarkt gezählt, der an seinem Stand ein Mädchen be-
drängte. 



17 
 

die Angreifer gestört wurden oder sich das Opfer losreißen konnte. Auch die (versuchten) Übergriffe 

im Stiegenhaus einer größeren Wohnanlage bzw. am Parkplatz eines Einkaufszentrums (während der 

Geschäftszeit), also an relativ abgeschlossenen Orten, an denen aber durchaus mit ZeugInnen zu 

rechnen ist, erfolgten fast ausschließlich durch Fremde, wogegen sich bei Gewaltvorfällen im Park 

oder im Grünen bekannte und Fremdtäter in etwa die Waage hielten (siehe Tab. 14 unten). Zu (ver-

suchten) Vergewaltigungen durch Fremde kam es weiters auf der Toilette einer Disco (weibliches 

Opfer) bzw. eines Hallenbades (männliches Opfer). 

Drei Opfer wurden im Privatbereich durch Fremde viktimisiert: zwei in der eigenen Wohnung, nach-

dem der später verurteilte Täter gemeinsam mit einem Bekannten des Opfers zu Besuch gekommen 

war bzw. in der Nacht über das Fenster bei einer Pensionistin eingestiegen war; eine Frau hatte den 

später wegen des Verdachts der Vergewaltigung Angeklagten in dessen Wohnung begleitet. An ih-

rem Arbeitsplatz erfolgten Übergriffe gegen drei Frauen: gegen eine Kaffeehauskellnerin durch einen 

Stammgast sowie gegen zwei Sexarbeiterinnen durch einen abgewiesenen Kunden. Was den Tatort 

Bordell betrifft, gab ein Mann vor, Mitarbeiter einer Escort-Agentur zu sein, und verlangte von Be-

werberinnen, Sex mit einer Testperson der Agentur (nämlich ihm selbst) zu haben, die Treffen fanden 

in einem Bordell statt. 

Die dokumentierten Tatorte spiegeln weitgehend die Opfer-Täter-Beziehung wider: 26 Übergriffe 

durch „länger Bekannte“ erfolgten in ihrer, seiner oder der gemeinsamen Wohnung oder am ge-

meinsamen Arbeitsplatz, aber nur drei durch Fremde. Bei den Übergriffen im öffentlichen Raum (auf 

der Straße, im Grünbereich) stehen 13 Fremdtäter vier bekannten gegenüber.28 

An allen im Folgenden aufgelisteten Tatorten mit Ausnahme von „Gefängnis“ erlebten Frauen Ge-

walt, Übergriffe gegen männliche Opfer konzentrierten sich auf fünf Orte: die Wohnung des Ange-

klagten bzw. die gemeinsame Wohnung (beide Male Vergewaltigungen durch Verwandte), die Toilet-

te in einem Hallenbad, der Parkplatz eines Einkaufszentrums sowie eine Gefängniszelle. 

Tab. 15: Tatorte nach Bekanntschaftsdauer (n=63) 

 
länger bekannt am Tattag kennengelernt/ 

fremd 

 Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 

 Wohnung Opfer 6 16,7 2 7,4 

Wohnung Angeklagter 13 36,1 1 3,7 

Gemeinsame Wohnung O+A 6 16,7   

Arbeitsplatz Opfer 1 2,8 2 7,4 

Arbeitsplatz O+A 1 2,8   

Auto  1 2,8   

                                                           
28

 In der Studie von Breiter (1995) waren die häufigsten Tatorte im Freien (29%), in der Wohnung des Opfers 
(25%), in der Wohnung des Täters (18%) und in der Wohnung von Dritten (10%). Die restlichen 18% verteilen 
sich auf die gemeinsame Wohnung (8%), den Arbeitsplatz von Täter oder Opfer (6%) und das Auto des Täters 
(4%) (ebd., 40). 
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WC (Lokal/ Hallenbad)   2 7,4 

Stiegenhaus/ Parkplatz 1 2,8 5 18,5 

Park/ Grünbereich 4 11,1 3 11,1 

Straße/ Haltestellen    10 37,0 

Bordell   2 7,4 

Wanderhütte 1 2,8   

Gefängnis 2 5,6   

Gesamt 36 100,0* 27 100,0* 

* Aufgrund von Rundungen beträgt die Summe nicht 100,0 Prozent. 

Da die Opfer-Täter-Beziehung weitgehend den Tatort bestimmt, bestehen Unterschiede zwischen 

Vergewaltigungen und geschlechtlichen Nötigungen. Auffällig ist vor allem die Konzentration der 

Tatorte von Nötigungen auf den (halb-)öffentlichen Raum, wo sieben von neun Übergriffen stattfan-

den (angeklagt waren sechs Mehrfachtäter). 

Tab. 16: Tatorte bei angeklagten Vergewaltigungen 

 
länger bekannt am Tattag kennengelernt/ 

fremd 

 Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 

 Wohnung Opfer 6 18,2 2 9,5 

Wohnung Angeklagter 12 36,4 1 4,8 

Gemeinsame Wohnung O+A 6 18,2 -  

Arbeitsplatz Opfer 1 3,0 2 9,5 

Auto  1 3,0   

WC (Lokal/ Hallenbad) -  2 9,5 

Stiegenhaus 1 3,0 3 14,3 

Park/ Grünbereich 4 12,1 3 14,3 

Straße, Haltestelle  -  6 28,6 

Bordell   2 9,5 

Gefängnis 2 6,1 -  

Gesamt 33 100,0 21 100,0 

Tab. 17: Tatorte bei angeklagten geschlechtlichen Nötigungen 

 
länger bekannt am Tattag kennenge-

lernt/ fremd 

 Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 

 Wohnung Angeklagter 1 33,3   

Arbeitsplatz O+A 1 33,3   

Parkplatz   2 33,3 

Straße, Haltestelle   4 66,7 

Wanderhütte 1 33,3   

Gesamt 3 100,0* 6 100,0 

* Aufgrund von Rundungen beträgt die Summe nicht 100,0 Prozent. 
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Gewaltformen 

Im Zuge der Vergewaltigungen bzw. geschlechtlichen Nötigungen erfolgten Körperverletzungen von 

Hämatomen und Rissquetschwunden bis zu Verletzungen im Vaginal- und Analbereich. Keiner der 

Angeklagten drohte bei der Gewalttat mit einer Waffe oder verwendete eine solche oder hatte einen 

Gegenstand, der als Waffe verwendet werden kann, bei sich.29 

Tab. 18: Körperverletzungen der Opfer (n=63) 

 Anzeigen Anklagen Verurteilungen Nach Fallgeschichte 

 
Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 

 
§ 83 StGB 6 9,5 7 11,1 6 9,5 23 36,5 

Nur sechs Täter wurden wegen Körperverletzung (§ 83 StGB) verurteilt, folgt man den Aussagen der 

(weiblichen und männlichen) Opfer im Akt, finden sich aber in 23 Fällen Hinweise auf Verletzungen, 

die vor allem durch Schläge und Tritte entstanden, mit denen der Angreifer auf ihre Gegenwehr rea-

gierte. Allerdings erfolgten fünf Verurteilungen nach § 201 Abs 2 1. Fall StGB, weil die Tat eine 

schwere Körperverletzung (§ 84 StGB) zur Folge hatte: Eine Frau war laut ärztlichem Attest im Anal-

bereich schwer verletzt worden, und eine posttraumatische Belastungsstörung wurde in vier Fällen 

einer schweren Körperverletzung gleichgehalten.30 Die Qualifikation der schweren Körperverletzung 

ist auch dann erfüllt, wenn diese unmittelbar aus der Durchführung der Tathandlung resultiert, eine 

zusätzliche Verletzung ist nicht notwendig. 

Gegenwehr gegen die körperliche Gewalt des Angreifers leisteten viele Frauen, üblicherweise indem 

sie sich aus seinem Griff herauszuwinden versuchten oder in Form von Wegstoßen oder nach ihm 

Schlagen, vier Täter ergriffen daraufhin die Flucht. Bei einem Vorfall begleiteten zwei Frauen den 

Gewalttäter nach Hause, weil sie noch gemeinsam etwas trinken wollten, und im Eingangsbereich 

packte er beide am Handgelenk. Eine der Frauen schlug ihn ins Gesicht und konnte sich dadurch be-

freien, die andere zerrte der Mann die Stiegen hinunter in ein Kellerabteil. Als er begann, sich auszu-

ziehen, biss die Frau ihn in den Unterarm. Zwischenzeitlich hatte die Frau, die sich befreit hatte, die 

Polizei informiert (Fall 18). In mehreren anderen Fällen nützte die Gegenwehr nichts, weil der Ange-

klagte körperlich überlegen war und den Widerstand problemlos überwand (z.B. Fall 7, 10, 11) oder 

massive Gewalt einsetzte (Fall 131). Eine Frau konnte den Angreifer durch lautes Schreien in die Flucht 

schlagen (Fall 36). Keines der Opfer wandte Selbstverteidigungsmethoden oder Abwehrsprays an 

                                                           
29

 In der Studie von Breiter (1995) fanden sich sieben Täter (14%), die Waffen verwendeten, aber nur vier von 
ihnen „eine wirklich gefährliche Waffe“, nämlich je einmal ein Messer bzw. ein Flasche und in zwei Fällen eine 
Gaspistole (ebd., 44). Auch in der Stichprobe von Lovett/Kelly (2009) hatten 15 Täter eine Waffe bei sich, und 
zwar Fremde etwas häufiger als ehemalige Partner (ebd., 32). 
30

 Die Opfer waren ein zehnjähriger Bub, ein 13-jähriges Mädchen sowie eine 30-jährige und eine 52-jährige 
Frau.  
31

 Von den sechs Frauen, bei denen der Täter wegen Körperverletzung verurteilt wurde, war sie die einzige, 
deren Widerstand zu einer Gewalteskalation führte. Die Verletzungen der anderen waren nicht Konsequenz der 
Gegenwehr. 
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oder leistete verbalen Widerstand, weder indem sie versuchte den Angreifer mit strengen Worten 

abzuhalten oder indem sie ihn anflehte, sie gehen zu lassen. 

Drei Opfer versuchten den Täter von seinem Vorhaben abzulenken32: Eine 86-Jährige wachte wegen 

einer versuchten Penetration auf, der Fremde würgte sie und vergewaltigte sie mehrfach, bis sie 

ihren Widerstand aufgab. In der Hoffnung, er würde von ihr ablassen, bot sie ihm ihr Bargeld an und 

er verließ auch wirklich ihr Zimmer (Fall 35). Beim zweiten Vorfall würgte der Täter seine Lebensge-

fährtin und forderte Sex ein, sie verlangte aber, er solle vorher duschen. Während er ins Bad ging, 

versandte sie ein SMS mit einem Hilferuf, dann zwang er sie mitzukommen. Nach dem Duschen ver-

gewaltigte er die Frau, die erst später flüchten konnte, als er zur Toilette ging (Fall 7). Im dritten Fall 

handelte es sich um eine 13-Jährige, die keinen konkreten Übergriff zu verhindern versuchte, son-

dern die sich öfters mit einem 16-Jährigen traf, der ihr gefiel, mit dem sie aber keinen Sex haben 

wollte. Um ihn auf Distanz zu halten, nahm sie eine Zeitlang ihren Hund zu den gemeinsamen Spa-

ziergängen mit, bis sie Angst bekam, ihr „Freund“ könnte den Hund verletzen. Eine andere Ab-

wehrstrategie waren Telefonate mit einer Freundin. Nach einigen Wochen gab sie seinem Druck 

nach, weil er ihr drohte, andernfalls den Kontakt abzubrechen (Fall 44). 

Psychische Gewalt erlebten sechs Opfer: fünf Frauen durch die Drohung mit der Veröffentlichung 

von (Nackt-)Fotos bzw. Videos von der Vergewaltigung und ein Mädchen durch die Ankündigung, 

ihre Katze zu verletzen oder gar umzubringen, wenn sie über die Besuche beim Angeklagten spreche. 

In einem Fall erfolgte eine Freiheitsentziehung: Ein 16-jähriger Jugendlicher war jahrelang von sei-

nem älteren Bruder immer wieder missbraucht und dabei eingesperrt worden, um seine Flucht zu 

verhindern. Bei einer zweiten Anzeige wegen Freiheitsentziehung – eine Frau wurde von ihrem Le-

bensgefährten zwischen mehreren Vergewaltigungen im Schlafzimmer eingesperrt – wurde der 

Mann von diesem Verdacht freigesprochen und ausschließlich wegen Vergewaltigung und fortgesetz-

ter Gewaltausübung verurteilt. 

Drei Opfer konnten sich an die Gewalttat nicht oder nur bruchstückhaft erinnern, weil ihnen k.o.-

Tropfen verabreicht bzw. sie betrunken gemacht wurden. Alle drei Angaben konnten nicht erhärtet 

werden: Die vermutete Verabreichung von k.o.-Tropfen lag länger zurück und das Mädchen hatte 

sich zwischenzeitlich die Haare schneiden lassen, die behauptete Alkoholisierung eines anderen 

Mädchens war ebenfalls vor längerer Zeit erfolgt. Bei einer jungen Frau schließlich ergab die zeitnahe 

Blutuntersuchung einen Wert von 0,0 Promille, nur Cannabiskonsum konnte nachgewiesen werden. 

Im Übrigen hatte die Hälfte der Angeklagten (50 Prozent) vor der Tat weder Alkohol noch Drogen 

konsumiert. Jeder dritte (20 von 54, 37 Prozent) stand während der Tat unter Alkohol- bzw. Drogen-

einfluss und bei sieben weiteren wurde das vom Opfer zwar angegeben, aber nicht verifiziert. 

                                                           
32

 Breiter (1995) nannte eine solche Abwehrtaktik, die in ihrer Stichprobe von sechs Frauen eingesetzt wurde, 
eine Finte. Vier Frauen waren damit erfolgreich, z.B. eine, die den Täter in ihre Wohnung lockte, weil es dort 
bequemer sei, aber dort von ihrem Ehemann erwartet wurde (ebd., 94ff.). 
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Tätertypen 

Marion Breiter (1995), deren Studie sich auf 49 wegen Vergewaltigung Angeklagte bezieht, teilte die 

Beschuldigten in Anlehnung an amerikanische Forschungen in vier verschiedene Typen ein: den sozi-

opathischen, den zornigen, den sadistischen und den sexuellen Vergewaltiger, und ging einem Zu-

sammenhang von Tätertyp und Urteil nach (ebd., 45-54). Um es vorwegzunehmen, weicht die Zu-

sammensetzung unseres Samples deutlich von der damaligen Untersuchung ab. 

Breiter (1995) definiert die vier Typen folgendermaßen: 

o Dem soziopathischen Täter „geht es um die Demonstration von Macht und Männlichkeit, um 

die Unterwerfung einer Frau, um Eroberungssex“, die Tat hebe das Selbstwertgefühl und der 

Täter sei „Repräsentant einer etwas übersteigerten, aber tendenziell gesellschaftlich akzep-

tierten und häufigen Form männlicher Sozialisation“ (ebd., 46f.). Drei Viertel der Angeklag-

ten, 37 Männer, waren diesem Typus zuzurechnen, und 43 Prozent von ihnen wurden freige-

sprochen, laut Breiter vermutlich aufgrund ihrer „Nähe zu ‚normaler‘ männlicher Sozialisati-

on“ (ebd., 47). 

o Der zornige Vergewaltiger will Wut, Hass und Frustration an einer Frau abreagieren, der An-

griff ist „spontan, impulsiv und von massiver Gewalt geprägt“; Breiter fasste darunter sowohl 

Männer, die auf die betroffene Frau wütend waren, als auch solche, die sich an einer frem-

den Frau abreagierten (ebd., 51). Dieser Typus hatte einen hohen Anteil von 19 Prozent 

(neun Täter), mit einer Ausnahme wurden alle verurteilt. 

o Sadistische Vergewaltiger seien eher kaltblütig als spontan aggressiv und würden ihre Befrie-

digung aus Angst und Schmerz des Opfers ziehen; ihr Ziel sei „die Gewaltausübung selbst, 

verbunden mit sexueller Demütigung“ (ebd., 52). Beide sadistischen Täter in Breiters Sample 

(vier Prozent) wurden verurteilt. 

o Der sexuelle Vergewaltiger sei selten, werde aber häufig „als ‚Prototyp‘ des Sexualtäters dar-

gestellt. Er sei ein „schüchterner, erfolgloser und passiver Mann“, dem es schwerfalle, eine 

Beziehung zu einer Frau aufzubauen, und darauf hoffe, dass das Opfer „positiv auf den An-

griff reagieren und gerne mit ihm schlafen“ würde (ebd., 53). Der einzige Täter, der diesen 

Typus repräsentierte, wurde verurteilt. 

Bei der vorliegenden Studie wurde für 42 der Vergewaltigung verdächtige Männer eine Zuordnung 

versucht. Von vorneherein nicht berücksichtigt wurden zwölf der insgesamt 54 Beschuldigten, um 

unser Sample dem von Breiter anzugleichen: sechs Männer, die wegen geschlechtlicher Nötigung 

angezeigt und angeklagt wurden, fünf, deren Opfer ausschließlich männlich waren, sowie einer, der 

als Mittäter wegen § 286 StGB (Unterlassung der Verhinderung einer mit Strafe bedrohten Handlung) 

angeklagt und verurteilt wurde. 

Allerdings erwies sich mit Blick auf die verbleibende Gruppe eine ausschließliche Fokussierung auf die 

vier von Breiter skizzierten Typen als nicht sinnvoll, weshalb wir zum einen Angeklagte gesondert 
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erfassten, die aufgrund psychischer oder geistiger Krankheit nach § 21 Abs 1 oder 2 StGB in eine An-

stalt für geistig abnorme Rechtsbrecher eingewiesen wurden. Zum anderen wurden vier Angeklagte 

nicht eingerechnet, die schwer suchtkrank waren und/oder bei denen zum Tatzeitpunkt eine starke 

Alkoholisierung verifiziert wurde und die in den Einvernahmen beteuerten, sich an nichts zu erin-

nern. Schließlich wurden ein Pädophiler gesondert erfasst ebenso wie Männer, die eine Vergewalti-

gung bis zum Abschluss des Verfahrens bestritten und darauf beharrten, der Sex sei einvernehmlich 

gewesen bzw. es habe kein Geschlechtsverkehr stattgefunden (in der folgenden Tabelle: „andere“). 

In der aktuellen Untersuchung war ebenfalls derjenige Typus am häufigsten vertreten, bei dem die 

Gewalttat, derer er bezichtigt wurde, (auch) eine Machtdemonstration bedeutet. Jeder zweite Ange-

klagte wurde von uns diesem Typus zugerechnet, z.B. wenn er im Zuge der Einvernahme zur Recht-

fertigung der von ihm angewandten körperlichen und/oder psychischen Gewalt erklärte, dass es „in 

einer Beziehung keine Vergewaltigung“ gebe und er das Opfer ohnehin „eine Woche lang im Ruhe 

gelassen“ habe oder dass seiner Ansicht nach Sex zu den ehelichen Pflichten gehöre.33 Manche mein-

ten lapidar, sie wollten Sex oder sie hätten länger keinen Sex gehabt und seien geil gewesen. Eine 

Frau gab an, innerhalb eines Monats viermal von ihrem Partner vergewaltigt worden zu sein, dem sei 

jeweils ein Streit vorangegangen, weil er ihr Handy kontrollieren wollte, ein anderes Vergewalti-

gungsopfer wurde von ihrem Mann regelmäßig dann geschlagen, wenn er sich von ihr „provoziert“ 

fühlte. 

Tab. 19: Tätertypen 

  Aktuelle Studie Breiter 1995 

  Häufigkeit 

(Prozent) 

Freispruch 

(Prozent) 

Verurteil/Einw. 

(Prozent) 

Häufigkeit 

(Prozent) 

Freispruch 

(Prozent) 

Verurteil/Einw. 

(Prozent) 

 Machtwille 21 (50,0) 10 (71,4) 11 (39,3) 37 (75,5) 16 (100,0) 20 (64,5) 

Zorn 4 (9,5) - 4 (14,3) 9 (18,4) - 8 (25,8)  

Sadismus - - - 2 (4,1) - 2 (6,5) 

„Sexueller“ Typ - - - 1 (2,0) - 1 (3,2) 

Geisteskrankheit 5 (11,9) - 5 (17,9) - - - 

Alkohol, Drogen 4 (9,5) - 4 (14,3) - - - 

pädophil 1 (2,4) - 1 (3,6  - - - 

andere 7 (16,7) 4 (28,6) 3 (10,7) - - - 

Gesamt 42 (100,0) 14 (100,0) 28 (100,0*) 49 (100,0) 16 (100,0) 31 (100,0) 

* Aufgrund von Rundungen beträgt die Summe nicht 100,0 Prozent. 

Zehn der 21 – also 47,6 Prozent – wurden freigesprochen, elf verurteilt (davon sieben zu einer unbe-

dingten Freiheitsstrafe, einer zu einer bedingten, zwei zu teilbedingten und einer zu einer bedingten 

Freiheits- und Geldstrafe). Der Anteil der Freisprüche lag damit sogar über dem in der Studie von 

Breiter (1995), bestätigt also möglicherweise ihre These, dass dieser Typus weitgehend als „normal“ 

wahrgenommen wird. 

                                                           
33

 Diese Aussagen stammen von zwei Österreichern, einem 29-jährigen und einem 60-jährigen. 
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Der zornige Vergewaltiger wurde viermal identifiziert, vor allem aufgrund des hohen Grades an Bru-

talität seines Vorgehens, und alle vier wurden verurteilt. Am einfachsten war die Zuordnung eines 

Täters, der zu sieben Jahren Haft verurteilt wurde (Fall 28). Das Urteil stellte fest, es sei ihm darum 

gegangen, den Widerstand seines Opfers zu brechen, erschwerend waren seine besondere Brutalität, 

der Einsatz von Gewalt und Drohung sowie die Vollziehung von Vaginal-, Anal- und Oralverkehr. Der 

Täter hatte sein Opfer nach Einbruch der Dunkelheit vor der Wohnhausanlage überfallen und hinter 

das Haus gezogen, die mehrfachen Vergewaltigungen dauerten länger als eine Stunde. Das Opfer war 

in Todesangst, weil der Vergewaltiger äußert brutal und aggressiv war („mit einem Hass in mich hin-

eingestoßen“, „wie ein Tier auf mir drauf“) und immer wieder drohte, sie umzubringen, wenn sie um 

Hilfe rufe. Nach der Tat litt sie an starken Schmerzen, ein psychologisches Gutachten attestierte ihr 

ein schweres Trauma und sie befand sich monatelang im Krankenstand. Der Täter bekannte sich in 

der Hauptverhandlung schuldig, beteuerte aber, sich wegen seiner (nicht ärztlich bestätigten) Alko-

holisierung an nichts erinnern zu können. Sein Verteidiger beantragte ein Gutachten zu seiner Zu-

rechnungsfähigkeit, was aber abgewiesen wurde. 

Der zweite Täter (Fall 30) wurde knapp nach seiner Haftentlassung (Freiheitsstrafe u.a. wegen Wider-

stands gegen die Staatsgewalt) zunächst wegen einer gefährlichen Drohung gegen seine frühere Frau 

von ihr angezeigt, bei ihrer Einvernahme gab sie an, große Angst vor ihm zu haben: Seit ihrer Heirat 

vor mehr als zehn Jahren habe er körperliche Gewalt gegen sie und ihre Tochter ausgeübt, sie mehr-

fach gefährlich bedroht und Zuhause eingesperrt, wobei in den letzten Jahren die Gewalt einmal pro 

Woche eskaliert sei. Bei einem Vorfall habe er mit einer Softgun wiederholt auf sie geschossen, sie 

aber verfehlt. Besonders wütend sei er geworden, wenn sie keinen Sex wollte, dann habe er sie noch 

heftiger geschlagen, um sie gefügig zu machen. Das von ihr vorgelegte psychologische Gutachten 

stellte eine langjährige Traumatisierung fest. Das zuständige Gewaltschutzzentrum informierte das 

Gericht, dass der Täter äußerst gefährlich sei, und ihre Klientin die Trennung daher erst wagte, als er 

in Haft war. Der Täter wurde wegen Vergewaltigung und Körperverletzung zu dreieinhalb Jahren 

Freiheitsstrafe verurteilt. 

Ein wegen versuchter Vergewaltigung (Fall 6) zu einer zweijährigen Freiheitsstrafe verurteilter Mann 

hatte eine Sexualdienstleisterin angefallen und ihr zunächst den Mund zugehalten, sie dann gewürgt. 

Als sie sich wehrte, legte er einen Gürtel um ihren Hals und würgte sie weiter. Das Opfer gab an, sie 

habe große Angst gehabt, weil sie nicht wusste, ob er sie töten oder vergewaltigen wolle. Ein psychi-

atrisch-neurologisches Gutachten stellte beim Täter eine dissoziale Persönlichkeitsstörung fest, unter 

anderem mit einer niedrigen Schwelle für aggressives Verhalten. 

Schließlich wurde ein weiterer Mann wegen seiner Brutalität von uns als zorniger Täter eingeordnet 

(Fall 45). Die Verletzungen, die er seiner Lebensgefährtin bei einer analen Vergewaltigung zufügte, 

wurden in einem Gutachten als schwer klassifiziert. Außerdem hatte er sie mehrfach körperlich miss-

handelt und mit dem Umbringen bedroht. Wegen Vergewaltigung und fortgesetzter Gewaltausübung 

wurde er zu einer sechsjährigen Freiheitsstrafe verurteilt. 
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In unserem Sample gab es keinen Sadisten, aber einen „sexuellen Täter“ im Sinne Breiters, bei dem 

es sich allerdings nicht um einen Vergewaltiger handelte, sondern um einen wegen geschlechtlicher 

Nötigung verurteilten Mann (Fall 36). Der Zwanzigjährige hatte drei Frauen mitten in der Nacht auf 

der Straße an den Brüsten und im Schambereich berührt, weil er sich nach „Wärme“ sehnte, aber 

schon auch „Sex wollte“. 

Strafanzeigen und Anzeigenerstattung 

Fast drei Viertel der Beschuldigten (72, 2 Prozent, 39 von 54) wurden wegen (versuchter) Vergewalti-

gung und ein Sechstel (16,7 Prozent, neun Männer) wegen geschlechtlicher Nötigung angezeigt. Bei 

weiteren sechs Männern (11,1 Prozent) lautete die Anklage schließlich auf Vergewaltigung, Anzeige 

wurde zunächst aber wegen anderer Sexualdelikte erstattet.34 Damit sind in unserem Sample vergli-

chen mit den ermittelten Tatverdächtigen 2016 Vergewaltigungen leicht überrepräsentiert (siehe 

EINLEITUNG). 

28 Verdächtige wurden wegen der Verübung eines einzelnen Sexualdelikts angezeigt (wenn auch 

teilweise in Verbindung mit anderen Straftaten), 26 wegen mehrerer sexueller Gewalttaten, die sie 

entweder an einem oder an mehreren Opfern begingen. 

Ausschließlich wegen des Verdachts der Vergewaltigung bzw. der geschlechtlichen Nötigung ange-

zeigte Männer stellten mit einem Viertelanteil (26 Prozent) eine Minderheit dar, die überwiegende 

Mehrheit beging mehrere Straftaten. Nur 15 Beschuldigte wurden ausschließlich wegen (versuchter) 

Vergewaltigung (14-mal) bzw. wegen geschlechtlicher Nötigung (einmal) angezeigt. 

Tab. 20: Angezeigte Deliktkombinationen 

  Häufigkeit Prozent 

 § 201 Abs 1 StGB 10 18,5 

§§ 15 201 3 5,6 

§§ 12 201 1 1,9 

§ 201 Abs 1, andere §§ 15 27,8 

§§ 15 201, andere §§ 4 7,4 

§§ 201 Abs 1, 107 1 1,9 

§§ 201 Abs 1, 83 1 1,9 

§§ 15 201, 83, 107 2 3,7 

§§ 201 Abs 1, 83, 99 1 1,9 

§§ 201 Abs 1, 99, 107 1 1,9 

§ 202 Abs 1 1 1,9 

§§ 202 Abs 1, andere §§ 8 14,8 

                                                           
34

 Anzeigen erfolgten gegen jeweils einen Täter wegen § 205 Abs 1 StGB (Sexueller Missbrauch einer wehrlosen 
oder psychisch beeinträchtigten Person), § 207 Abs 1 (Sexueller Missbrauch von Unmündigen) und § 206 
(Schwerer sexueller Missbrauch von Unmündigen) in Verbindung mit § 205a StGB (Verletzung der sexuellen 
Selbstbestimmung). Drei gemeinschaftliche Täter wurden wegen § 206 StGB angezeigt. 
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Andere Sexualdelikte 6 11,1 

Gesamt 54 100,0* 

* Aufgrund von Rundungen beträgt die Summe nicht 100,0 Prozent. 

Wie bereits angesprochen (siehe EINLEITUNG) unterscheiden sich Vergewaltigungen und geschlechtli-

che Nötigungen strukturell. Das zeigt sich auch bei den weiteren von den Angeklagten begangenen 

Straftaten. 25 wegen des Verdachts der (versuchten) Vergewaltigung angezeigten Männern wurden 

sehr unterschiedliche andere Straftaten vorgeworfen. 

o Vier von ihnen – also jeder sechste – hatten ausschließlich weitere Sexualdelikte began-

gen.35 

o Vier anderen wurde die Begehung sowohl eines zweiten (und dritten) Sexualdelikts als auch 

einer Straftat aus einer anderen Kategorie vorgeworfen (fortgesetzte Gewaltausübung, Nöti-

gung und Tierquälerei, Diebstahl, Suchtmittelgesetz).36 

o Sechs der 25 wurden wegen gefährlicher Drohung und  

o fünf wegen Körperverletzung angezeigt (wobei zwei Beschuldigte beide Delikte begingen). 

o Darüber hinaus erfolgten vier Anzeigen wegen (schwerer) Nötigung (§§ 105, 106 StGB), je 

drei wegen Diebstahls (§ 127 StGB) bzw. (versuchten) Raubes (§ 142 StGB), zwei wegen Frei-

heitsentziehung (§ 99 StGB) und je eine wegen Menschenhandels (§ 104a StGB), beharrlicher 

Verfolgung (§ 107a StGB), Sachbeschädigung (§ 125 StGB), dauernder Sachentziehung (§ 135 

Abs 1 StGB), Erpressung (§ 144 StGB) sowie wegen Urkundenunterdrückung (§ 229 StGB). 

Tab. 21: (Versuchte) Vergewaltigung – angezeigte Deliktkombinationen unter Berücksichtigung von 

Sexualdelikten, Körperverletzung und gefährlicher Drohung (n=11) 

§§ 

StGB 

202 206, 

207 

207a 211 212 83 105 107 107b 

1 x x  x      

2  x        

3  x   x     

4  x x  x     

5 x  x x     x 

6 x         

7 x x        

8     x  x   

9      x    

10        x  

11       x x  

                                                           
35

 (1) §§ 206, 207, 212, (2) 206, (3) 202 Abs 1, 206 Abs 1, 207 Abs 1, 211 Abs 3, (4) 206, 207, 207a, 212 
36 (1) §§ 202 Abs 1, 211, 207a, 107b, (2) 212, 105, 222, (3) 202 Abs 1, 127, (4) 202 Abs 1, 206, 207, 27 Abs 4 

SMG  
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Sechs der acht Männer, denen neben geschlechtlicher Nötigung andere Straftaten vorgeworfen 

wurden, wurden eines weiteren Sexualdelikts beschuldigt. Darunter war viermal der (schwere) sexu-

elle Missbrauch Unmündiger (§§ 206, 207 StGB), zweimal die pornografische Darstellung Minderjäh-

riger (§ 207a StGB) (einmal davon in Verbindung mit Missbrauch) sowie eine sexuelle Belästigung (§ 

218 Abs 1 Z 1 StGB). D.h. der Tätertypus des sexuell Nötigenden unterscheidet sich insofern deutlich 

von dem des Vergewaltigers, als er vor allem Sexualdelikte begeht. Den beiden übrigen Beschuldig-

ten wurden Übertretungen des Suchtmittelgesetzes (§ 27 Abs 1 Z 1 1. u 2. Fall SMG) vorgeworfen 

bzw. gefährliche Drohung, fortgesetzte Gewaltausübung und der unbefugte Gebrauch von Fahrzeu-

gen (§§ 107, 107b, 136 StGB). 

Tab. 22: Geschlechtliche Nötigung – angezeigte Deliktkombinationen (n=8) 

§§ 

StGB 

206, 

207 

207a 218 107 107b 136 SMG 

1 x       

2 x       

3 x       

4 x x      

5  x      

6   x     

7       x 

8    x x x  

Auffallend beim Anzeigeverhalten der viktimisierten Frauen ist der hohe Anteil von bereits bald nach 

dem Übergriff erstatteten Strafanzeigen. (Details siehe im Kapitel ANZEIGEVERHALTEN) 

o 22 der der 56 weiblichen Opfer, also vier von zehn (39,3 Prozent), erstatteten selbst unmit-

telbar nach der Gewalttat Strafanzeige. 

o Ebenso viele machten die Straftat erst nach längerer Zeit bekannt, vereinzelt erst nach meh-

reren Jahren. Sie erstatteten mit Ausnahme der betroffenen Kinder selbst Anzeige. 

o Bei zwölf weiteren Frauen (21,4 Prozent) erfolgte die Anzeigenerstattung zeitnahe durch 

Dritte: in sieben Fällen durch Personen, die beim Übergriff ebenfalls anwesend waren (Nach-

barInnen, PassantInnen, DiskobesucherInnen, Security-Mitarbeiter) bzw. der vom Opfer tele-

fonisch verständigte Lebensgefährte, in zwei Fällen ein Sprengelarzt bzw. ein Krankenhaus, 

die Verletzungen behandelt hatten, eine Familienhelferin und schließlich der Vater eines Op-

fers, dem sich die junge Frau anvertraute. 

Die männlichen Opfer in der Untersuchungsgruppe erstatteten kaum persönlich Strafanzeige, was 

vor allem mit ihrem jungen Alter zusammenhängt. Bei vier von insgesamt sieben betroffenen Bur-

schen/Männern wurde die Straftat von Dritten umgehend angezeigt: einmal von der Mutter, die 

gemeinsam mit ihrem elfjährigen Sohn sexuell genötigt wurde, und einmal vom Bademeister, an den 

sich ein Zehnjährige nach seiner Vergewaltigung wandte. Die weiteren Opfer waren zwei Gefängnis-
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insassen, die von einem anderen Häftling vergewaltigt wurden, wofür es Zeugen gab. Die mehrfache 

Vergewaltigung eines Minderjährigen wurde durch die spätere Selbstanzeige des Täters, einem Ver-

wandten des Opfers, bekannt. Zwei Burschen thematisierten Übergriffe zu einem späteren Zeitpunkt 

selbst: Ein 16-Jähriger wurde bei einer Einvernahme in Zusammenhang mit einer Obsorgeregelung 

nach vernarbten Verletzungen am Rücken befragt und nahm dies zum Anlass, über den sexuellen 

Missbrauch durch seinen Bruder zu sprechen. Ein 18-Jähriger, der aus der Fremdunterbringung zu 

seinem Vater ziehen wollte, wirkte nach dem Probewohnen verängstigt und verzweifelt, später ver-

traut er sich einer Betreuerin an, die daraufhin Anzeige wegen Vergewaltigung erstattete. 

Nach der Strafanzeige: Opferschutzmaßnahmen 

Nach der Tat wurde gegen neun Beschuldigte ein Betretungsverbot verhängt, acht davon zum Schutz 

eines weiblichen Opfers.37 (Siebe dazu das Kapitel BETRETUNGSVERBOTE.) Zwei Frauen beantragten in 

der Folge eine Einstweilige Verfügung gegen ihren Ehemann bzw. früheren Lebensgefährten. 

Jeder zweite Beschuldigten kam in Untersuchungshaft, meist wurde dies mit Flucht- und Tatbege-

hungsgefahr begründet, vereinzelt waren Verdunkelungs- sowie Wiederholungsgefahr der Haft-

grund. Von den 27 inhaftierten Angeklagten wurden vier (14,8 Prozent) wieder enthaftet, die ande-

ren blieben bis zur Verkündigung des Urteils in U-Haft. Zwei der enthafteten Männer waren der Ver-

gewaltigung verdächtig, zwei der geschlechtlichen Nötigung. 

o Ein später verurteilter Täter (§ 201 StGB) wurde bereits nach einem Tag mit dem Argument 

aus der U-Haft entlassen, dass er in Österreich sozial und beruflich integriert sei und zudem 

Verantwortung für die Tat übernehme (seine Aussage und die des Opfers stimmten in we-

sentlichen Punkten überein).  

o Ein der Vergewaltigung Beschuldigter wurde infolge seiner Beschwerde an das OLG Wien 

aufgrund von Ungereimtheiten in der Aussage des Opfers, die keinen dringenden Tatver-

dacht zuließen, nach vier Wochen enthaftet; das Verfahren endete mit einem Freispruch.  

o Die dritte Enthaftung erfolgte am ersten Tag der Hauptverhandlung gegen den Angeklagten 

(nach 87 Hafttagen): Die U-Haft wurde als nicht verhältnismäßig erachtet, einerseits in Anbe-

tracht der zu erwartenden Strafe, andererseits wurde die Fluchtgefahr verneint (er war bei 

seiner Lebensgefährtin polizeilich gemeldet), ebenso wie die Tatbegehungsgefahr (die Straf-

tat sei während einer vorübergehenden und durch Alkohol ausgelösten Sinnesbeeinträchti-

gung erfolgt). Der Täter wurde wegen geschlechtlicher Nötigung verurteilt. 

o Der vierte, ebenfalls wegen geschlechtlicher Nötigung verurteilte Täter wurde nach der ers-

ten Haftverhandlung, 14 Tage nach Verhängung der U-Haft, freigelassen. Im Sinne der An-

wendung gelinderer Mittel (§ 173 Abs 5 StPO) erhielt er die Weisung, keinen Alkohol zu kon-

                                                           
37

 Das männliche Opfer war 16 Jahre alt und bereits ab seinem achten Lebensjahr von seinem Bruder miss-
braucht worden (Fall 40). 
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sumieren und mit einer Psychotherapie zu beginnen, zudem wurde vorläufige Bewährungs-

hilfe angeordnet. 

Nur rund die Hälfte der Opfer (33 von 63 = 52,4 Prozent) nahm Prozessbegleitung in Anspruch, weib-

liche (51,8 Prozent) seltener als männliche (57,1 Prozent). Der Großteil der Frauen (17) hatte duale 

Prozessbegleitung, zehn juristische und zwei ausschließlich psychosoziale. Bei den Burschen/ Män-

nern hatten drei duale und einer psychosoziale Unterstützung. (Siehe das Kapitel PROZESSBEGLEITUNG.) 

Tab. 23: Prozessbegleitung (n=63) 

 weiblich männlich 

 Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 

unter 15 Jahre 

 

jur.+ps.  13 23,2 3 42,9 

nein 1 1,8 -  

15 bis 20 Jahre 

 

jur.  1 1,8 -  

ps.  -  1 14,3 

jur.+ps.  1 1,8 -  

nein 8 14,3 1 14,3 

21 bis 30 Jahre 

 

jur.  2 3,6 -  

ps.  1 1,8 -  

jur.+ps.  1 1,8 -  

nein 12 21,4 1 14,3 

31 bis 40 Jahre 

 

jur. 3 5,4 -  

ps.  1 1,8 -  

jur.+ps.  1 1,8 -  

nein 2 3,6 1 14,3 

41 bis 50 Jahre 

 

jur.  4 7,1 -  

nein 2 3,6 -  

51 bis 60 Jahre 

 

jur.+ps.  1 1,8 -  

nein 1 1,8 -  

über 61 Jahre nein 1 1,8 -  

 Gesamt 56 100,0* 7 100,0* 

* Aufgrund von Rundungen beträgt die Summe nicht 100,0 Prozent. 

Stärker wurde die Möglichkeit der Privatbeteiligung genutzt, nämlich durch zwei von drei Gewaltop-

fern (42 Personen, 66,7 Prozent). 14 von ihnen hatten sich als Privatbeteiligte dem Verfahren ange-

schlossen, ohne Prozessbegleitung in Anspruch zu nehmen. Ein Viertel schließlich, nämlich 16 Perso-

nen, verzichtete auf Prozessbegleitung ebenso wie auf Privatbeteiligtenanschluss. 

27 Mädchen/Frauen, also knapp die Hälfte (48,2 Prozent), hatten keine Prozessbegleitung, bei den 

Burschen/Männern waren drei von sieben nicht begleitet, also ein deutlich geringerer Anteil von 

42,9 Prozent. Das kommt v.a. bei den jüngeren Altersgruppen zum Tragen (und ist bei ihnen auf-

grund ihrer hohen Vulnerabilität besonders problematisch): Während bei den unter 20-Jährigen vier 
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von fünf Burschen Prozessbegleitung hatten, wurden nur fünfzehn von 24 Mädchen/Frauen unter-

stützt (62,5 Prozent).38 Bei den älteren Altersgruppen waren rund 40 Prozent der Frauen begleitet, 

die beiden männlichen Opfer nicht. 

Beeinflussungsversuche 

Bei drei Strafverfahren sagten die Opferzeuginnen aus, der Angeklagte oder ihm nahestehende Per-

sonen hätten versucht sie unter Druck zu setzen, damit sie die „Anzeige zurückziehe“ bzw. nicht An-

zeige erstatte. 

o Eine 13-Jährige, die sich auf eine „Beziehung“ mit einem Mann Anfang dreißig einließ, traf 

sich mit ihm mehrere Monate lang mehrfach wöchentlich, weil sie ihn „außer den Berührun-

gen (…) immer sehr nett fand“. Nicht sie selbst erstattete Anzeige, sondern eine Familienhel-

ferin, der sie sich anvertraut hatte. Das Mädchen berichtete von einer Vergewaltigung, nach 

der er sich weinend bei ihr entschuldigte und sie bat, ihn nicht anzuzeigen und so seinem 

Sohn „den Vater wegzunehmen“, in dem Fall würde er sich umbringen. Nach der kontradik-

torischen Einvernahme wurde sie auch von seiner Mutter, seinem Bruder und seiner (Ex- und 

wieder aktuellen) Freundin unter Druck gesetzt, ihre Aussage zu revidieren (Fall 29). 

o Eine aus Afghanistan stammende junge Frau wurde über Monate hinweg von ihrem Ehe-

mann geschlagen, gefährlich bedroht und vergewaltigt. Das Ehepaar wohnte mit dem Onkel 

des Mannes und dem Bruder der Frau zusammen. Das Opfer gab in ihrer Einvernahme an, 

die Männer hätten sich gemeinsam gegen sie gestellt und sie mit dem Umbringen bedroht, 

sollte sie zur Polizei gehen. Ihr bei der Polizei als Zeuge einvernommener Bruder bestätigte, 

er habe sie vom Gang zur Polizei abgehalten, weil eine Familie zusammenhalte, und ent-

schlug sich in der Hauptverhandlung der Aussage. Der Ehemann wurde wegen Körperverlet-

zung, gefährlicher Drohung und Vergewaltigung zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren ver-

urteilt (Fall 16). 

o Ein stark betrunkener Lokalstammgast drängte eine 27-jährige Kellnerin an die Wand, griff 

ihr mehrfach auf Brust und Gesäß, bis es ihr gelang, ihn abzuwehren und ihren Freund anzu-

rufen, der die Polizei informierte. Bevor er flüchtete, versuchte er noch Banknoten aus ihrer 

Tasche zu stehlen. Während er bei der Polizei leugnete, legte er in der Hauptverhandlung ein 

volles Geständnis ab. Der mehrfach vorbestrafte Täter sagte aus, er habe sich einige Tage 

nach dem Übergriff telefonisch entschuldigt, was das Opfer bestätigte. Sie ergänzte, er habe 

sie gebeten, die Anzeige „zurückzuziehen“, und ihr dafür eine Stelle im Betrieb seiner Mutter 

angeboten. Da sie meinte, sich das überlegen zu wollen, sich aber nicht mehr bei ihm melde-

te, rief er sie wiederholt an und sandte ihr drei SMS, in denen er an ihr Mitleid appellierte 

und meinte, falls sie aussage, müsse er ins Gefängnis und würde seinen Arbeitsplatz verlie-
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 Aus der jüngsten Altersgruppe, nämlich jünger als 15 Jahre, wurde in einem Verfahren, in dem die Anklage 
auf versuchte Vergewaltigung lautete und schließlich ein Freispruch erfolgte, die betroffene 13-jährige Schüle-
rin auch nicht kontradiktorisch einvernommen. 
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ren. Er wurde wegen geschlechtlicher Nötigung und Nötigung zu einer bedingten Freiheits-

strafe von sechs Monaten sowie einer Geldstrafe von 360 Tagessätzen verurteilt, wobei ihm 

als Milderungsgrund sein Verhalten nach der Tat zugutegehalten wurde (Fall 33). 

Abgesehen von diesen Versuchen, die Opferzeugin von einer Anzeige oder Aussage abzuhalten, hoff-

ten in einem Verfahren die Täter, sich mit dem Opfer außergerichtlich einigen zu können. Zwei Fünf-

zigjährige trafen sich mit einer gleichaltrigen Frau, die mit einem der beiden eine sexuelle Beziehung 

hatte. Mit diesem hatte sie freiwillig Geschlechtsverkehr, danach vergewaltigte sie der andere. Ob-

wohl sie ihren Liebhaber bat, ihr zu helfen, griff dieser nicht ein. Die beiden Beschuldigten boten dem 

Opfer Schadenersatz an, insgesamt 6.000 Euro, in der Hoffnung, die Anzeige würde dann „fallenge-

lassen“. In Anwesenheit eines Rechtsanwalts wurde eine erste Zahlung geleistet und Ratenzahlung 

für den Restbetrag vereinbart. Die Männer wurden wegen Vergewaltigung bzw. der Unterlassung der 

Verhinderung der Vergewaltigung verurteilt, die Schadensgutmachung wurde als mildernd anerkannt 

(Fall 14). 

Anklageerhebung  

86 Prozent der Anklagen lauteten auf (versuchte) Vergewaltigung, ein Siebtel auf geschlechtliche 

Nötigung. Mehrere Anzeigen bezogen sich auf andere Sexualdelikte, aus Sicht der Staatsanwaltschaft 

war aber der Tatbestand der Vergewaltigung erfüllt. Außerdem ist im Vergleich zu den Strafanzeigen 

der Anteil jener Männer angestiegen – von knapp über einem Viertel auf gut ein Drittel (38 Prozent) 

–, denen lediglich ein Delikt, nämlich (versuchte) Vergewaltigung oder geschlechtliche Nötigung, vor-

geworfen wurde. Bei fast zwei Drittel (62 Prozent) umfasste die Anklage mehrere Straftatbestände. 

Tab. 24: Angeklagte Deliktkombinationen 

 Häufigkeit Prozent 

 § 201 Abs 1 11 22,0 

§§ 15 201 5 10,0 

§ 201 Abs 1, andere §§ 16 32,0 

§ 201 Abs 1 u.2, andere §§ 1 2,0 

§§ 15 201, andere §§ 6 12,0 

§§ 201 Abs 1, 83 1 2,0 

§§ 201 Abs 1, 107 1 2,0 

§§ 201 Abs 1, 83, 107 1 2,0 

§§ 201 Abs 1, 99, 107 1 2,0 

§ 202 Abs 1 3 6,0 

§§ 202 Abs 1, andere §§ 4 8,0 

Gesamt 50 100,0 

 Antrag auf Unterbringung gem. § 

21 Abs 1 

2  

 Gesamt 52  
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Bei 27 Männern, denen (versuchte) Vergewaltigung vorgeworfen wurde, lautete die Anklage darüber 

hinaus auf andere Delikte. 

o Jeder dritte (29, 6 Prozent) wurde ausschließlich wegen eines bzw. mehrerer weiterer Sexu-

aldelikte angeklagt.39 Das ist ein wesentlich – nämlich um rund 13 Prozentpunkte – höherer 

Anteil als bei den Strafanzeigen. 

o Bei fünf Männern (18,5 Prozent) umfasste die Anklage neben einer/mehreren Sexualstraf-

taten ein weiteres strafrechtliches Delikt (Freiheitsentziehung, Nötigung, gefährliche Dro-

hung, fortgesetzte Gewaltausübung, Tierquälerei, Verleumdung) bzw. eine Übertretung des 

Suchtmittelgesetzes.40 

o Sechs der 27 wurden wegen Körperverletzung angeklagt und  

o vier wegen gefährlicher Drohung. Einem Mann wurden beiden Delikte zur Last gelegt.  

o Drei Männer wurden wegen fortgesetzter Gewaltausübung (§ 107b StGB) angeklagt. 

o Außerdem erfolgten vier Anklagen wegen (schweren) Diebstahls (§§ 127, 128 StGB) bzw. 

(versuchten) Raubes (§ 142 StGB), zwei wegen Nötigung (§ 105 StGB), jeweils eine wegen 

Sachbeschädigung (§ 125 StGB), beharrlicher Verfolgung (§ 107a StGB), dauernder Sachent-

ziehung (§ 135 StGB), Widerstand gegen die Staatsgewalt (§ 269 StGB) sowie wegen des Ver-

stoßes gegen das Suchtmittelgesetz.  

Vier der sieben wegen geschlechtlicher Nötigung Angeklagten wurde zusätzlich ein zweites (und 

drittes) Sexualdelikt vorgeworfen: Zwei Täter wurden wegen sexuellen Missbrauchs Unmündiger (§ 

207 Abs 1 StGB) angeklagt, einer davon außerdem wegen sexueller Belästigung (§ 218 Abs 1a StGB). 

Dem dritten wurde die pornografische Darstellung Minderjähriger (§ 207a Abs 1 StGB) zur Last gelegt 

und dem vierten mehrere Delikte: Menschenhandel (§ 104a StGB), beharrliche Verfolgung (§ 107a 

StGB) und Erpressung (§ 144 StGB). 

Beweisverfahren 

Das wichtigste Beweismittel waren Vernehmungen des Angeklagten und des Opfers (von denen die 

überwiegende Mehrheit aussagte), gefolgt von Tatort- und Verletzungsfotos sowie von Aussagen von 

Zeuginnen und Zeugen in fast jedem zweiten Verfahren. 
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 (1) §§ 206 Abs 1, 212 Abs 1 Z 1, (2) 206 Abs 1 u 3, 211 Abs 1, 212 Abs 1 Z 1, 207a Abs 3 1. u 2. Fall, (3) 206 Abs 
1 u 3, 211 Abs 3, (4) 205 Abs 1, (5) 206, 205a Abs 1, 207a Abs 1 Z 1, (6) 206 Abs 1, 207 Abs 1, 207b Abs 1, (7) 
211, (8) 206 Abs 1, 15 207 Abs 1, 212, 207a 
40

 (1) §§ 202 Abs 1; 15 207, 207 Abs 1, 206 Abs 1, 27 SMG, (2) 212, 222, (3) 202 Abs 1; 105 Abs 1, 218 Abs 1a, 
218 Abs 1, (4) 206 Abs 1 u 3 1. Fall, 297 Abs 1 2. Fall, (5) 105 Abs 1, 218 Abs 1 Z 1, 218 Abs 1a 
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Verantwortung der Angeklagten vor Gericht 

Sieben von zehn Angeklagten (35 Personen – 71,4 Prozent)41 leugneten bis zur Urteilsverkündung die 

ihnen zur Last gelegte(n) Tat(en), und zwar auf drei unterschiedlichen Ebenen: 

o 22 ( 44,9 Prozent aller Angeklagten) verneinten die Anwendung von Gewalt 

o zehn (20,4 Prozent) bestritten den sexuellen Kontakt und  

o drei Männer (6,1 Prozent) gaben an, das Opfer nicht zu kennen, demzufolge hätten sie auch 

die Tat nicht begangen.42 

Die Unterschiede zwischen den einzelnen Tätertypen (bei denen ausschließlich wegen (versuchter) 

Vergewaltigung Angeklagte klassifiziert wurden) legen kein Muster nahe. 

Tab. 25: Leugnen nach Tätertypus 

  Kontakt 

generell 

sexuellen 

Kontakt 

Gewalt-

anwendung 

Gesamt 

 Machtwille 0,0 25,0 75,0 100,0 

Zorn 0,0 0,0 100,0 100,0 

Geisteskrankheit 25,0 0,0 75,0 100,0 

Alkohol, Drogen 0,0 0,0 100,0 100,0 

andere 0,0 40,0 60,0 100,0 

Einzelne Männer, die die Gewaltanwendung leugneten, ergänzten in ihrer Aussage, sie hätten nicht 

von der Strafbarkeit der Vergewaltigung in der Ehe gewusst, oder vertraten den Standpunt, Sex ge-

höre zu den ehelichen Pflichten. 

Sechs Leugnern wurde bei der Verurteilung wegen Vergewaltigung bzw. geschlechtlicher Nötigung 

strafmildernd ein Teilgeständnis zugutegehalten, weil sie zu anderen Anklagepunkten geständig wa-

ren, nämlich hinsichtlich Missbrauchs von Unmündigen bzw. eines Autoritätsverhältnisses, der por-

nografischen Darstellung Minderjähriger bzw. Diebstahls und Körperverletzung. Bei den gestandenen 

Straftaten liegt die Strafdrohung deutlich unter der bei Vergewaltigung mit einem Strafrahmen von 

einem bis zu zehn Jahren.  

Rund ein Viertel der Angeklagten, insgesamt vierzehn (28,6 Prozent), legte schließlich vor Gericht ein 

volles Geständnis ab. Bei der polizeilichen Beschuldigtenvernehmung waren zunächst nur drei ge-

ständig, die meisten bestritten die Tat(en) und besannen sich erst später – insbesondere in Folge 

eines Gesprächs mit ihrem Strafverteidiger – eines Besseren. Der Schwenk wurde etwa damit be-

gründet, dass die erste Aussage bei der Polizei aufgrund der Alkoholisierung nicht korrekt gewesen 

                                                           
41

 Informationen liegen nur über 49 Angeklagte vor, bei dreien konnte ihre Verantwortung nicht erhoben wer-
den, weil es im Akt nur einen Protokollsvermerk gab (Zwei wurden später verurteilt: Der eine wegen ge-
schlechtlicher Nötigung, der andere wegen Vergewaltigung, anderer Sexualstraftaten und Körperverletzung.) 
42

 Unter den drei „Totalleugnern“ waren ein Vergewaltiger (Versuch) und zwei Täter, die ihr Opfer sexuell genö-
tigt hatten. Ersterer wurde in eine Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher eingewiesen, einer der beiden 
anderen war ein Teenager, der andere ein Endvierziger ohne auffällige persönliche Merkmale. 
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sei. Bei einem Hintergrundgespräch, das im Rahmen dieser Untersuchung geführt wurde, erklärte 

eine Richterin, Verteidiger würden Angeklagten häufig zu einem Geständnis raten, weil Leugnen si-

cher zu einer Verurteilung führe, ein Geständnis dagegen einen Milderungsgrund darstelle. 

Laut den umfassend protokollierten Aussagen von acht43 Angeklagten versuchte die Mehrheit trotz 

ihres Geständnisses die Tat zu rechtfertigen bzw. zu „erklären“. Drei Männer seien zum Tatzeitpunkt 

sehr stark betrunken gewesen und könnten sich daher an nichts erinnern, wobei sich zwei reuig äu-

ßerten, der dritte klang eher, als ginge ihn seine Handlung nichts an. Ein anderer verteidigte sich da-

mit, dass die Tat nicht intendiert gewesen sei, der fünfte behauptete, er sei zum Tatzeitpunkt von 

Satan besessen gewesen und sein „Gehirn (habe) ausgesetzt“. Der sechste schließlich gab als „Erklä-

rung“ für die drei von ihm innerhalb weniger Tage begangenen sexuellen Nötigungen (Berührungen 

von Brüsten und Schambereich) an, er wollte die Wärme einer Frau spüren und habe gehofft, die 

Frauen würden seine Berührungen erwidern. Letztlich anerkannten vier der acht Täter, zu denen 

umfassende Informationen vorliegen, dass sie Unrecht begangen hatten, und meinten in der Haupt-

verhandlung, sie würden sich schuldig fühlen.44  

Vernehmung der Opfer 

Die überwiegende Mehrheit der Opfer (56 von insgesamt 63 = 88,9 Prozent) sagte nicht nur bei der 

Polizei aus, sondern auch im Strafverfahren. Alle sieben männlichen Opfer wurden kontradiktorisch 

einvernommen, die weiblichen45 (siehe dazu das Kapitel KONTRADIKTORISCHE EINVERNAHMEN) 

o wurden in erster Linie, nämlich zu rund 80 Prozent, ebenfalls noch im Ermittlungsverfahren, 

also vor der Hauptverhandlung, kontradiktorisch einvernommen.46  

o Etwa jede fünfte (22 Prozent) schilderte den Tathergang während der Hauptverhandlung, 

wobei drei von ihnen schonend (abgesondert im Nebenraum) befragt wurden. 

o Eine Sexarbeiterin wurde kurze Zeit nach dem Übergriff abgeschoben und konnte daher nicht 

aussagen. 

Tab. 26: Vernehmung der Opfer (n=57) 

 weiblich männlich  

 Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 

 KdE 39* 78,0* 7 100,0 

Aussage bei HV 11* 22,0*   

 keine Aussage  1 2,0   

* Eine Frau sagte sowohl bei einer kontradiktorischen Einvernahme als auch während der Hauptverhandlung aus. 
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 Bei sechs Geständigen sind keine Details ihrer Aussage vor Gericht bekannt, da ausschließlich ein gekürzter 
Protokoll- und Urteilsvermerk verfasst wurde. 
44

 Bei einem fünften, bei dem nur ein gekürzter Protokoll- und Urteilsvermerk vorliegt, ist im Urteil sein „reu-
mütiges Geständnis“ als Milderungsgrund angeführt. 
45

 Bei sechs Frauen war den Protokollsvermerken nicht zu entnehmen, ob/in welcher Form sie befragt wurden. 
46

 Eine Frau sagte sowohl in einer kontradiktorischen Einvernahme als auch während der Hauptverhandlung 
aus. 
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Im Zuge der Aktenanalyse interessierte uns im Besonderen die Durchführung der Befragung der Op-

ferzeugInnen. Besonderes Augenmerk sollte zum einen auf allfällige Vorwürfe wegen der Lebensfüh-

rung oder des Verhaltens des Opfers vor der Tat gelegt werden, auf das Anzweifeln ihrer Glaubwür-

digkeit, aber auch auf besonders einfühlsames Nachfragen sowie auf Geduld und das Zur-Verfügung-

Stellen von genügend Zeit, um Antworten zu geben. 

Grundsätzlich erfolgte an allen Landesgerichten die Befragung durch RichterInnen ebenso wie in ei-

nigen Fällen durch Sachverständige tatsächlich „schonend“, vorsichtig und empathisch. So wurden zu 

Beginn die Notwendigkeit und das Vorgehen bei der Einvernahme erklärt und die RichterInnen ver-

gewisserten sich unabhängig von der Altersgruppenzugehörigkeit der Opfer nachdrücklich, dass sie 

die Informationen verstanden hatten. Einzelne RichterInnen gingen auf Opferrechte und Prozessbe-

gleitung ein. Die Opfer wurden insbesondere, wenn sie detailliert zum Tathergang befragt wurden, 

immer wieder aufgefordert, sich nicht stressen zu lassen, und es wurde immer wieder gesagt, dass 

Nachfragen bei manchen intimen Details notwendig und eine genaue Aussage wichtig sei, um sich 

ein Bild von der Situation machen zu können. Manchmal wurden Pausen angeboten und die Einver-

nahme unterbrochen, vor allem wenn die Zeugin weinte. Die RichterInnen nahmen sich Zeit für die 

Vernehmungen, die bis zu zwei Stunde dauerten. Minderjährige Opfer konnten Tathandlungen mit 

Puppen darstellen. 

In der Untersuchung von Breiter (1995) wurden 21 Prozent der Opferzeuginnen nach ihren persönli-

chen Lebensumständen gefragt und rund elf Prozent für ihren Lebenswandel, wegen Leichtfertigkeit, 

psychischer Labilität oder Alkoholismus kritisiert (ebd., 114f.).47 Das war in unserer Studie nicht der 

Fall, Vorwürfe aufgrund der Lebensführung des Opfers oder ihres Verhaltens vor der Tat erfolgten in 

keiner Befragung. Allerdings wurde eine Opferzeugin, die zum Zeitpunkt der Vergewaltigung (nach 

einer Party) stark alkoholisiert war, gefragt, ob sie täglich Alkohol konsumiere, ohne zu erklären, wa-

rum die Beantwortung dieser Frage wichtig sei. Bei einer anderen Erwachsenen, die ihre „psychische 

Anfälligkeit“ ansprach und erwähnte, dass sie seit dem Übergriff nach einer längeren Unterbrechung 

wieder Antidepressiva einnehme, wurde nachdrücklich auf diesen Umstand eingegangen; als sie 

meinte, das habe mit der Sache wohl nichts zu tun, beruhigte der Richter sie freundlich. In einem 

weiteren Fall, in dem SMS sichergestellt wurden, in denen das Opfer dem Angeklagten während der 

noch aufrechten Beziehung schrieb, er solle sie bestrafen, stellte die Richterin Fragen zu den („härte-

ren“) Sexualpraktiken während ihrer Beziehung. 

Breiter wies 1995 darauf hin, dass bei jeder dritten Opferzeugin detaillierte Fragen nach ihrem Wi-

derstand gegen den Gewalttäter und Verurteilungen häufiger im Fall massiver Gegenwehr erfolgten 

– sie betonte aber auch, dass anders als in einer früheren Studie der vom Täter angewandten Gewalt 

mehr Gewicht zugemessen werde als dem Widerstand des Opfers (ebd., 115, 141). In unserer Stich-

probe wurde auf das Verhalten der Opferzeugin im Umfeld der Tathandlung eingegangen, aber es 
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 In einer früheren, nicht repräsentativen Untersuchung, die den Zeitraum 1985 bis 1988 umfasste, fragte das 
Gericht 50 Prozent der Opfer nach ihren persönlichen Lebensumständen (Breiter 1995, 114f.). 
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erfolgten keine peniblen Fragen nach geleistetem Widerstand. Darüber hinaus ließen sich keine Be-

lege dafür finden, dass geringere Gegenwehr zu einem Freispruch geführt hätte. 

Andere Beweismittel 

Bei jedem zweiten Opfer (28 von 54 = 51,8 Prozent) dienten Fotos als Beweismittel, zumeist Auf-

nahmen der Polizei von Tatorten sowie teilweise von Verletzungen der Opfer.  

ZeugInnen wurden ebenfalls in etwa jedem zweiten Gerichtsverfahren (29 = 53,7 Prozent) befragt. 

Weiters dienten psychiatrische Gutachten als Beweismittel: Dabei wurden häufiger psychiatrische 

Gutachten von Angeklagten angeordnet, nämlich bei einem Drittel (16 = 32 Prozent der Verfahren), 

während zehn Opfer (18,5 Prozent) für die Verhandlung begutachtet wurden. 

Die Auswertung von DNA- Spuren erfolgte bei einem Drittel der Opfer (20 = 37,0 Prozent). 

Lediglich bei jedem fünften Opfer (zehn = 18,5 Prozent) lag ein Verletzungsattest vor. 

Zudem wurden (Facebook-)Chats oder SMS bzw. WhatsApp-Nachrichten, Rufdaten und URL-Verläufe 

ausgewertet, einmal erfolgte eine Hausdurchsuchung. 

Ein chirurgisches Attest wurde in Auftrag gegeben, um zu klären, ob die Schilderungen des (minder-

jährigen) Opfers zum Tathergang für den Angeklagten körperlich umsetzbar waren.  

In zwei Fällen kam es zu Stellungnahmen aus sozialarbeiterischer Perspektive: So wurde nach § 15 

Bewährungshilfegesetz ein Gutachten durch NEUSTART erstellt und in einem weiteren Fall mit drei 

Angeklagten führte die Jugendgerichtshilfe Erhebungen durch. 

(Details siehe im Kapitel JUSTIZ, BEWEISMITTEL.) 

Urteil  

Das Strafverfahren endete für zwei Drittel der Angeklagten (33) mit einer Verurteilung, ein Drittel 

wurde freigesprochen (17). Darüber hinaus wurden zwei Gewalttäter in eine Anstalt für geistig ab-

norme Rechtsbrecher eingewiesen (§ 21 Abs 1 StGB). 

Tab. 27: Urteile in 1. Instanz (n=52) 

 Häufigkeit Prozent 

 Freispruch 17 34,0 

Freiheitsstrafe unbedingt 22 44,0 

Freiheitsstrafe bedingt 2 4,0 

Freiheitsstrafe bedingt mit GS 4 8,0 

Freiheitsstrafe teilbedingt 5 10,0 

 Gesamt 50 100,0 

 Unterbringung § 21 Abs 1 StGB  2  

Die durchschnittliche Dauer bis zum Urteil in erster Instanz betrug rund neuneinhalb Monate. Das 

am raschesten durchgeführte Verfahren wurde – von der Strafanzeige bis zum (erstinstanzlichen) 

Urteil – binnen 51 Tagen abgeschlossen: Der Täter hatte eine Frau im U-Bahnbereich an der Brust 
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und am Unterleib berührt, der Vorfall wurde videoaufgezeichnet. Nicht viel länger, nämlich 55 Tage, 

benötigte ein ebenfalls in Wien durchgeführtes Strafverfahren wegen versuchter Vergewaltigung bis 

zum Freispruch. Am längsten dauerte ein Verfahren, bei dem sich die Gewalttat bereits in der ersten 

Hälfte 2012 ereignet hatte, das zunächst 2013 von der Staatsanwaltschaft eingestellt und nach einem 

Fortführungsantrag des Opfers Ende Mai 2016 wieder aufgenommen wurde. Im November 2016, 

nach viereinhalb Jahren, wurde das Verfahren mit einem Freispruch abgeschlossen. Der Median lag 

bei 8,3 Monaten, d.h. die Hälfte aller Verfahren dauerte kürzer bzw. länger. 

Die durchschnittliche Dauer der zwölf erst durch ein Urteil der 2. Instanz abgeschlossenen Verfahren 

betrug rund 14 Monate, der Median lag bei 14,8 Monaten. Etwa eineinhalb Jahre nahm ein Fall in 

Anspruch, in dem neben einer Berufung auch eine Nichtigkeitsbeschwerde zurückgewiesen wurde. 

Freisprüche 

Ein Drittel der Angeklagten (17 Personen, 34 Prozent) wurde wegen des Fehlens eines Schuldbewei-

ses freigesprochen: Dabei entfielen sechzehn Freisprüche auf Männer, die wegen des Verdachts der 

Vergewaltigung bzw. der versuchten Vergewaltigung angeklagt waren, einer betraf eine Anklage 

nach § 202 StGB. Da 43 Anklagen wegen Vergewaltigung und sieben wegen geschlechtlicher Nöti-

gung erfolgt waren, erfolgten Freisprüche im letzteren Fall vergleichsweise selten. 

Bei zehn Verfahren, die mit einem Freispruch für alle zwölf Angeklagten endeten, wurde das Urteil 

nur in gekürzter Form ausgeführt, d.h. es war lediglich vermerkt, es habe keinen (ausreichenden) 

Schuldbeweis gegeben.48 Fünf Freisprüche, von denen zwei im Zweifel erfolgten, wurden begründet: 

o So resultierte ein Freispruch (Fall 11) daraus, dass niemand außer dem Opfer und einem aus 

Sicht des Gerichts „völlig dubiosen Zeugen“ Angaben über die geschilderten Verletzungen 

machen konnte. Der Zeuge habe laut Urteil versucht „den Angeklagten gegen die Fakten (…) 

möglichst schlecht dastehen zu lassen“ und es habe sich durch seine Aussage „ein eindeuti-

ges Motiv für eine Falschbezichtigung“ ergeben: Das Opfer sei ihm „von ihrem mazedoni-

schen Verlobten anvertraut (worden)“ und es würde „zu Mord und Totschlag kommen, wenn 

dieser von Sexualhandlungen seiner Verlobten erführe“. 

o Die Aussage einer jungen Frau erachtete das Gericht als unglaubwürdig (Fall 20), weil das 

Treffen, bei dem die angezeigte Vergewaltigung stattgefunden haben soll, auf Initiative des 

Opfers hin zustande gekommen war (was die ausgetauschten SMS belegten) und eine Zeugin 

des Geschehens keinen Zwang wahrgenommen hatte. Der Zeugin, die beruflich mit Jugendli-

chen zu tun hat, zufolge habe das Opfer „keineswegs eingeschüchtert gewirkt“, sondern bei 

ihr „den Eindruck hinterlassen, beim Knutschen ertappt worden zu sein“. Zudem sagte eine 

Freundin des Opfers aus, dass diese „gerne ‚Sex‘ möge“. Für das Gericht „hinterließ [die Opf-

erzeugin] einen – auch für ein Strafverfahren in Sexualsachen – auffällig unglaubwürdigen 
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 Insgesamt gab es bei 25 Verfahren gekürzte Protokoll- und Urteilsvermerke und in einem weiteren Verfahren 
zwar kein schriftliches Protokoll der Hauptverhandlung, aber eine Urteilsbegründung. 
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Eindruck. (…) Als mögliche Motive für eine mögliche Falschbelastung stehen neben (…) Angst, 

dass der Freund vom freiwilligen Geschlechtsverkehr erfährt bis hin zu Geltungsdrang auch 

die Angst vor einer möglichen unerwünschten Schwangerschaft.“ Es erfolgte ein Freispruch 

im Zweifel. 

o Ebenfalls ein Freispruch im Zweifel vom Vorwurf der versuchten Vergewaltigung beruhte im 

Wesentlichen darauf, dass sich die 14-jährige Opferzeugin nicht nur bei wiederholten Einver-

nahmen selbst widersprochen hatte (Fall 13), sondern auch ihre Freundin, in deren Beglei-

tung sie sich befunden hatte, ebenso wie die Park-Security, die die kleine Gruppe kontrollier-

te, bestätigten ihre Aussagen nicht. 

o Eine junge Frau erzählte ihrem Vater, sie sei von einem Asylbewerber, den sie im Asylheim 

besucht hatte, vergewaltigt worden, und dieser erstattete Anzeige (Fall 26). Massive Wider-

sprüche in ihrer Aussage, die dem Gericht „weder nachvollziehbar noch glaubwürdig“ er-

schien, veranlassten das Gericht zu einem Freispruch. 

o In einem anderen Verfahren (Fall 43) schenkte das Gericht der Darstellung des Angeklagten 

mehr Glauben als der des Opfers. Der Mann und seine junge Schwägerin, die mit Trisomie 21 

lebt, hätten sich geküsst, seien auf das Bett gefallen und aufeinander zu liegen gekommen. Es 

sei dabei zu keinen sexuellen Handlungen gekommen, und der Angeklagte vermutete, dass 

sich das Opfer deshalb zurückgewiesen fühlte und ihn dann eines sexuellen Übergriffs be-

zichtigte. 

In den beiden zuerst genannten Verfahren wurden die Aussagen der Opferzeuginnen zwar nicht der 

Verleumdung beschuldigt (es wurde auch kein Strafverfahren eingeleitet), aber das Gericht sprach in 

der Urteilsbegründung deutlich die Möglichkeit einer Falschbelastung an. In zwei anderen Verfah-

ren49 dagegen wurde aus Sicht des Gerichts erklärend dargelegt, warum die Aussage der Opferzeugin 

sich nicht mit der Darstellung der Angeklagten deckte. Im Fall 13 wurde der „gerade erst 14-jährigen 

[Name Opfer]“ zugutegehalten, „ den Ernst der Lage sowie die Bedeutung ihrer Angaben im Strafver-

fahren gegen [Name] (nicht) in ihrer gesamten Konsequenz zu erfassen“ und daher „den Sachverhalt 

aus einer – für ihre Position – möglichst günstigen Sicht darzustellen“. Aus dem Verbot ihrer Eltern, 

mit ihrer Freundin Kontakt zu haben, würden sich „die bereits ersten abweichenden Angaben der 

beiden Mädchen (…) erklär(en).“ Mit Hinweis auf die Anwesenheit des Vaters an beiden Tagen der 

Hauptverhandlung „steh(e) zweifelsfrei fest, dass die Obsorgeberechtigten der [Opferzeugin] keines-

falls intime Kontakte mit jugendlichen Asylwerbern toleriert hätten, sodass sich vermutlich aus die-

sem Umstand die teilweise offenbaren Übertreibungen dieser Zeugin erklären.“ Ähnlich die Argu-

mentation im Fall 43: „Es ist durchaus denkbar, dass sodann [Name Opfer] aufgrund der letztlich 

ablehnenden Haltung des Angeklagten in gewisser Weise gekränkt war und ihrer Mutter gegenüber 

diesbezügliche Bemerkungen über einen angeblichen sexuellen Missbrauch gemacht hat. Da die 

Mutter von [Name Opfer] dies nachvollziehbar ernst genommen haben wird, war es auch [Name 

Opfer] nahezu unmöglich, von diesem Aussageverhalten abzurücken und kam es diesbezüglich zu der 
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 Zu einem Freispruch, Fall 26, fehlten Ausführungen zur Möglichkeit einer Falschbezichtigung. 
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nicht den Tatsachen entsprechenden Aussage im Zuge der Kontradiktorischen Einvernahme.“ Ver-

mutlich steht hinter diesen verständnisvollen Ausführungen – so wie im anderen Fall das junge Alter 

der Opferzeugin – deren intellektuelle Beeinträchtigung. In den beiden anderen Fällen waren die 

Opferzeuginnen 33 bzw. 16 Jahre alt. 

Verurteilungen 

In der ersten Instanz wurden 44 Prozent – also 22 Männer – zu unbedingten Freiheitsstrafen verur-

teilt. Die Dauer der ausgesprochenen Haftstrafen reichte dabei von sieben Monaten bis zu acht Jah-

ren (verbunden mit einer Einweisung in eine Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher gemäß § 21 

Abs 2 StGB – siehe unten). Zehn Prozent erhielten eine teilbedingte, vier eine bedingte Freiheitsstra-

fe sowie eine zusätzliche Geldstrafe in der Höhe von 960 bis 4.860 Euro. Das durchschnittliche Straf-

maß unter Berücksichtigung sämtlicher Freiheitsstrafen (n=33) liegt bei 2,8 Jahren. Dabei gibt es im 

Einzelnen durchaus Unterschiede: Unbedingte Freiheitsstrafen dauerten durchschnittlich 3,5 Jahre 

(n=22), bedingte 1,6 Jahre (n=2), teilbedingte 1,9 Jahre (n=5) und bei der Mischform bedingte Frei-

heitsstrafe/Geldstrafe 6,8 Monate (n=4). 

In denjenigen Strafverfahren, bei denen Mädchen/Frauen die Opfer waren, fielen die Strafen stren-

ger als bei den Burschen/Männern, woraus sich wegen der niedrigen Fallzahlen aber keine Tenden-

zen ableiten lassen.  

Tab. 28: Urteile in 1. Instanz nach Geschlecht des Opfers (n=50) 

 weiblich männlich* 

 Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 

 Freispruch 15 32,6 2 50,0 

Freiheitsstrafe unbedingt 21 45,7 1 25,0 

Freiheitsstrafe bedingt 2 4,3   

Freiheitsstrafe bedingt mit Geldstrafe 4 8,7   

Freiheitsstrafe teilbedingt 4 8,7 1 25,0 

 Gesamt 46 100,0 4 100,0 

 Unterbringung § 21 Abs 1 StGB 2    

* Täter, deren Opfer ausschließlich männlich waren. Darüber hinaus gab es zwei Täter, die einen Buben und ein 
Mädchen missbrauchten (unbed. FS, §§ 201 Abs 1, 206 Abs 1; 207 Abs 1, 207b Abs 3 StGB) bzw. eine Mutter 
und ihren Sohn belästigten (teilbed. FS, §§ 202 Abs 1, 207 Abs 1). 

Vor zwanzig Jahren, in der Erhebung von Breiter (1995), die ausschließlich weibliche Opfer einbezog, 

war der Anteil der Freisprüche fast gleich hoch wie in der aktuellen Untersuchung (34,8 Prozent)50, 

derjenige der unbedingten Freiheitsstrafen aber nur halb so hoch (21,7 Prozent). Teilbedingte und 

bedingte Freiheitsstrafen waren dementsprechend rund dreimal so häufig (41,3 Prozent). Es zeigt 

sich also mittlerweile eine deutlich strengere Strafenpraxis. Das betrifft auch die Strafhöhe. Hatten 
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 Auch bei Lovett/Kelly (2009) wurden 37,9 Prozent der Angeklagten freigesprochen (elf von 29), 62,1 Prozent 
wurden verurteilt; darüber hinausgehende Differenzierungen fehlen (ebd., 33f.). 
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bei Breiter (1995) 61 Prozent der Täter eine (bedingte oder unbedingte) Freiheitsstrafe von maximal 

18 Monaten erhalten (ebd., 65), wurde in der aktuellen Untersuchung nur exakt ein Drittel der Täter 

rechtskräftig zu einem bis maximal 18 Monaten Haft verurteilt, jeder fünfte zu 19 bis 24 Monaten 

und 15 Prozent zu mehr als sechzig Monaten. (Die Berufungsverfahren führten in den Kategorien „25 

bis 36 Monate“ sowie „über 60 Monate“ zu Verschiebungen.) 

Tab. 29: Strafausmaß 

 
Aktuelle Studie  

1. Instanz 

Aktuelle Studie: Rechts-

kräftige Urteile Breiter (1995) 

 Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 

 Geldstrafe 0 0,0 0 0,0 1 3,0 

 
1 bis 6 Monate 3 9,1 3 9,1 7 23,0 

7 bis 12 Monate 4 12,1 4 12,1 5 16,0 

13 bis 18 Monate 4 12,1 4 12,1 6 19,0 

19 bis 24 Monate 7 21,2 7 21,2 4 13,0 

25 bis 36 Monate 6 18,2 5 15,2 2 7,0 

37 bis 48 Monate 3 9,1 4 12,1 2 7,0 

49 bis 60 Monate 0 0,0 1 3,0 1 3,0 

über 60 Monate 6 18,2 5 15,2 3 9,0 

Gesamt 33 100,0 33 100,0 31 100,0 

Diese härteren Strafen sind nicht die Konsequenz brutalerer Gewalttaten. Mehrheitlich wurden die 

Täter nach § 201 Abs 1 StGB verurteilt (inkl. Versuchen fast 58 Prozent), deutlich seltener (gut 15 

Prozent) wegen Abs 2, der eine höhere Strafe vorsieht, wenn das Opfer eine schwere Körperverlet-

zung (§ 84 StGB) erlitten hat, schwanger wurde, in einen qualvollen Zustand versetzt oder besonders 

erniedrigt wurde. Verglichen mit Breiter (1995, 65f.) wurden diese Qualifikationen deutlich seltener 

als erfüllt erachtet, in ihrem Sample stellte das Gericht bei jedem vierten Täter schwere Gewalt/eine 

schwere Körperverletzung, Quälen oder besondere Erniedrigung51 fest. Bei den Verurteilungen we-

gen § 202 StGB fehlen diese in Abs 2 aufgezählten erschwerenden Aspekte in unserer Stichprobe zur 

Gänze, bei Breiter traf für einen der vier wegen geschlechtlicher Nötigung verurteilten Täter Abs 2 zu. 

Tab. 30: Verteilung der Tatbilder 

 Häufigkeit Prozent 

 § 201 Abs 1 14 42,4 

§ 201 Abs 1 u 2 5 15,2 

§§ 15 201 5 15,2 

§ 202 Abs 1 9 27,3 

Gesamt 33 100,0* 

* Aufgrund von Rundungen beträgt die Summe nicht 100,0 Prozent. 
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 § 201 Abs 1 u 3 StGB in der damals geltenden Fassung. 
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Die Aufschlüsselung der Verfahrenserledigungen nach den beiden OLG-Sprengeln bestätigt das gene-

rell zu konstatierende Ost-West-Gefälle nur teilweise. Grundsätzlich fallen die Strafen im OLG-

Sprengel Innsbruck weniger streng aus, was sich bei der Freispruchsquote und beim Anteil der unbe-

dingten Freiheitsstrafen nicht bestätigt, bei den bedingt ausgesprochenen Strafen dagegen schon: Sie 

haben einen Anteil von dreißig Prozent, im OLG-Sprengel Wien aber nur von zwanzig. Allerdings ist 

die Stichprobe aus dem Westen Österreichs sehr klein, so dass Verzerrungen möglich sind. 

Tab. 31: Urteile in 1. Instanz nach OLG-Sprengel 

 OLG-Sprengel Wien OLG-Sprengel Innsbruck 

 Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 

 Freispruch 15 37,5 2 20,0 

Freiheitsstrafe unbedingt 17 42,5 5 50,0 

Freiheitsstrafe bedingt 2 5,0   

Freiheitsstrafe bedingt mit GS 1 2,5 3 30,0 

Freiheitsstrafe teilbedingt 5 12,5   

 Gesamt 40 100,0 10 100,0 

 Unterbringung § 21 Abs 1 StGB 1  1  

Eine Analyse von Faktoren, die sich (möglicherweise) auf das Ergebnis des Verfahrens auswirken, 

findet sich im Kapitel EINFLUSSFAKTOREN AUF DEN VERFAHRENSAUSGANG. 

Fünf Täter wurden in eine Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher eingewiesen:  

zwei nach § 21 Abs 1 StGB (der Täter kann nicht bestraft werden, weil er die Tat unter Einfluss eines 

die Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Zustandes begangen hat, der auf einer geistigen oder 

seelischen Abartigkeit von höherem Grad beruht) 

o versuchte Vergewaltigung; psychiatrisch-neurologisches Gutachten: paranoide Schizophre-

nie, zum Vorfallszeitpunkt akut psychotischer medizinisch unbehandelter Zustand, Gefähr-

lichkeitsprognose: ohne medikamentös-psychotherapeutische Behandlung hohes Risiko neu-

erlich sexueller Gewalttat 

o versuchte Vergewaltigung; psychiatrisch-neurologisches Gutachten: Täter ist nicht in der La-

ge, Unrecht einzusehen, verhaltensauffällig in Bezug auf die Steuerung seiner sexuellen Im-

pulse; Medikamentation, um seinen Testosteronspiegel auf null zu halten, ist erforderlich 

drei nach § 21 Abs 2 StGB (Unterbringung des Täters ist zugleich mit dem Ausspruch über die Strafe 

anzuordnen, wenn er eine Straftat unter Einfluss seiner geistigen oder seelischen Abartigkeit von 

höherem Grad begeht, ohne zurechnungsfähig zu sein, und zu befürchten ist, dass er eine neuerliche 

schwere Straftat begeht) 

o Urteil: Vergewaltigung; Freiheitsstrafe von acht Jahren; psychiatrisch-neurologisches Gutach-

ten: schwere kombinierte narzisstische und antisoziale Persönlichkeitsstörung, Kausalzu-

sammenhang zwischen den Persönlichkeitsstörungen und den Angriffen, störungsbedingte 

ungünstige Kriminalprognose 
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o Urteil: geschlechtliche Nötigung und sexueller Missbrauch von Unmündigen; Freiheitsstrafe 

von vier Jahren; psychiatrisch-neurologisches Gutachten: Verweise auf frühere Gutachten 

nach Vergewaltigung (2009: bei verschiedenen Testungen bezgl. Gewalt höchste Risikokate-

gorie, deutliche Hinweise auf Hypersexualisierung; 2014: Gefährlichkeit hat nachgelassen, 

mittleres Risiko) aktuell: leicht erhöhtes Rückfallrisiko vgl. mit 2014, Therapie unbedingt indi-

ziert, weitere Sexualdelikte mit großer Wahrscheinlichkeit zu befürchten 

o Urteil: versuchte Vergewaltigung; Freiheitsstrafe von 15 Monaten; psychiatrisch-

neurologisches Gutachten: Hinweise auf kombinierte Persönlichkeitsstörung sowie Selbstbe-

zug im Sinne von Narzissmus (Verlangen nach Anerkennung und erhöhte Kränkbarkeit), aus 

der Kombination resultiert manipulatives Verhalten zur Befriedigung eigener aktueller Be-

dürfnisse, Zurechnungsfähigkeit durch Symptome der kombinierten Persönlichkeitsstörung 

beeinträchtigt 

Schmerzengeld vom Täter forderten 42 und erhielten 26 Opfer, also rund sechs von zehn (61,9 Pro-

zent). Einer deutlichen Mehrheit von 22 Opfern wurde der volle Betrag ihrer privatrechtlichen Forde-

rung zugesprochen, drei nur ein Teilschmerzengeld. Eine Frau hatte sich bereits vor der Gerichtsver-

handlung mit den Beschuldigten geeinigt und eine erste Rate der vereinbarten Summe noch vor dem 

Gerichtsurteil erhalten. Die Ansprüche von zwei Opfern wurden trotz Verurteilung des Täters zurück-

gewiesen52, weil es keine vorfallskausalen psychischen Folgeschäden gegeben habe, und 14 weitere 

wurden nach einem Freispruch mit ihren Forderungen zur Gänze auf den Zivilrechtsweg verwiesen. 

Deliktkombinationen  

Vier Verurteilungen lag ausschließlich eine Vergewaltigung (§ 201 Abs 1 StGB) zugrunde und weite-

ren drei eine geschlechtliche Nötigung (§ 202 Abs 1 StGB), d.h. etwa ein Fünftel (21,2 Prozent) der 

Täter hat ausschließlich ein Delikt begangen. 

Tab. 32: Deliktkombinationen – Verurteilungen  

 Häufigkeit Prozent 

 § 201 Abs 1 4 12,1 

§ 201 Abs 1, andere §§ 8 24,2 

§ 201 Abs 1 u 2, andere §§ 3 9,1 

§§ 15 201, andere §§ 5 15,2 

§§ 201 Abs 1, 83 2 6,1 

§§ 201 Abs 1 u 2, 107 1 3,0 

§§ 201 Abs 1 u 2, 83,107 1 3,0 

§ 202 Abs 1 3 9,1 

§§ 202 Abs 1, andere §§ 6 18,2 

Gesamt 33 100,0 
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 Eine Frau hatte vor Ende des Verfahrens Selbstmord begangen, in einem zweiten Verfahren liegt nur ein 
gekürzter Protokoll- und Urteilvermerk vor. 
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Die große Mehrheit wurde wegen mehrerer Delikte schuldig gesprochen. Von den zwanzig wegen 

(versuchter) Vergewaltigung und anderer Delikte verurteilten Männern hatten 

o fünf ein weiteres bzw. weitere Sexualdelikte begangen53 sowie 

o fünf sowohl ein weiteres Sexualdelikt als auch ein bzw. mehrere andere strafrechtliche Delik-

te (Unterlassung der Verhinderung einer mit Strafe bedrohten Handlung, Nötigung, Körper-

verletzung, gefährliche Drohung, fortgesetzter Gewaltausübung und Verleumdung).54  

o Insgesamt wurden sechs Männer wegen Körperverletzung (§ 83 StGB) verurteilt, davon fünf 

für eine schwere (§ 84 StGB)55, und  

o vier wegen gefährlicher Drohung. (Ein Täter erfüllte beide Straftatbestände.)  

o Zudem wurden zwei Männer wegen (schweren) Diebstahls (§§ 127, 128 StGB) verurteilt und 

jeweils einer wegen Nötigung (§ 105 StGB), Sachbeschädigung (§ 125 StGB), dauernder Sach-

entziehung (§ 135 StGB), Widerstand gegen die Staatsgewalt (§ 269 StGB) und wegen des 

unerlaubten Umgangs mit Suchtgiften (§ 27 SMG). 

Wegen geschlechtlicher Nötigung und anderer Delikte verurteilt wurden sechs Täter. Vier von ihnen 

hatten ausschließlich ein weiteres Sexualdelikt begangen, einer davon zudem einen Verstoß gegen 

das Suchtmittelgesetz.56 Zwei Täter begingen kein weiteres Sexualdelikt, sondern wurden wegen 

Nötigung (§ 105 StGB) bzw. wegen Nötigung (§ 105 StGB), Erpressung (§ 144 StGB) und (schweren) 

Betrugs (§ 146, 147 StGB) schuldig gesprochen. 

Rechtsmittel  

In zwölf Verfahren wurde Berufung erhoben, also bei jeder dritten Verurteilung (36,4 Prozent): 

zweimal von Seiten der Staatsanwaltschaft, achtmal vom Angeklagten und zweimal von beiden. Von 

zehn Nichtigkeitsbeschwerden wurden neun zurück- bzw. abgewiesen und einer wurde teilweise 

Berechtigung eingeräumt.  

Berufungen wegen des Ausspruchs über die Strafe führten in zwei Fällen zu einer Erhöhung der Stra-

fe (16,7 Prozent der abgeschlossenen Berufungsverfahren) und in einem Fall zu deren Herabsetzung 

(8,3 Prozent). (Ein Berufungsverfahren war Ende Mai 2018 noch nicht abgeschlossen.) In den beiden 

Verfahren, die mit strengeren Strafen endeten, waren die Opfer Frauen, im dritten ein Bub. 

o Geschlechtliche Nötigung: Der Täter verfolgte sein Opfer, das auf die U-Bahn wartete, über 

einen längeren Zeitraum hinweg und betastete sie mehrfach im Brust- und Genitalbereich, 

bis sie flüchten konnte (Fall 17, StrafLG Wien). Die Berufung der Staatsanwaltschaft hatte ei-
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 (1) §§ 206, 212, (2) 206 Abs 1 u 3, 211 Abs 1, 212 Abs 1 Z 1, 207a Abs 3 1. u 2. Fall, (3) 206 Abs 1; 207 Abs 1 
und 207b Abs 3, (4) 211, (5) 206 Abs 1, 15 207 Abs 1, 212 Abs 1 Z 2, 207a Abs 1 
54

 (1) §§ 206 Abs 1 u 3, 286 Abs 1, (2) 206, Abs 1, 15 205a Abs 1, 12 207a Abs 1 Z 1, 207a Abs 1 Z 1, 83 Abs 1, 
105 Abs 1, (3) 202 Abs 1, 15 202 Abs 1, 15 218 Abs 1 Z 1, 105 Abs 1, 218 Abs 1a, (4) 205 Abs 1, 107, 107b, (5) 
206 Abs 3; 297 Abs 1 2. Fall  
55

 Sie wurden nach § 201 Abs 2 1. Fall StGB verurteilt. 
56

 (1) §§ 15 207, 207, 206 Abs 1, 27 SMG, (2) 207a Abs 1, (3) 207 Abs 1, (4) 15 218 Abs 1 Z 1  
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ne Erhöhung der Strafe von neun Monaten auf ein Jahr zur Folge, außerdem wurde die be-

dingte Strafnachsicht aus dem Urteil ausgeschaltet. Das Erstgericht hatte weder mildernde 

noch erschwerende Umstände berücksichtigt. Die Staatsanwaltschaft verwies aber in ihrer 

Berufung insbesondere auf den raschen Rückfall des Täters nach seiner bedingten Entlassung 

aus der wegen eines Vermögensdeliktes (Einbruchsdiebstahl) verhängten Haft und forderte 

aus generalpräventiven Gründen die Verdeutlichung des sozialen Unwerts der begangenen 

Nötigung. Wegen des Verzichts auf Protokoll- und Beschlussausfertigung sind die Überlegun-

gen des Oberlandesgerichts Wien nicht ausgeführt. 

o Zwei versuchte Vergewaltigungen und mehrfache (versuchte) geschlechtliche Nötigungen: 

Der Täter hatte binnen weniger Wochen 15 Frauen überfallen, von denen sich die meisten 

lautstark wehrten und ihn damit in die Flucht schlugen (Fall 49, StrafLG Wien). Rechtsmittel 

wurden sowohl vom Angeklagten als auch von der Staatsanwaltschaft eingelegt, Folge gege-

ben wurde der Berufung durch die Staatsanwaltschaft und sie führte zu einer Erhöhung der 

Strafe von drei auf viereinhalb Jahre. Das OLG Wien empfand die verhängte Strafe in Anbe-

tracht der angedrohten Höchststrafe von zehn Jahren als zu gering, „um allen spezial-, insbe-

sondere aber auch generalpräventiven Erfordernissen gerecht zu werden.“ Argumentiert 

wurde spezialpräventiv „mit dem in der Person des Angeklagten liegende(n) charakterli-

che(n) Mangel der Schrankenlosigkeit zur Befriedigung seines eigenen Sexualtriebs“ sowie 

generalpräventiv mit Blick auf die erhöhte Sensibilität der Bevölkerung bei Sexualdelikten. 

o Vergewaltigung und schwerer sexueller Missbrauch von Unmündigen: Der 20-jährige Ange-

klagte vergewaltigte einen 10-Jährigen, der die Tat umgehend meldete (Fall 38, StrafLG 

Wien). Nach dem Ersturteil (sechs Jahre Freiheitsstrafe) legten sowohl die Staatsanwaltschaft 

als auch der Angeklagte Berufung ein, letzterer ergriff außerdem eine Nichtigkeitsbeschwer-

de, in deren Folge das Urteil wegen Begründungsmängeln teilweise aufgehoben und eine 

neuerliche Hauptverhandlung angeordnet wurde. Staatsanwaltschaft und Angeklagter be-

kämpften auch dieses Urteil, mit dem die Freiheitsstrafe auf sieben Jahre erhöht wurde, der 

Angeklagte brachte zudem neuerlich eine Nichtigkeitsbeschwerde ein. Dieser wurde vom 

OGH teilweise hinsichtlich eines Rechtsfehlers Berechtigung eingeräumt, er hob den Straf-

ausspruch auf und verhängte eine vierjährige Haftstrafe.57 
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 „Im Recht ist allerdings die Sanktionsrüge, indem sie die offenbar unrichtige Beurteilung für die Strafbemes-
sung maßgebender entscheidender Tatsachen rügt (…). Das Erstgericht hat im Rahmen allgemeiner Strafbe-
messungserwägungen (…) die ‚Schwere der Verbrechen‘ und die (nicht näher spezifizierten) ‚nicht absehbaren 
Folgen‘ für das Opfer (zum Nachteil des Beschwerdeführers) in Anschlag gebracht. Sollte mit dieser (unklaren) 
Formulierung auf die (nach dem bereits im ersten Rechtsgang in Rechtskraft erwachsenen Schuldspruch) quali-
fizierenden, mithin die Strafdrohung des § 206 Abs 3 StGB bestimmenden Tatfolgen verwiesen werden, würde 
dies einen Verstoß gegen das Doppelverwertungsverbot (§ 32 Ab 2 erster Satz StGB) bedeuten. (…) Da dem 
angefochtenen Urteil nicht ansatzweise zu entnehmen ist, welche Folgen mit der kritisierten Formulierung 
gemeint sein könnten, war der solcherart mit einem Rechtsfehler mangels Feststellungen behaftete Sanktions-
ausspruch (…) aufzuheben.“ 
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Milderungs- und Erschwerungsgründe 

In den meisten Fällen wurden bei der Strafbemessung sowohl Milderungs- als auch Erschwerungs-

gründe berücksichtigt, nur bei zwei Tätern gab es keine erschwerenden Gründe und bei einem weder 

Milderungs- noch Erschwernisgründe.58 

(Besondere)59 Milderungsgründe waren (in unterschiedlichen Kombinationen): 

o bei vierzehn Tätern ihr Geständnis bzw. bei sechs weiteren ihr teilweises Geständnis sowie 

einmal der teilweise Beitrag zur Wahrheitsfindung 

o bei elf Tätern ihre bisherige Unbescholtenheit 

o bei elf weiteren ihr ordentlicher Lebenswandel 

o bei sieben Tätern, dass sie das 21. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten  

o bei sechs Tätern die Enthemmung durch bzw. der Einfluss von Alkohol 

o viermal eine (erheblich) verminderte Zurechnungsfähigkeit infolge einer kombinierten Per-

sönlichkeitsstörung 

o dreimal, dass es beim Versuch bzw. bei neun weiteren beim teilweisen Versuch blieb 

o zweimal die Tatsache, dass die Straftat bereits vor längerer Zeit stattgefunden und sich der 

Täter seither wohlverhalten hatte 

o bei zwei Asylwerbern ihre ungünstigen Lebensverhältnisse (bei einem die Ermordung der 

Familie und die Flucht nach Österreich, beim anderen das Leben als Flüchtling) 

o bei zwei Tätern der nur geringfüge Einsatz von Gewalt bzw. Gewalt im unteren Bereich 

o sowie in der Folge je einmal: das Persönlichkeitsdefizit eines jungen Erwachsenen, der emo-

tional vernachlässigt und zwischen beiden Elternteilen sowie Verwandten hin- und herge-

schoben worden war 

o die vollständige bzw. teilweise Schadenswiedergutmachung 

o die einfache Persönlichkeitsstruktur von Täter und Opfer  

o das Verhalten des Opfers vor der Tat: Die Frau hatte sich vor dem Verurteilten und anderen 

Gästen ausgezogen, was das Gericht als Provokation beurteilte. Zwar waren Opfer, wie be-

reits ausgeführt, bei ihrer Einvernahme nicht im alten Stil (siehe Breiter 1995, 114f.) mit mo-

ralisierenden Vorwürfen konfrontiert, die Berücksichtigung dieses Milderungsgrund geht 

aber in eben diese Richtung. 

o das Verhalten des Täters nach der Tat, der Kontakt zum Opfer aufnahm und sich entschuldig-

te 

o eine herabgesetzte Impulskontrolle (laut psychiatrischem Gutachten: „selbstverständliche 

Anspruchshaltung auf Befriedigung unter Ausnützen einer ‚günstigen Gelegenheit‘“) 

o ein begonnenes Anti-Gewalt-Training 
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 In der Untersuchung von Breiter (1995) hatte das Gericht ebenfalls in einem Fall keine mildernden Umstände 
in Betracht gezogen. 
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 Eine Aufzählung besonderer Milderungsgründe findet sich in § 34 StGB. 
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o die Tatbegehung im teilweisen Einvernehmen mit dem Opfer 

o dass die Taten gerade noch über der Erheblichkeitsschwelle lagen 

o die lange Verfahrensdauer (von der Anzeige im August 2015 bis zur Verurteilung im Septem-

ber 2016) 

(Besondere)60 Erschwerungsgründe waren (wieder in unterschiedlichen Kombinationen): 

o in 26 Urteilen das Zusammentreffen von (teilweise mehreren) Verbrechen und Vergehen 

o bei fünf Tätern der Einsatz von Gewalt, Drohungen bzw. besonderer Brutalität  

o bei fünf weiteren einschlägige Vorstrafen (neben Sexualdelikten vor allem Körperverletzun-

gen und Nötigungen) und  

o fünfmal Tatwiederholungen bzw. zwei mehrfache Begehungen (bei unterschiedlichen bzw. 

beim selben Opfer) 

o viermal die Begehung der Tat während einer noch offenen Probezeit  

o ebenfalls viermal der lange Tat- bzw. Deliktzeitraum 

o bei drei Tätern deren rascher Rückfall  

o zweimal Vorstrafen aufgrund der gleichen schädlichen Neigung 

o zweimal die Tatbegehung zum Nachteil eines Angehörigen (§ 33 Abs 3 StGB), nämlich einer 

elfjährigen Stiefenkelin bzw. einer 14-jährigen Tochter 

o ebenfalls zweimal die verursachten Verletzungen des Opfers 

o sowie in der Folge je einmal: das Ausnützen eines Vertrauens- oder Autoritätsverhältnisses 

bzw. der Verliebtheit eines minderjährigen Opfers 

o die Tatfolgen (das Opfer musste nach der Nötigung wieder Antidepressiva einnehmen, die sie 

vorher wegen der Verbesserung ihres Krankheitsbildes abgesetzt hatte) 

o die Alkoholisierung des Täters 

o die „frauenfeindliche Grundhaltung“ eines 16-jährigen Asylwerbers: Seine als Zeugin einver-

nommene Betreuerin gab an, er habe vor Lehrerinnen keinen Respekt und prahle vor seinen 

Freunden damit, „vier bis fünf“ Freundinnen zu haben  

o mehrfache Angriffe bei jedem einzelnen Delikt 

o Als besonders verwerflich bezeichneten die RichterInnen folgende Sachverhalte: den Versuch 

eines Täters, sein zuerst schlafendes, eindeutig körperlich unterlegenes betagtes Opfer zum 

ungeschützten Geschlechtsverkehr zu nötigen; den Missbrauch eines beim ersten Übergriff 

erst fünfjährigen Opfers; eine Tat, bei der Täter brutal die Vollziehung von Vaginal-, Anal- 

sowie Oralverkehr erzwang; sowie die „Bestrafungsaktion“ eines Vaters, der seine 14-jährige 

Tochter vergewaltigte, was das Gericht „weniger als sexuell motiviert, denn als besonders 

grausame ‚Erziehungsmaßnahme‘“ bewertete – eine aus unserer Sicht zynische Argumenta-

tion.  
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 Eine Aufzählung besonderer Erschwerungsgründe findet sich in § 33 StGB. 



46 
 

Betretungsverbote 

Ein Muster für die Verhängung der acht Betretungsverbote zum Schutz eines weiblichen Opfers ist 

nicht erkennbar, außer dass alle Gefährder (teilweise neben anderen Straftaten) eine Vergewaltigung 

begangen oder versucht hatten – ein Mann hatte einen Buben vergewaltigt und ein Mädchen ge-

schlechtlich genötigt, und beide Straftaten wurden gleichzeitig bekannt (Fall 46). 

Ein einziges Betretungsverbot wurde in Tirol verhängt (Fall 24), drei (Fall 7, 10, 16) in Wien und vier in 

Niederösterreich (Fall 2, 30, 45, 46). Bezogen auf die Bundesländerverteilung der untersuchten Straf-

verfahren wäre ein Überhang von Betretungsverboten in Wien zu erwarten gewesen. 

Drei Betretungsverbote erfolgten als Konsequenz der Anzeige, die unmittelbar nach der Vergewalti-

gung erstattet wurde. Täter waren ein Ex-Partner (Fall 7), ein Bekannter – der Cousin einer Freundin, 

bei dem das Opfer übernachtete und den sie nicht gut kannte (Fall 10), und eine Sexualdienstleiste-

rin, die von einem intellektuell beeinträchtigten Mann überfallen wurde (Fall 24). In den Fällen 10 

und 24 erfolgte umgehend die Festnahme der Beschuldigten, über die zusätzlich die U-Haft verhängt 

wurde, die bis zur Verurteilung aufrecht blieb. In Fall 7 beantragte das Opfer außerdem eine einst-

weilige Verfügung gegen ihren früheren Freund, einen ehemaligen Polizisten, mit dem sie längere 

Zeit eine „On-off-Beziehung“ geführt hatte. In keinem dieser Fälle bestand ein gemeinsamer Wohn-

sitz. 

Betretungsverbote wurden auch erlassen, wenn die Anzeige erst später erfolgte. Bei einem Gefähr-

der handelte es sich um den Ehemann: Nach Anzeige und Betretungsverbot ging die 23-Jährige in ein 

Frauenhaus, er wurde auf freiem Fuß angezeigt und schließlich verurteilt (Fall 16). In einer „On-off-

Beziehung“ erstattete die Partnerin zwei Monate nach der Vergewaltigung Anzeige. Betretungsver-

bot und U-Haft, die bis zur Verurteilung aufrecht blieb, wurden verhängt (Fall 45). Eine frühere Le-

bensgefährtin zeigte nicht nur eine Vergewaltigung an, sondern auch gefährliche Drohung, Nötigung 

und Sachbeschädigung. Dieser Täter blieb ebenfalls bis zum Urteil in Haft (Fall 30). Schließlich gab es 

ein Betretungsverbot gegen einen Mann, der seinen minderjährigen Schwager und ein minderjähri-

ges Mädchen missbraucht hatte (Fall 46). 

Ein Betretungsverbot war nicht in Zusammenhang mit der Vergewaltigung, sondern bereits vor deren 

Bekanntwerden verhängt worden, nämlich gegen einen Ehemann wegen fortgesetzter Gewalt und 

Körperverletzung (Fall 2). Zwei Wochen nach dem Polizeieinsatz erstattete die Frau erneut Anzeige 

wegen Körperverletzung sowie wegen einer zwei Monate zurückliegenden Vergewaltigung, außer-

dem beantragte sie eine einstweilige Verfügung. 

Auffallend ist, dass in der Mehrzahl der Verfahren gegen (frühere) Partner, Verwandte und Bekannte 

– insgesamt 31 – kein Betretungsverbot ausgesprochen wurde. Das betrifft sowohl Gewalttaten, bei 

denen das Opfer sofort Anzeige erstattete, als auch solche, in denen Anzeigen erst nach einiger Zeit 

erfolgten. Zur erstgenannten Gruppe zählen eine 17-jährige, die von einem gleichaltrigen Bekannten 

(Fall 4) geschlechtlich genötigt wurde, ebenso wie eine 21-Jährige, die von einem früheren One-



47 
 

Night-Stand (Fall 19) und eine Mittvierzigerin, die von einem Bekannten (Fall 14) vergewaltigt wur-

den. Keiner der drei Täter wurde in U-Haft genommen, alle drei erhielten Freiheitsstrafen. Es scheint 

einen für den Opferschutz problematischen Mechanismus zu geben, Betretungsverbot und U-Haft 

entweder in Kombination oder gar nicht zu verhängen. 

Bei sieben der neun minderjährigen weiblichen Opfer, die bei der Anzeigeerstattung unterstützt 

wurden, lag der Missbrauch zum Zeitpunkt der Anzeige erst einige Wochen zurück, beschuldigt wur-

den von einer 14-Jährigen der von ihr getrennt lebende Vater (Fall 48), von einer Elfjährigen der 

Großvater (Fall 23) und einer weiteren Elfjährigen ein Nachbar (Fall 5), von einer 13-Jährigen drei 

Burschen, die sie in einem Lokal kennengelernt hatte (Fall 47) und von zwei weiteren Teenagern der 

16-Jähriger Freund der einen (Fall 44). Bei keinem dieser Mädchen wurde zu ihrem Schutz ein Betre-

tungsverbot verhängt, die einzige Ausnahme bei den Minderjährigen bildet der Missbrauch einer 

Achtjährigen durch den Freund ihrer Eltern (Fall 46) – dieser Mann hatte, wie bereits erwähnt, auch 

einen Buben mehrfach vergewaltigt, möglicherweise wäre ohne die Vergewaltigung ebenfalls kein 

Betretungsverbot erfolgt. Allerdings wurde auch in den Fällen 23 und 48 eine (versuchte) Vergewalti-

gung angezeigt, ohne dass ein Betretungsverbot erfolgte. Eine weitere Minderjährige, eine 12-

Jährige, beschuldigte ebenfalls ihren Vater (Fall 32). Sie weihte aber nicht eine Vertrauensperson ein, 

sondern im Zuge einer Einvernahme wegen sexuellen Missbrauchs durch einen anderen Täter 

„rutschte“ ihr die Information über die Vergewaltigung durch den Vater „heraus“. Die Eltern hatten 

sich getrennt, aber das Mädchen hatte mehrfach bei ihm übernachtet. 

Bei den Erwachsenen zeigten zwei Frauen ihren früheren Lebensgefährten bzw. Ehemann wegen 

einer (versuchten) Vergewaltigung an, ohne dass ein Betretungsverbot verhängt wurde. Eine der 

beiden erstattete Anzeige wegen gefährlicher Drohung und sexueller Gewalt, woraufhin der Täter bis 

zur Verurteilung in U-Haft genommen wurde (Fall 1). Der andere Gewalttäter, der ebenfalls wegen 

einer einige Monate zurückliegenden Vergewaltigung angeklagt wurde, arbeitete seit längerer Zeit in 

der Schweiz und kam nur 14-tägig nach Hause (Fall 3). 

Bei zwei anderen Frauen erstatteten Arzt bzw. Krankenhaus Strafanzeige. Eine 26-Jährige war von 

ihrem Partner vergewaltigt worden (Fall 25), und eine 18-Jährige mit Trisomie 21 warf ihrem Schwa-

ger vor, sie vergewaltigt zu haben (Fall 43). 

Eine Frau, die als Aushilfskraft in einem Lokal arbeitete, zeigte ihren Arbeitgeber wegen geschlechtli-

cher Nötigung an (Fall 15) ebenso wie eine Kellnerin einen Stammgast (Fall 33), die dafür auch beide 

verurteilt wurden. 

Bei einigen der hier angeführten Vorfälle scheint fraglich, ob die Verhängung eines Betretungsverbo-

tes nicht nahegelegen hätte, zumal in ähnlichen Konstellationen durchaus zu dieser Maßnahme ge-

griffen wurde.  
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Anzeigeverhalten 

Vier von zehn Frauen (22 von 56 = 39,3 Prozent) entschlossen sich bereits unmittelbar, nachdem sie 

Opfer einer Vergewaltigung oder einer geschlechtlichen Nötigung geworden waren, die Gewalttat 

zur Anzeige zu bringen, oder riefen sogar noch während des Übergriffs die Polizei. Gleich hoch ist der 

Anteil der Frauen, die erst später Anzeige erstatteten. Sie lassen sich in zwei Gruppen aufteilen: die-

jenigen, die sich nach längerer Zeit bewusst jemandem anvertrauten, die oder der sie bei dem 

Schritt, zur Polizei zu gehen, unterstützte (17), und die wesentlich kleinere Gruppe jener (fünf), die 

möglicherweise nie Anzeige erstattet hätten, wenn sie nicht in einem anderen Zusammenhang von 

der Polizei befragt worden wären und sich in dieser Situation zu einer Anzeige entschlossen hätten. 

Schließlich wurde manchen Frauen die Entscheidung, ob sie die Gewalttat lieber verheimlichen wür-

den, abgenommen, entweder durch TatzeugInnen oder durch andere Dritte wie medizinisches Per-

sonal, das die Polizei informierte. Das betraf immerhin zwölf von 56 Frauen, also gut jede fünfte (21,4 

Prozent). 

Sofortige Anzeige 

Elf der 22 Frauen, die sofort Anzeige erstatteten, waren als Einzelne von einer Gewalttat betroffen, 

d. h. sie waren im Strafverfahren gegen den Angeklagten die einzigen Opferzeuginnen. Zwei Frauen 

Mitte zwanzig bzw. Mitte vierzig – eine wurde auf der Straße überfallen, die andere vom Täter von 

der Straße in die U-Bahn verfolgt – gelang es, die Polizei anzurufen, die sofort zum Tatort kam und 

den Täter in der näheren Umgebung aufgreifen konnte (Fall 17, 24). Eine weitere auf der Straße ver-

gewaltigte Frau, auch sie Mitte vierzig, wehrte sich nicht, weil sie Angst um Leben hatte, und infor-

mierte die Polizei erst, nachdem der Mann geflüchtet war (Fall 9). 

Eine 17-jährige wurde von einem gleichaltrigen Bekannten zum Oralverkehr genötigt, der ihr darüber 

hinaus androhte, Fotos davon an ihre Mutter zu schicken. Sie vertraute sich ihrer Mutter an, die ihr 

riet, Anzeige zu erstatten (Fall 4). Auch zwei andere Frauen, 44 und 16 Jahre alt, wurden zur Anzeige 

ermutigt: vom Ehemann bzw. vom Partner, nachdem das Opfer nach einer Vergewaltigung nach Hau-

se gekommen war bzw. den Partner angerufen hatte (Fall 14, 20). 

Eine 52-Jährige wurde von einer Freundin beim Weg zur Polizei und ins Krankenhaus unterstützt: Das 

Opfer wollte diese Freundin besuchen, als sie vor deren Wohnhaus angegriffen und vergewaltigt 

wurde (Fall 28). Die anderen Mädchen/Frauen, die sofort Anzeige erstatteten, waren zwischen 13 

und 86 Jahre alt; die Täter waren ein ehemaliger Partner, ein Bekannter und zwei den Opfern unbe-

kannte Männer (Fall 7, 19, 35, 37). 

Bei vier Vorfällen wurden zwei Personen gleichzeitig viktimisiert. Zwei befreundete junge Frauen, 18 

und 20 Jahre alt, lernten den Täter zufällig auf der Straße kennen und bejahten, als er vorschlug, 

etwas trinken zu gehen. In einem Wohnhaus zerrte er beide in einen Keller und versuchte sie zu ver-

gewaltigen. Eine konnte sich losreißen und rief die Polizei (Fall 18). Ein anderes Freundinnenpaar (29 
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und 49 Jahre alt) ging mit einem Bekannten essen und begleitete ihn nach Hause, wo die drei noch 

etwas trinken wollten. Er schlug eine der Frauen und verletzte sie, so dass sie die Vergewaltigung 

ihrer Freundin nicht verhindern konnte. Danach ließ der Täter beide Frauen gehen, die umgehend 

eine Polizeiinspektion aufsuchten (Fall 12). Ebenfalls von einem gewalttätigen Übergriff betroffen 

waren zwei Sexualdienstleisterinnen, eine konnte ins Freie flüchten und die Polizei verständigen (Fall 

6). Eine Mittdreißigerin zeigte die geschlechtliche Nötigung von ihr und ihrem minderjährigen Sohn 

unmittelbar nach dem Vorfall an (Fall 41). 

Beim Verfahren gegen einen Serientäter, der wegen Übergriffen gegen 15 Frauen über mehrere Mo-

nate hinweg verurteilt wurde, trugen wir nur zwei Opfer exemplarisch in die Datenbank ein, eine, die 

unmittelbar nach dem Übergriff Anzeige erstattete, und eine zweite, die sich erst nach einem Medi-

enaufruf bei der Polizei meldete (Fall 49). 

Schließlich wurde ein Strafverfahren gegen einen Asylwerber geführt, der eine 19-Jährige und zwei 

Zwanzigjährige binnen weniger Tage auf der Straße geschlechtlich genötigt hatte. Alle drei erstatte-

ten unabhängig voneinander rasch Anzeige, eine telefonisch, die beiden anderen persönlich auf einer 

Polizeiinspektion (Fall 36). 

Spätere Anzeige 

Viele Kinder und Jugendliche finden sich unter denjenigen Opfern, die Gewalttaten zunächst für sich 

behielten und sich erst nach längerer Zeit, einige Wochen, in einem Fall sogar erst mehrere Jahre 

später, jemanden anvertrauten. Neun der 17 Minderjährigen, die jünger als 15 Jahre waren, fallen in 

diese Gruppe. Sie wurden vor allem von Familienmitgliedern gestärkt bzw. übernahmen diese die 

Anzeigeerstattung. Ein achtjähriges Mädchen erzählte ihrer Familie von einem Missbrauch durch 

einen Freund der Eltern, woraufhin sich diese an die Polizei wandte (Fall 46). (Der Täter hatte auch 

seinen minderjährigen Schwager missbraucht, was er auf Drängen seiner Ehefrau bei der Bezirks-

hauptmannschaft meldete.) Eine Elfjährige sprach mit Freundinnen über das „Begrabschen“ durch 

einen 78-jähriger Nachbarn: „Die haben mich dann erpresst, entweder ich sag das meiner Mama 

oder sie würden ihre Mama dazuholen. Darum habe ich das alles meiner Mama gesagt, das war pein-

lich.“ (Fall 5) Eine 14-Jährige erzählte ihrer Tante von der Vergewaltigung durch den Vater (Fall 48), 

und die Mutter einer 13-Jährigen wurde von der Schule informiert, es würden Videos kursieren, in 

denen das Mädchen Burschen oral befriedige (Fall 47). Die Erwachsenen begleiteten die Mädchen 

zur Anzeigenerstattung und stärkten sie; alle drei Mädchen wurden von der Möwe betreut. Eine wei-

tere Elfjährige hatte ebenfalls Prozessbegleitung von der Möwe (Fall 23): Sie erzählte ihrer Lehrerin, 

die sie auf ihre durch Ritzen entstandenen Schnittverletzungen ansprach, vom Missbrauch durch den 

Großvater, sie habe sonst mit niemandem reden können, weil ihr niemand geglaubt und sie die Fami-

lie zerstört hätte. Als die Eltern vom Missbrauch erfuhren, informierten diese die Großmutter, die 

ihren Lebensgefährten mit den Vorwürfen konfrontierte.  
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Bei einer 13-Jährigen war auch ihre Freundin Opfer von Übergriffen ( (Fall 44). Das Mädchen wurde 

von einem 16-Jährigen über drei Monate hinweg unter Druck gesetzt, mit ihm zu schlafen („sonst 

hätte er Schluss gemacht“). Erst nachdem sie Anzeige erstattet hatte und er festgenommen worden 

war, wurde klar, dass er auch ihre Freundin missbraucht hatte. 

Eine 17-Jährige, die mit elf von ihrem Judotrainer vergewaltigt wurde, verdrängte die Übergriffe jah-

relang, bis sie diese mit 15 erstmals thematisierte (Fall 21). Sie erzählte ihrer Vertrauenslehrerin da-

von, dann auch den Eltern: Ihre Mutter habe geweint, ihr Vater sei wütend geworden, beide hätten 

aber nichts unternommen. Bei einem zweiten Gesprächsversuch ein Jahr später war die Reaktion der 

Eltern, sie habe sich das nur ausgedacht. Kurz vor der Strafanzeige wurde sie in einem Krisenzentrum 

aufgenommen, weil sie Zuhause physischer und psychischer Gewalt ausgesetzt war, und vertraute 

sich dort einer Therapeutin an. Begleitet durch die Einrichtung Tamar sagte sie bei der Polizei aus und 

nannte den Namen einer anderen jungen Frau, die damals auch vom Trainer missbraucht worden 

war und im Verfahren gegen ihn ebenfalls aussagte. 

Vereinzelt wurde erwachsenen Tatopfern von Vertrauenspersonen nahegelegt, sich zu einer Anzeige 

zu entschließen. Die Gewalttat lag meist einige Wochen zurück. So ging eine Mittdreißigerin erst 

nach Beratung durch den Frauennotruf und in Begleitung einer dortigen Mitarbeiterin zur Polizei, sie 

hatte Sorge gehabt, die Polizei würde ihr nicht glauben, weil sie nicht Deutsch spreche (Fall 11). Eine 

andere antwortete in der kontradiktorischen Vernehmung auf die Frage, warum sie so lange mit der 

Anzeige gegen ihren Nachbarn gewartet habe, eine Freundin habe ihr mehrfach dazu geraten (Fall 

22). 

Zwei Frauen erlebten Gewalt durch ihren Partner über mehrere Monate hinweg, bis sie sich zur An-

zeige entschlossen. Eine 23-jährige Migrantin, die wegen ihres Ehemanns nach Österreich gekommen 

war, wurde ab ihrer Ankunft über zwei Monate hinweg von ihrem Mann regelmäßig geschlagen, mit 

dem Umbringen bedroht sowie mit einem Messer verletzt und einmal vergewaltigt (Fall 16). Eine 

ähnliche Leidensgeschichte erlebte eine 45-Jährige, die von ihrem Lebensgefährten geschlagen, be-

droht und mehrfach vergewaltigt wurde (Fall 45). 

Eine Aushilfekraft in einer Pizzeria wurde vom Vorgesetzten geschlechtlich genötigt und zeigte den 

Übergriff erst zwei Woche später an (Fall 15), und wie bereits weiter oben erwähnt meldete sich ein 

Opfer eines Serientäters nach einem Aufruf in den Medien, der geschaltet wurde, nachdem der 

Mann gefasst worden war (Fall 49). 

Ein weiterer Mehrfachtäter wurde wegen geschlechtlicher Nötigung, Nötigung, Betrug und Erpres-

sung verurteilt. Der Vierzigjährige kontaktierte in sozialen Netzwerken unter falschen Namen junge 

Frauen. Er versuchte herauszufinden, ob sie in Geldnöten waren, und gab sich als Mitarbeiter einer 

Escortagentur aus, der sie dorthin vermitteln könne. Interessierte mussten einwilligen, mit einer 

Testperson der Agentur Sex zu haben – dieser namenlose Kunde war ebenfalls er. Seinen beiden 

Opfern, die sich nach mehreren Wochen unabhängig voneinander zu einer Anzeige entschlossen, 
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sagte er die Bezahlung der Kundenkontakte zu, was aber nicht erfolgte, sondern er erpresste sie da-

mit, heimlich angefertigte Videos zu veröffentlichen. Bei den Nötigungen handelte es sich unter an-

derem um das Verbot, zur Polizei zu gehen (Fall 34). 

Bei fünf weiteren Opfern wurden die Vergewaltigungen im Zuge einer anderen Anlasstat polizeibe-

kannt. Drei Frauen zeigten aufgrund einer aktuellen gefährlichen Drohung bzw. einer Körperverlet-

zung ihren früheren Lebensgefährten bzw. Ehemann an und beschuldigten ihn im Zuge der Einver-

nahme außerdem mehrerer Vergewaltigungen, die bereits einige Monate zurücklagen (Fall 1, 2, 30). 

Schließlich erwähnte ein Mann, der eine körperliche Auseinandersetzung mit seinem früheren 

Schwiegersohn hatte, bei der polizeilichen Einvernahme, dass dieser bei aufrechter Ehe seine Frau 

geschlagen habe; als sie dazu einvernommen wird, erzählt sie zudem von zwei Vergewaltigungen, die 

vor der Trennung vor einem Jahr stattgefunden hatten (Fall 3). Bei einem Gespräch im Jugendamt, 

bei dem in Anwesenheit von Polizistinnen Vorwürfe einer 12-Jährigen zur sexuellen Gewalt durch 

einen Gleichaltrigen thematisiert wurden, erwähnte sie den Missbrauch durch ihren Vater – „das ist 

mir jetzt herausgerutscht“ (Fall 32). 

Anzeige bzw. Unterstützung durch Dritte 

Dritte waren mehrheitlich als TatzeugInnen involviert, die dem Opfer zu Hilfe eilten und die Polizei 

riefen. So flüchtete etwa eine Frau vor einer versuchten Vergewaltigung zu den Nachbarn (Fall 10) 

bzw. ein Freund eines Opfers hörte, als er an die Wohnungstür klopfte, Lärm und dass die Türe ver-

schlossen wurde, und bat daher die Nachbarn, die Polizei zu rufen (Fall 27). Bei einer versuchten Ver-

gewaltigung – der Täter hatte das Opfer hinter ein Gebüsch gezerrt – kamen PassantInnen vorbei, die 

den Täter in die Flucht schlugen und die Polizei informierten (Fall 8). Ähnlich war die Situation bei 

einer Vergewaltigung auf der Toilette einer Diskothek, als andere Gäste Hilferufe hörten (Fall 50). 

Freundinnen einer Schülerin, die Opfer einer geschlechtlichen Nötigung wurde, informierten die Leh-

rerin, die wiederum die Polizei rief (Fall 39), und ein Mädchen in einer ähnlichen Situation wurde von 

einem Security-Mitarbeiter auf Streife im Park unterstützt (Fall 13). Außerdem konnte eine Kellnerin, 

die von einem Stammgast massiv bedrängt wurde, ihren Lebensgefährten telefonisch verständigen, 

der seinerseits die Polizei rief (Fall 33). 

Schließlich wurde bei vier Opfern die Anzeige durch andere erstattet, zweimal davon durch medizini-

sches Personal. Eine von ihrem Lebensgefährten verletzte Frau sprach bei der Untersuchung eine 

zwei Wochen zurückliegende versuchte Vergewaltigung an, was der Sprengelarzt anzeigte (Fall 25). 

Eine junge Frau mit Trisomie 21 warf ihrem Schwager vor, sie vergewaltigt zu haben; ihre Mutter 

(und Sachwalterin) begleitete sie zur Untersuchung in ein Krankenhaus, wollte aber keine Anzeige 

erstatten, weshalb das Krankenhaus diesen Schritt setzte (Fall 43). Beim dritten Opfer, einer 26-

Jährigen, übernahm der Vater die Anzeigeerstattung, nachdem die junge Frau nach einer Vergewalti-

gung nach Hause gekommen war und ihm davon erzählt hatte. (Es findet sich im Gerichtsakt zwar 
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kein Gutachten oder eine andere Anmerkung dazu, aber beim Lesen ihrer Einvernahme wurde deut-

lich, dass das Opfer von einer Intelligenzminderung betroffen ist.) (Fall 26) 

Eine 13-Jährige erzählte der betreuenden Familienhelferin, die dann die Polizei involvierte, von ihrer 

Vergewaltigung ein halbes Jahr vorher (Fall 29). Erst im Zuge einer späteren Einvernahme gab sie an, 

der Dreißigjährige habe sie nicht vergewaltigt, sondern sie sei seine Freundin gewesen: sie hätten 

sich regelmäßig mehrmals in der Woche getroffen und der Sex habe einvernehmlich stattgefunden. 

(Vom Vorwurf der Vergewaltigung wurde der Angeklagte freigesprochen, er wurde aber wegen des 

Missbrauchs Unmündiger verurteilt.) Anfänglich war sie bei einzelnen Treffen in Begleitung ihrer 

gleichaltrigen Freundin, die als Zeugin aussagte, dass der erwachsene Mann sie mehrfach gegen ih-

ren Willen im Geschlechtsbereich berührt hatte.  

Dass Dritte die Initiative bei der Anzeigeerstattung übernahmen, beeinflusste die Aussagebereit-

schaft der Opferzeuginnen nicht: Alle zwölf sagten bei der Polizei gegen den Beschuldigten aus, elf 

auch im Zuge einer kontradiktorischen Einvernahme, die zwölfte, die Freundin im letztgenannten 

Fall, belastete ihn erst in der Hauptverhandlung. 

Kontradiktorische Einvernahme 

39 Mädchen/Frauen wurden kontradiktorisch einvernommen, zu 21 von ihnen trugen wir als Grund-

lage für die Analyse Einschätzungen und Kommentare in die Forschungsdatenbank ein. Die restlichen 

18 waren in keiner Hinsicht auffällig, d.h. die Befragungen wurden im Allgemeinen schonend durch-

geführt. Dabei ist allerdings zu beachten, dass die Protokollierung der kontradiktorischen Verneh-

mungen in den OLG-Sprengeln Wien und Innsbruck nicht einheitlich erfolgt, die im OLG-Sprengel 

Wien erstellten Protokolle sind detaillierter, am Landesgericht Innsbruck wurden etwa Fragen nicht 

ausformuliert („auf Frage, ob“, „auf Vorhalt“) oder längere Sprechpausen nicht ausgewiesen. 

Bei drei der kommentierten Einvernahmen, also bei gut sieben Prozent, fiel unsere Bewertung nicht 

positiv aus. Zwei fanden am StrafLG Wien statt, eine am LG Innsbruck. Die beiden Wiener Opferzeu-

ginnen waren 33 Jahre alt. Eine arbeitete als Sexualdienstleisterin (Fall 6), sie war Rumänin und 

musste mit einer Dolmetscherin befragt werden. Möglicherweise war dieses Setting dafür verant-

wortlich, dass die Befragung wenig sensibel und eher ungeduldig erfolgte. Derselbe Eindruck ent-

stand bei der Befragung einer Bulgarin (Fall 11), ebenfalls mit Dolmetscherin. Schließlich wurde die 

Einvernahme einer 26-Jährigen von uns als „mühsam“ charakterisiert, was aber insbesondere daran 

lag, dass das Opfer nur sehr ungeduldig und genervt antwortete (Fall 26). In diesem Verfahren wurde 

der Angeklagte freigesprochen und im Urteil war ausgeführt, dass die Aussagen das Opfer „weder 

nachvollziehbar noch glaubwürdig“ gewesen und teilweise massive Widersprüche aufgetreten seien. 

Bei allen anderen Einvernahmen hielten wir dezidiert fest, dass die Befragung einfühlsam war 

und/oder dass der Opferzeugin für ihre Formulierungen oder um sich zu fassen viel Zeit zugestanden 

wurde. Dabei gab es keine Unterschiede nach dem Alter der Opferzeuginnen, das traf auf Kinder und 
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eine sehr betagte Frau ebenso zu wie auf Zwanzig- und Dreißigjährige. Zwei Befragungen wurden auf 

Initiative der Richterin für kurze Zeit unterbrochen, weil die Opferzeuginnen (eine 25- und eine 35-

Jährige) offenkundig emotional mitgenommen waren, in einem Fall wurde die Einvernahme einer 18-

Jährigen beendet, weil sie müde war und sich nicht mehr konzentrieren konnte. Zwei Mädchen, neun 

und zehn Jahre alt, die derselbe Täter missbraucht hatte, begannen immer wieder zu weinen, so dass 

die Richterin ihnen beruhigend zuredete; im Laufe der Einvernahme fragte sie beide, ob sie sie duzen 

dürfe. Als besonders empathisch fielen zwei Befragungen auf: Eine Richterin am LG St. Pölten (Fall 1) 

erklärte einer Dreißigjährigen detailliert, warum sie gerade an diesem Punkt welche Frage stellen 

müsse und welche Informationen für sie erforderlich seien, um sich ein Bild von der Situation ma-

chen zu können; und eine Richterin am LG Feldkirch (Fall 33) wies die Opferzeugin klar auf ihre Rech-

te, insbesondere auf ihren Anspruch auf Prozessbegleitung hin, erklärte, warum sie manchmal bei 

unangenehmen Fragen „nachbohren“ müsse und lobte die 27-Jährige mehrfach für ihre präzisen 

Aussagen. 

Psychosoziale und juristische Prozessbegleitung 

Die Prozessbegleitung ist in erster Linie ein Instrument des Opferschutzes, mit ihr ist aber darüber 

hinaus die Vorstellung verbunden, dass sie, weil sie OpferzeugInnen stärkt, zu „besseren ZeugInnen“ 

führt und somit letztlich wegen der höheren Qualität von deren Aussagen mehr Verurteilungen er-

möglicht. In Anbetracht der Entwicklung der Verurteilungsraten in den letzten Jahren stellt sich die 

Frage nach der Häufigkeit und der Rolle von Prozessbegleitungen bei Sexualstrafverfahren. 

Wie bereits erwähnt, war nur jedes zweite Opfer begleitet, wobei vor allem bei den jüngeren Alters-

gruppen – konkret: bei den Mädchen/jungen Frauen zwischen 15 und zwanzig Jahren sowie bei den 

21- bis 30-Jährigen – das Fehlen von Prozessbegleitung auffällt. Dagegen waren Frauen in ihren Vier-

zigern und Fünfzigern doppelt so häufig begleitet wie nicht begleitet. Das Fehlen von Prozessbeglei-

tung bedeutet allerdings nicht notwendigerweise, dass Opfer völlig ohne Unterstützung bleiben, ein 

Gutteil war durch eine Rechtsanwältin/einen Rechtsanwalt vertreten und schloss sich als Privatbetei-

ligte dem Verfahren an. Von den 27 Frauen ohne Prozessbegleitung waren elf anwaltlich vertreten. 

Tab. 33: Prozessbegleitung und Privatbeteiligung (n=63) 

 Häufigkeit Prozent 

 Privatbeteiligung ohne PB 14 22,2 

Privatbeteiligung und ps.+ jur. PB 20 31,7 

Privatbeteiligung u. jur. PB 10 15,9 

keine Privatbeteiligung, aber ps. 

PB 

3 4,8 

keine Privatbeteiligung und keine 

PB 

16 25,4 

Gesamt 63 100,0 
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Ein überraschendes Ergebnis ist, dass offenkundig kein struktureller Zusammenhang zwischen Pro-

zessbegleitung und Verurteilung besteht. So erfolgten etwa bei den 15- bis 20-Jährigen Freisprüche 

in den beiden Fällen, in denen die Opferzeuginnen begleitet waren, wogegen in allen acht Verfahren, 

in denen es keine Prozessbegleitung gab (die Opfer sich aber teilweise als Privatbeteiligte ange-

schlossen hatten), die Täter verurteilt wurden. Auch bei den anderen Altersgruppen lässt sich kein 

Trend ablesen.61 

Tab. 34: Prozessbegleitung weiblicher Opfer (n=56) und Verurteilungen 

 Häufigkeit Prozent 

Verurteilungen/ 

Einweisungen 

 

Prozent 

unter 15 Jahre 

 

PB 13 92,9 10 76,9 

Keine PB 1 7,1 - 0,0 

15 bis 20 Jahre 

 

PB 2 20,0 - 0,0 

Keine PB 8 80,0 8 100,0 

21 bis 30 Jahre 

 

PB 4 25,0 3 75,0 

Keine PB 12 75,0 9 75,0 

31 bis 40 Jahre 

 

PB 5 71,4 3 60,0 

Keine PB 2 28,6 2 100,0 

41 bis 50 Jahre 

 

PB 4 66,7 3 75,0 

Keine PB 2 33,3 2 100,0 

51 bis 60 Jahre 

 

PB 1 50,0 1 100,0 

Keine PB 1 50,0 - 0,0 

über 61 Jahre PB - 0,0 - 0,0 

 Keine PB 1 100,0 1 100,0 

Das einzige unbegleitete Mädchen unter 15 Jahren (von insgesamt 14) war in Wien Opfer einer ver-

suchten Vergewaltigung geworden, lebte aber in einem anderen Bundesland (Fall 39). Da das Verfah-

ren gegen den Beschuldigten in Wien geführt wurde, kam dem Opfer anscheinend geringe Bedeu-

tung zu, sie wurde auch nicht kontradiktorisch einvernommen. 

Bei den 15- bis Zwanzigjährigen stehen zwei begleitete acht unbegleiteten Opfern gegenüber.  

o 17-jährige Schülerin, versuchte geschlechtliche Nötigung, nicht privatbeteiligt (Fall 4) 

o zwei Opfer, 18 und zwanzig Jahre alt, versuchte Vergewaltigung, nicht privatbeteiligt (Fall 18) 

o 15-jährige Schülerin, Vergewaltigung, nicht privatbeteiligt (Fall 27) 

o eine 19- und zwei 20-Jährige, geschlechtliche Nötigung, davon war eine privatbeteiligt (Fall 

36) 

o 18 Jahre alt, in Argentinien lebende Austauschschülerin, geschlechtliche Nötigung, nicht pri-

vatbeteiligt (Fall 37), war auch bei der Hauptverhandlung nicht anwesend, sondern wurde via 

Skype befragt 

                                                           
61

 Dasselbe Bild zeigt sich bei den männlichen Opfern: Die drei ohne Prozessbegleitung waren Privatbeteiligte, 
in einem Fall wurde der Täter verurteilt, im anderen (mit zwei Opfern) erfolgte ein Freispruch. 



55 
 

In der nächsten Altersgruppe, 21 bis 30 Jahre, überwogen ebenfalls Opfer ohne Prozessbegleitung, 

nämlich zwölf gegenüber vier Frauen. 

o 30 Jahre, Vergewaltigung, privatbeteiligt (Fall 1) 

o 26 Jahre alt, Vergewaltigung, nicht privatbeteiligt (Fall 6) 

o 23 Jahre alt, Vergewaltigung, nicht privatbeteiligt (Fall 8) 

o 29 Jahre alt, Vergewaltigung, privatbeteiligt (Fall 12) 

o 30 Jahre alt, geschlechtliche Nötigung, nicht privatbeteiligt (Fall 15) 

o 28 Jahre alt, Vergewaltigung, nicht privatbeteiligt (Fall 22) 

o 23 Jahre alt, versuchte Vergewaltigung, nicht privatbeteiligt (Fall 24) 

o 26 Jahre alt, Vergewaltigung, privatbeteiligt (Fall 26) 

o 27 Jahre alt, Anklage Vergewaltigung – Urteil geschlechtliche Nötigung, privatbeteiligt (Fall 

33) 

o zwei Opfer, 21 und 23 Jahre alt, geschlechtliche Nötigung, privatbeteiligt (Fall 34) 

o 26 Jahre alt, versuchte Vergewaltigung, nicht privatbeteiligt (Fall 50) 

Bei den Frauen über Dreißig hatten sechs von 16 keine Prozessbegleitung:  

o 33 Jahre alt, Vergewaltigung, nicht privatbeteiligt (Fall 6) 

o 35 Jahre alt, geschlechtliche Nötigung, nicht privatbeteiligt (Fall 49) 

o 45 Jahre alt, Vergewaltigung, privatbeteiligt (Fall 9) 

o 47 Jahre alt, Anklage Vergewaltigung – Urteil geschlechtliche Nötigung, privatbeteiligt (Fall 

17) 

o 57 Jahre, Vergewaltigung, privatbeteiligt (Fall 2) 

o 86 Jahre, Vergewaltigung, privatbeteiligt (Fall 35) 

Auf der regionalen Ebene zeigt sich ein deutlicher Unterschied bei der Häufigkeit von Prozessbeglei-

tungen, im OLG-Sprengel Wien wurden wesentlich mehr weibliche Opfer als in Westösterreich be-

gleitet. (Männliche Opfer gab es bei dieser Erhebung ausschließlich im OLG-Sprengel Wien.) 

Tab. 35: Prozessbegleitung weiblicher Opfer in den OLG-Sprengeln Wien und Innsbruck (n=56) 

 PB ja PB nein 

OLG-Sprengel Wien 24 (58,5%) 17 (41,5%) 

OLG-Sprengel Innsbruck 5 (33,3%) 10 (66,7%) 

Gesamt 29 (100,0%) 27 (100,0%) 

Das spiegelt das Ungleichgewicht bei der geografischen Verteilung der betreuten Gewaltopfer insge-

samt wider: 2016 wurden laut BM für Justiz drei Viertel der einer Vergewaltigung verdächtigen und 

ermittelten Personen in den Bundesländern Wien, Niederösterreich und Burgenland angezeigt, 

gleichzeitig erfolgten in diesen drei Bundesländern aber 88 Prozent der Prozessbegleitungen. Eine 

noch stärkere Diskrepanz wird bei der regionalen Verteilung des Finanzierungsaufwandes deutlich: In 
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die fünf genannten Bundesländer flossen 2016 3,160.364 Euro für Prozessbegleitung und davon nur 

ein Zehntel (9,3 Prozent) nach Westösterreich.62 

Tab. 36: Prozessbegleitung bei Sexualdelikten insgesamt, 2016 

 Strafanzeigen gegen ermittelte 

Tatverdächtige* 

Betreute Personen** 

OLG-Sprengel 

Wien (W, NÖ, B) 

OLG-Sprengel 

Ibk (T, V) 

OLG-Sprengel 

Wien (W, NÖ, B) 

OLG-Sprengel 

Ibk (T, V) 

Vergewaltigung 76,0% 24,0% 87,9% 12,1% 

Strafbare Handlungen gg die sex. 
Integrität und Selbstbestimmung 

72,0% 24,0% 85,1% 14,9% 

Quellen: *BMI, Sicherheitsbericht 2016, **BMJ E-Mail vom 26.4.2018, eigene Berechnungen 

Wegen des deutlich höheren Anteils von Verfahren mit Prozessbegleitung ist auch die Liste der invol-

vierten Unterstützung anbietenden Einrichtungen in Ostösterreich länger als die im Westen. Im OLG-

Sprengel Wien waren die Kinderschutzeinrichtung Möwe, Tamar, der Frauennotruf, die Frauenhäuser 

Wien, das Gewaltschutzzentrum Niederösterreich und der Weiße Ring eingebunden, im OLG-

Sprengel Innsbruck ein Kinderschutzzentrum, der Verein Frauen gegen Vergewaltigung sowie das 

Gewaltschutzzentrum Tirol. 

Vertretung der Opfer und Verfahrensausgang 

15 Angeklagte, die weibliche Opfer viktimisiert hatten, wurden mangels Beweisen freigesprochen63, 

13 davon im OLG-Sprengel Wien. Betroffen waren 13 Opferzeuginnen, von denen neun (69,2 Pro-

zent) Prozessbegleitung hatten. In einem dieser Verfahren war das zweite Opfer durch einen frei 

gewählten Rechtsanwalt vertreten, ebenso wie eine weitere Opferzeugin. 

Anders als zu erwarten war bei den Freisprüchen nur eine Minderheit von zwei Opfern unvertreten. 

Eine 28-Jährige hatte ihren Nachbarn wegen einer Vergewaltigung angezeigt (Fall 22), laut Anklage-

schrift wirkte sie für die Staatsanwaltschaft bei der kontradiktorischen Vernehmung glaubwürdig, 

wogegen die Angaben des Angeklagten als Schutzbehauptungen gewertet wurden. Die Gründe für 

den Freispruch sind nicht bekannt, da ein gekürzter Protokoll- und Urteilsvermerk vorliegt. Eine Schü-

lerin, die eine geschlechtliche Nötigung anzeigte, wurde dazu ausschließlich von der Polizei einver-

nommen (Fall 39); auch hier gibt es nur einen gekürzten Urteilsvermerk. Offenkundig hat seit der 

Erhebung von Breiter (1995) eine massive Veränderung stattgefunden. In den Strafverfahren aus 

dem Jahr 1990 wurden Täter durchgängig verurteilt, wenn sich Opfer als Privatbeteiligte dem Verfah-

ren angeschlossen hatten (ebd., 70), dagegen wurden 2016 13 Täter, deren Opfer durch Prozessbe-

gleiterInnen juristisch vertreten waren, freigesprochen – 13 von insgesamt 15 Freisprüchen in 45 
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 E-Mail der Präsidialsektion des BMVRDJ, 26.4.2018. 
63

 Insgesamt erfolgten in 15 Verfahren 17 Freisprüche, in zwei Verfahren gab es aber ausschließlich männliche 
Opfer (von denen einer Prozessbegleitung hatte, der andere war anwaltlich vertreten). 
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Verfahren mit weiblichen Opfern. Vor dem Hintergrund des 2006 zur Unterstützung von Gewaltop-

fern eingeführten Rechtsanspruchs auf psychosoziale und juristische Prozessbegleitung wäre viel-

mehr eine Fortschreibung des Ergebnisses von 1990 zu erwarten gewesen. 

Tab. 37: Vertretene Opferzeuginnen, Gerichtssprengel und Freisprüche (n=15) 

Fall LG Prozessbegleitung Privatbeteiligung 

2 St. Pölten nein ja 

5 Wiener Neustadt jur. und psy.  

7 Wien jur. PB  

11 Wien jur. PB  

12 Wien ja (O2 jur. PB) ja (Opfer 1) 

13 Wien jur. und psy.  

20 Wien jur. PB  

22 Wien nein nein 

25 Innsbruck jur. und psy.  

26 Innsbruck nein ja 

39 Wien nein nein 

43 Korneuburg jur. und psy.  

47 (3 Täter) Wien jur. und psy.  

In 13 Verfahren (mit 16 weiblichen Opfern) waren die Opfer unvertreten und hatten weder Prozess-

begleitung noch schlossen sie sich als Privatbeteiligte dem Verfahren an. Dennoch wurden elf Täter 

verurteilt bzw. erfolgte ihre Einweisung. Diese deutliche Mehrheit von Verurteilungen (84,6 Prozent) 

überrascht insofern, als gerade bei unvertretenen Opfern ein höheres Risiko, sich mit ihrer Aussage 

nicht durchzusetzen, zu erwarten wäre – und noch mehr, weil so viele Freisprüche trotz Prozessbe-

gleitung erfolgten.  

Zu Freisprüchen (wegen des Fehlens eines Schuldbeweises) kam es – wie vorhin schon angesprochen 

– nur in drei Verfahren, alle am StrafLG Wien:  

o Eine 28-Jährige hatte eine Vergewaltigung angezeigt (Fall 22) und  

o die Lehrerin einer 13-Jährigen eine geschlechtliche Nötigung des Mädchens (Fall 39). 

o Außerdem wurde in einem Verfahren, in dem zwei Frauen Anzeige erstatteten, der Täter 

wegen der Vergewaltigung des einen Opfers zu einer Freiheitsstrafe verurteilt, in Hinblick auf 

die Körperverletzung der anderen Frau aber freigesprochen (Fall 6). 
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Tab. 38: Unvertretene Opferzeuginnen, Gerichtssprengel und Urteil (n=16) 

Fall LG Urteil 

4 Wiener Neustadt FS bedingt 

6 (O1+O2) Wien FS ( O2) / Freispruch (O1) 

8 Wien Einweisung § 21 Abs 1. StGB 

15 Eisenstadt FS bedingt und GS 

18 (O1+O2)  Wien FS 

22 Wien Freispruch 

24 Innsbruck Einweisung § 21 Abs1. 

27 Innsbruck FS 

36 (O1+O3) Feldkirch FS bedingt und GS 

37 Wien FS 

39 Wien Freispruch 

49 (O2) Wien FS 

50 Innsbruck FS, Einweisung § 21 Abs.2 StGB 

Wie bereits angesprochen, sind proportional mehr Opfer im OLG-Sprengel Innsbruck als im OLG-

Sprengel Wien unvertreten: 22 Prozent aller analysierten Verfahren wurden in Westösterreich 

durchgeführt, aber 30,8 Prozent der Verfahren, in denen ein Opfer unvertreten war, fanden dort 

statt. 

Einflussfaktoren für den Verfahrensausgang 

Mithilfe von bivariaten Analysemethoden wurde ausgewertet, ob bestimmte Eigenschaften/ Merk-

male des Täters, des Opfers oder der Tat mit dem Urteil zusammenhängen.64 In der Folge wird die 

gesamte Stichprobe der weiblichen Opfer analysiert sowie jeweils kurz auf die beiden OLG-Sprengel 

eingegangen, soweit eindeutige Aussagen getroffen werden können. Obwohl es sich um eine Voller-

hebung handelt, sind im OLG-Sprengel Innsbruck, in dem nur rund ein Fünftel der Verfahren geführt 

wurden, verallgemeinerbare Feststellungen nicht immer möglich. 

Person des Täters 

Der Bildungsstatus scheint keine Rolle zu spielen. 

Dagegen beeinflussen Vorstrafen das Urteil offenkundig (16 Angeklagte hatten eine oder mehrere 

Vorstrafen, 31 keine). 
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 Durch Darstellung mittels Kontingenztabellen wurden Zusammenhänge zwischen kategorialen Variablen 
untersucht. 



59 
 

o Bei 13,3 Prozent der Freisprüche, aber bei 43,8 Prozent der Verurteilungen/Einweisungen 

waren die Angeklagten vorbestraft.  

o Umgekehrt waren bei 86,7 Prozent der Freisprüche die Angeklagten nicht vorbestraft, woge-

gen bei Verurteilungen/Einweisungen nur 56,3 Prozent unbescholten waren. 

(In Wiener OLG-Sprengel fallen die Unterschiede etwas geringer aus, im Westen erfolgten ausschließ-

lich Freisprüche von nicht Vorbestraften.) 

Von den 16 vorbestraften Gewalttätern wurden 14 verurteilt bzw. eingewiesen (87,5 Prozent) – das 

ist ein deutlich höherer Prozentsatz als in der Untersuchung von Lovett/Kelly, wo jeder zweite verur-

teilt wurde (2009, 33). Die beiden Angeklagten, die u.a. wegen Sexualdelikten vorbestraft waren, 

wurden – ebenso wie in der vorangegangenen Erhebung (ebd.) – verurteilt.65 

Was die Staatsangehörigkeit betrifft, gab es in unserem Gesamtsample (weibliche und männliche 

Opfer) 22 Österreicher bzw. EU/CH-Bürger (42,3 Prozent) und 30 Drittstaatsangehörige (57,7 Pro-

zent). Von den Österreichern/EU-/CH-Bürgern wurden sieben freigesprochen (31,8 Prozent) und 15 

verurteilt bzw. eingewiesen (68,2 Prozent), bei den Drittstaatsangehörigen erfolgten zehn Freisprü-

che (33,3 Prozent) und zwanzig Verurteilungen/Einweisungen (66,7 Prozent). 

o Von den insgesamt 17 Freisprüchen entfielen sieben (41,2 Prozent) auf österreichi-

sche/EU/CH- Staatsbürger und zehn (58,8 Prozent) auf Drittstaatsangehörige  

o Von den insgesamt 35 Verurteilungen/Einweisungen entfielen 15 (42,9 Prozent) auf österrei-

chische/EU/CH- Staatsbürger und zwanzig (57,1 Prozent) auf Drittstaatsangehörige. 

Das heißt, die Nationalität der Angeklagten ist in den Justizentscheidungen ihrer jeweiligen Größe 

entsprechend repräsentiert. 

Bei einer Fokussierung auf die Verfahren mit weiblichen Opfern zeigen sich geringe Verschiebungen. 

Zwei Drittel der Freisprüche (zehn = 66,7 Prozent) und ein etwas kleinerer Teil der Verurteilungen (19 

= 59,4 Prozent) betrafen Angehörige von Drittstaaten. Da rund 62 Prozent der Angeklagten (29 Män-

ner) Drittstaatsangehörige waren66, heißt das, sie sind sowohl bei den Freisprüchen als auch bei den 

Verurteilungen annähernd proportional vertreten. Zehn Jahre früher wurden laut Lovett/Kelly (2009, 

33) Nicht-Österreicher häufiger verurteilt als Österreicher, es fehlen dazu aber präzise Angaben. (Im 

OLG-Sprengel Wien zeigt sich in etwa dieselbe Relation, im OLG-Sprengel Innsbruck wurden aus-

schließlich Drittstaatsangehörige freigesprochen und mehr als die Hälfte (fünf von neun = 55,6 Pro-

zent) der Verurteilten waren Drittstaatsangehörige.) 
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 Verurteilt wegen (1) §§ 201 Abs 1, 206, 212, (2) §§ 202, 15 207, 207, 206 Abs 1 und 27 SMG. Dem dritten 
Angeklagten, der wegen eines Sexualdeliktes vorbestraft war, wurde der Missbrauch eines Burschen vorgewor-
fen, er wurde freigesprochen. 
66

 Es ist daran zu erinnern, dass mehrheitlich Österreicher angezeigt wurden, Verfahrenseinstellungen aber 
vornehmlich zu deren Gunsten erfolgten (siehe im Kapitel DATENANALYSE). 
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Tab. 39: Staatsbürgerschaft von Angeklagten und weiblichen Opfern – Urteil (n=56) 

 

Häufigkeit Prozent 

Freispruch  Angeklagter Ö/EU,  

Opfer Ö/EU  

5 33,3 

Angeklagter Drittstaat, 

Opfer Ö/EU 

9 60,0 

Angeklagter Drittstaat, 

 Opfer Drittstaat  

1 6,7 

Gesamt 15 100,0 

Verurteilung/ 

Einweisung 

 Angeklagter Ö/EU,  

Opfer Ö/EU 

14 34,1 

Angeklagter Drittstaat,  

Opfer Ö/EU 

19 46,3 

Angeklagter Ö/EU,  

Opfer Drittstaat 

2 4,9 

Angeklagter Drittstaat, 

 Opfer Drittstaat 

6 14,6 

Gesamt 41 100,0 

Nimmt man allerdings die Verurteilungsquoten für Österreicher, Migranten und Asylwerber in den 

Blick, werden gruppenspezifische Unterschiede deutlich, die sich nicht von vorneherein mit unter-

schiedlich schweren Tathandlungen erklären lassen. 

Bei den Asylwerbern und illegal in Österreich aufhältigen Angeklagten wurden  

o neun von elf verurteilt (81,8 Prozent),  

o sieben von ihnen zu unbedingten Freiheitsstrafen (77,8 Prozent). 

Dagegen wurden bei den österreichischen Staatsbürgern nur 

o 13 von 17 verurteilt (76,5 Prozent),  

o sieben von ihnen zu unbedingten Freiheitsstrafen (53,8 Prozent).  

Noch auffälliger ist die Diskrepanz bei einem Fokus auf Österreicher ohne Migrationshintergrund:  

o Neun von 13 wurden verurteilt/eingewiesen (69,2 Prozent) und nur  

o vier erhielten unbedingte Freiheitsstrafen (44,4 Prozent). 

Diese Tendenzen decken sich mit jenen aus dem Jahr 2005, als Migranten und Ausländer ebenfalls 

ein höheres Verurteilungsrisiko hatten als Österreicher und vier der sieben Asylwerber ebenso wie 

der eine in der Stichprobe vertretene Flüchtling alle verurteilt wurden (Lovett/Kelly 2009, 33). 

Fast drei Viertel (zehn = 71,4 Prozent) der Freisprüche erfolgten bei dem Tätertypus, den wir über 

das Demonstrieren von Macht definierten und dem genau die Hälfte der Angeklagten zuzurechnen 

ist. (Im OLG-Sprengel Wien erfolgten zwei Drittel der Freisprüche für diesen Typ, im Westen hundert 

Prozent.)  
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Auch das Geständnisverhalten bzw. das Leugnen zeigt Auswirkungen.  

o Freisprüche ergingen doppelt so häufig bei Angeklagten, die die Gewaltanwendung (64,3 

Prozent) leugneten, als bei denen, die den sexuellen Kontakt bestritten (35,7 Prozent). 

o Allerdings überwogen auch unter den Verurteilten mit fast drei Viertel deutlich Täter, die die 

Gewaltanwendung (72,2 Prozent) bestritten; jeder sechste Verurteilte (16,7 Prozent) hatte 

angegeben, das Opfer nicht zu kennen, jeder neunte, keinen sexuellen Kontakt gehabt zu ha-

ben. 

(Im OLG-Sprengel Wien ist die Verbindung von Leugnung von Gewalt und Freispruch noch klarer: Drei 

Viertel der Freisprüche betrafen diese Gruppe, ein Viertel hatte den sexuellen Kontakt geleugnet. 

Auch bei den Verurteilten stellten die Gewaltleugner mit einem 80-Prozent-Anteil die größte Gruppe, 

13,3 Prozent hatten das Kennen des Opfers und 6,7 Prozent den sexuellen Kontakt abgestritten). 

Beziehungsverhältnis zwischen Opfer und Täter 

Der Opfer-Täter-Beziehung kommt entscheidende Bedeutung zu. Differenziert man grob zwischen 

„bekannt“ und „fremd/am Tattag kennengelernt“ (36 bzw. 27 Fälle),  

o war nur bei jedem dritten Freispruch, aber bei fast der Hälfte der Verurteilungen/ Einweisun-

gen (48,7 Prozent) der Angeklagte dem Opfer fremd. 

o Dagegen war bei zwei Drittel der Freisprüche der Täter dem Opfer bekannt und bei den Ver-

urteilungen nur jeder zweite (51,2 Prozent).  

(Auf Sprengelebene zeigt sich in Ostösterreich dieselbe Tendenz, im Westen dagegen war bei den 

Freisprüchen jeder zweite fremd und bei den Verurteilungen/Einweisungen waren 69,2 Prozent 

fremde Täter, bei den Freisprüchen waren 50 Prozent bekannt und bei den Verurteilungen 30,8 Pro-

zent.) 

Verurteilt bzw. nach § 21 StGB in eine Anstalt eingewiesen wurden 

o die überwiegende Mehrheit (84,2 Prozent) der dem Opfer fremden Täter (19 Männer)  

o zwei Drittel der Täter, die das Opfer am Tattag kennengelernt hatte (sechs), sowie 

o zwei Drittel der Bekannten (18) 

o drei von (vier) Verwandten (75 Prozent) 

o 60 Prozent der (fünf) Partner sowie  

o 75 Prozent der (vier) Ex-Partner 

(Die Ergebnisse in den OLG-Sprengeln decken sich tendenziell mit denen der Gesamtgruppe.) 

Hinzuweisen ist an dieser Stelle auf die (relativ) hohe Verurteilungsquote bei aktuellen Beziehungs-

partnern – dieses Ergebnis unterscheidet sich sowohl von dem bei Breiter (1995, 70) als auch bei 

Lovett/Kelly (2009, 33), in deren jeweiliger Stichprobe alle Ehemänner freigesprochen wurden. Bei 

Breiter wurden auch die Ex-Ehemänner freigesprochen (ebd.), bei Lovett/Kelly drei von insgesamt 
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fünf (ebd.). Bei Lovett/Kelly erfolgten darüber hinaus bei allen Familienmitgliedern Freisprüche (wozu 

sich bei Breiter keine Angaben finden). 

Interessant ist, dass bei allen drei Untersuchungen Sexdienstleisterinnen unter den Opfern waren – 

bei der aktuellen und der von Breiter (1995) drei, bei Lovett/Kelly (2009) zwei. In der Erhebung von 

Lovett/Kelly (2009) wurde einer der beiden wegen Vergewaltigung einer Sexualdienstleisterin Ange-

klagten verurteilt, Details dazu fehlen aber (ebenso wie bei Breiter 1995).67 Sexdienstleisterinnen 

sind damit zu allen drei Erhebungszeitpunkten auffallend stark in den Stichproben vertreten, 1990 

und 2016 mit einem Anteil von fünf Prozent. Das verweist einerseits auf das hohe Gewaltrisiko, dem 

Sexarbeiterinnen ausgesetzt sind, aber auch auf das von den Frauen Polizei und Justiz entgegenge-

brachte Vertrauen. 

o In der aktuellen Erhebung findet sich ein Wiener Vorfall: Ein Kunde weigerte sich trotz Auf-

forderung, das Studio zu verlassen, und ging aggressiv auf zwei Sexualdienstleisterinnen los. 

Er verletzte eine von ihnen, die sich auf die Straße retten und die Polizei informieren konnte. 

Währenddessen versuchte der Täter die zweite Frau zu vergewaltigen und würgte sie mit ei-

nem Gürtel, um ihren Widerstand zu brechen. Verurteilt wurde er wegen der versuchten 

Vergewaltigung (zweijährige Freiheitsstrafe), für die Körperverletzung fand das Gericht kei-

nen Schuldbeweis (Fall 6).  

o Das zweite Verfahren fand in Tirol statt. Eine Sexualdienstleisterin, die im Freien auf Kunden 

wartete, wurde vom Täter überfallen, getreten und gewürgt. Sie konnte sich befreien und 

flüchtete. Die Anzeige lautete auf versuchte Vergewaltigung und versuchten Raub, die 

Staatsanwaltschaft stellte aber schließlich einen Antrag auf Einweisung, dem das Gericht 

folgte. Das Opfer war nach der Einvernahme durch die Polizei nach Bulgarien abgeschoben 

worden und damit eine der wenige Frauen, die nicht vor Gericht aussagten (Fall 24). 

Bei den Freisprüchen überwiegen deutlich Bekannte des Opfers, darunter fallen in unserer Stichpro-

be etwa Nachbarn, Vermieter oder Internetbekanntschaften. Aber auch die dem Opfer nicht bekann-

ten oder erst am Tattag kennengelernten Personen machen gemeinsam ein Drittel der Freigespro-

chenen aus. Letztere bilden die größte Gruppe unter den Verurteilten, nämlich fast die Hälfte, und 

gemeinsam mit den Bekannten stellen sie fast achtzig Prozent aller verurteilten Täter. Das ist ein 

Hinweis auf die von Breiter (1995) mehrfach geäußerte Vermutung, dass die Klischees Vergewalti-

gungen betreffend Bestand haben, demzufolge der Täter ein Fremder ist, der in der Nacht auf der 

Straße eine Frau überfällt.  
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 Lovett/Kelly weisen darauf hin, dass in Österreich bei neun Prozent aller angezeigten Vergewaltigungen die 
Opfer Sexualdienstleisterinnen waren – ein wesentlich höherer Anteil als in den anderen von ihnen untersuch-
ten Ländern mit Ausnahme Portugals (zehn Prozent). In England & Wales und in Schweden lag der Anteil der 
Sexualdienstleisterinnen nur halb so hoch (2009, 32, 106). 
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Tab. 40: Beziehungsverhältnis bei Freisprüchen bzw. Verurteilungen  

 Freispruch (in %) 

(n=15) 

Verurteilung (in %) 

(n=41) 

fremd 20,0 39,0 

am Tattag kennengelernt 13,3 9,8 

Bekannte 40,0 29,3 

Verwandte 6,7 7,3 

Partner 13,3 7,3 

Ex-Partner 6,7 7,3 

Gesamt 100,0 100,0 

Die Opfer-Täter-Beziehung definiert in den meisten Fällen den Tatort, bei dem es sich mehrheitlich 

um eine Wohnung handelte: 

o Wohnung des Opfer, des Täters bzw. gemeinsame Wohnung: (25 Fälle): zehn Freisprüche (40 

Prozent), 15 Verurteilungen (60 Prozent) 

o Stiegenhaus, Parkplatz (5 Fälle): ein Freispruch (20 Prozent), vier Verurteilungen (80 Prozent) 

o Straße, Park, Grünbereich (17 Fälle): drei Freisprüche (17,6 Prozent), zwölf Verurteilungen 

(70,6 Prozent), zwei Einweisungen (11,8 Prozent) 

71 Prozent der Freisprüche in der gesamten Stichprobe, aber nur 46 Prozent der Verurteilungen be-

trafen den Tatort Wohnung. Im OLG-Sprengel Wien betrug die Relation 67 zu 52, wogegen sich im 

OLG-Sprengel Innsbruck ein völlig anderes Bild zeigt: Sämtliche Freisprüche betrafen den Tatort 

Wohnung ebenso wie 25 Prozent der Verurteilungen. Das ist insofern ein auffallendes Ergebnis, als es 

auf das nachhaltige Bestehen von Vergewaltigungsklischees in Westösterreich verweist. Zu diesen 

Klischees zählt die Vorstellung, dass Vergewaltigungen im öffentlichen Raum durch dem Opfer unbe-

kannte Täter stattfinden – was im Umkehrschluss bedeutet, dass das, was in einer Wohnung passiert, 

keine Vergewaltigung ist.68 

Person des Opfers 

Anders als bei den Angeklagten zeigen sich bei den Opfern stärkere Unterschiede in der justiziellen 

Erledigung in Zusammenhang mit deren Staatsangehörigkeit, was aber vermutlich auf Verzerrungen 

basiert. Laut Datenlage erfolgten Freisprüche vor allem dann, wenn das Opfer Österreicherin (39 

Personen) war – nämlich zu zwei Dritteln. Obwohl EU-Bürgerinnen (plus EWR und Schweiz, acht Per-

sonen) im Sample etwa gleich stark vertreten waren wie Frauen aus Drittstaaten (neun), kam es ins-

besondere zu einem Freispruch, wenn das Opfer aus der ersten Gruppe stammte (26,7 vs. 6,7 Pro-

zent). Dementsprechend wurden bei Opfern aus Drittstaaten mehr Täter verurteilt (19,5 vs. 9,8 Pro-

zent). (Die Daten aus dem OLG-Sprengel Wien bestätigen diese Relationen.)  
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 Siehe dazu auch Breiter (1995, 69-72): „… mit einer hohen Freispruchswahrscheinlichkeit rechnen [können] 
ebenso diejenigen, die in einer Wohnung und im nicht-öffentlichen Raum agieren …“ 
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Anzeige- und Aussageverhalten des Opfers 

Der Zeitpunkt der Anzeige scheint keine Rolle für die gerichtliche Entscheidung zu spielen. Persön-

lich erstattete Anzeigen der weiblichen Opfer (Anzeigen durch Dritte wurden hier nicht berücksich-

tigt), die zu gleichen Teilen sofort bzw. später erfolgten (jeweils 22), führten jeweils zu rund einem 

Viertel zu einem Freispruch (22,7 Prozent) und zu drei Viertel (77,3 Prozent) zu einer Verurtei-

lung/Einweisung. (Im OLG-Sprengel Wien spiegeln sich diese Ergebnisse wider, in Innsbruck erfolgten 

bei persönlichen Anzeigen durch Betroffene ausschließlich Verurteilungen.) 

In allen Strafverfahren, in denen eine unbedingte Freiheitsstrafe verhängt wurde, und bei 90 Prozent 

der Verurteilungen/Einweisungen insgesamt lag eine Aussage der Opferzeugin vor. (Auf Bundeslän-

derebene wiederholen sich diese Ergebnisse.) Wenn die Opferzeugin in der Hauptverhandlung aus-

sagte, wurden die Angeklagten verurteilt und in fast drei Viertel dieser Verfahren sprach das Gericht 

eine unbedingte Freiheitsstrafe aus. Das hängt damit zusammen, dass die Opferzeugin dann einer-

seits in der Hauptverhandlung noch offene Fragen beantworten konnte und andererseits mit dem 

unmittelbaren Eindruck, den sie bei Gericht hinterließ. 

Allerdings hatte auch in 80 Prozent der Verfahren, die mit einem Freispruch endeten, das Opfer aus-

gesagt. Das Gericht begründete einzelne Freisprüche damit, dass sich das Opfer in ihrer Aussage bei 

der Polizei und der kontradiktorischen Vernehmung selbst widersprochen oder offenkundig die Un-

wahrheit gesagt habe. 

o Ein Gewaltopfer zeigte ihren Lebensgefährten wegen Vergewaltigung an. Bei der Polizei gab 

sie zu Protokoll, er habe ihr vorher Kleider und Unterhose heruntergerissen, und als sie we-

gen einer Verletzung ein Krankenhaus aufsuchen musste, habe sie auf seinen Wunsch hin 

angegeben, über die Treppe gestürzt zu sein. Nach dem Vorfall sei sie eine Woche lang nach 

Hause gefahren. Bei der kontradiktorischen Vernehmung sieben Monate später erklärte sie, 

bei der Vergewaltigung nur Unterwäsche getragen zu haben, sprach von zwei Vergewalti-

gungen und wusste nicht mehr, bei welcher sie ins Krankenhaus musste, und gab an, nach 

der Gewalttat für zwei Tage ihre Familie besucht zu haben. Auf Vorhalt vermutete sie, ihre 

Aussage bei der Polizei sei genauer gewesen, weil der Vorfall zum damaligen Zeitpunkt noch 

aktuell war. Im Übrigen erwies sich, dass bei der Polizei keine Dolmetscherin, sondern eine 

Freundin von ihr, ebenfalls Ausländerin, übersetzt hatte (Fall 25). 

o Eine junge Frau, die einem Asylwerber, den sie in sein Containerdorf begleitet hatte, eine 

Vergewaltigung vorwarf, sagte ebenfalls Widersprüchliches aus. Insbesondere wurde ihr bei 

der kontradiktorischen Vernehmung vorgehalten, sie habe laut ihrer Polizeiaussage nach 

dem Vorfall mit „der Mama“ telefoniert, sich aber nicht getraut, ihr von der Vergewaltigung 

zu erzählen, wogegen sie an anderer Stelle angab, ihr Handy habe keinen Empfang gehabt. 

Außerdem erwähnte sie bei dieser Einvernahme erstmals, ebenfalls auf Vorhalt, dass der An-

geklagte seinen rechten Arm in einem Verband trug, wogegen sie vorher ausgesagt hatte, er 
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habe ihr mit beiden Händen die Hose hinuntergezogen und sich beim Geschlechtsverkehr mit 

beiden Händen auf dem Bett abgestützt (Fall 26). 

o  Ein Teenager warf einem jungen Mann eine versuchte Vergewaltigung vor. Sie hatte sich 

vorher mit einer Freundin in einem Park getroffen, die sich, um mit ihrem Freund zu „knut-

schen“, einige Meter entfernte. Die beiden Mädchen widersprachen einander mehrfach, z.B. 

ob sie sich zufällig getroffen oder verabredet hatten (was die Eltern verboten hatten) oder ob 

sie Alkohol und Cannabis konsumiert hatten (was das Mädchen in der kontradiktorischen 

Vernehmung auch nach der Aussage ihrer Freundin weiter verneinte) (Fall 13). 

Zwei der drei Opferzeuginnen (Fall 13, 25) hatten Prozessbegleitung und alle drei schlossen sich dem 

Verfahren als Privatbeteiligte an. 

Justiz 

Im Zuge der Überprüfung möglicher Einflussfaktoren auf die Gerichtsentscheidung wurden Zusam-

menhänge zwischen dem Urteil und der Verhängung der U-Haft ausgewertet ebenso wie die Rolle 

unterschiedlicher Beweismittel sowie die geschlechtsspezifische Zusammensetzung des Gerichts.  

U-Haft 

Mit Blick auf die U-Haft zeigen sich naheliegende Ergebnisse: Nur jeder siebte Freispruch erging zu-

gunsten eines Angeklagten, der in U-Haft gewesen war69, und rund 72 Prozent der Verurteilungen. 

(Im OLG-Sprengel Wien ergeben sich bei Freisprüchen wie bei Verurteilungen/Einweisungen diesel-

ben Relationen wie in der Gesamtstichprobe, in Westösterreich wurden ausschließlich Männer frei-

gesprochen, die nicht in U-Haft gewesen waren, und zwei Drittel der Verurteilungen betrafen Täter, 

die in U-Haft gewesen waren.) 

Zum Zusammenhang zwischen U-Haft und Verurteilung finden sich auch bei Breiter (1995) Angaben. 

In ihrem Sample wurden nur vier Prozent aller Personen, die in U-Haft waren, freigesprochen und 68 

Prozent derer, die nicht in U-Haft waren (ebd., 68). Demgegenüber liegt in der aktuellen Untersu-

chung die Freispruchsquote mit U-Haft bei acht Prozent, ohne U-Haft bei 59 Prozent. Obwohl die 

Fallzahlen beider Erhebungen gering sind, ist das ein möglicher Hinweis darauf, dass Täter, gegen die 

keine U-Haft verhängt wurde, inzwischen eher verurteilt werden als vor 25 Jahren. 
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 In einem Fall saß ein 21-jähriger Asylwerber zwei Monate lang in U-Haft, weil ihn eine 14-Jährige der Verge-
waltigung beschuldigt hatte. Der Freispruch basierte u.a. auf zahlreichen Zeugenaussagen, die den Angeklagten 
entlasteten (Fall 13). Im anderen Fall beschuldigte eine 16-Jährige einen 23-Jährigen, den sie über eine Dating-
Plattform kennengelernt hatte, der Vergewaltigung. Der Angeklagte wurde nach 30 Tagen auf Anordnung des 
OLG Wien mangels Vorliegens eines dringenden Tatverdachts enthaftet. Enthaftung und Freispruch basierten 
v.a. auf SMS, die Opfer und Angeklagter gewechselt hatten, auf Aussagen einer Freundin des Opfers und einer 
weiteren Zeugin, aber auch „auf dem – auch für ein Strafverfahren in Sexualsachen – auffällig unglaubwürdigen 
Eindruck“, den die Opferzeugin bei Gericht hinterließ (Fall 20). 



66 
 

Breiter (1995) wies weiters darauf hin, dass die drei Ehemänner in ihrer Stichprobe nicht in U-Haft 

genommen wurden, und vermutete dahinter die Sichtweise, es handle sich bei den Vergewaltigun-

gen um eine „Privatangelegenheit“70 (ebd., 68). In unserer Untersuchung wurde gegen zwei von 

vier71 Ehemännern/Partnern U-Haft verhängt. In einem Fall war der Ablauf untypisch: 

o Ein Afghane hatte seine Ehefrau, die wegen der von den Eltern arrangierten Ehe nach Öster-

reich gekommen war, seit ihrer Ankunft über mehrere Monate hinweg regelmäßig geschla-

gen, einmal auch mit einem Messer verletzt und mit dem Umbringen bedroht. Das Ehepaar 

war Mitte zwanzig, er lebte bereits seit zehn Jahren in Österreich und stand in einem Be-

schäftigungsverhältnis. Als in einer aktuellen Bedrohungssituation die Polizei einschritt, ver-

hängte sie ein Betretungsverbot, erstattete Anzeige wegen Vergewaltigung und nahm den 

Mann vorläufig fest. Das Opfer wurde in einem Frauenhaus untergebracht. Die Staatsanwalt-

schaft ordnete die sofortige Entlassung aus der U-Haft an und der Mann blieb bis zu seiner 

ersten Einvernahme sieben Wochen später auf freiem Fuß. Zehn Tage nach dieser Einver-

nahme ordnete schließlich die Richterin seine Festnahme an, die umgehend erfolgte, und 

letztlich wurde der Täter zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren wegen Vergewaltigung und 

Körperverletzung verurteilt. (Fall 16, StrafLG Wien) 

o Auch im zweiten Fall hatte der Mann seine Lebensgefährtin (die von einer „On-off-

Beziehung“ sprach) über mehrere Monate hinweg misshandelt und bedroht und sie zweimal 

vergewaltigt. Beide waren Mitte vierzig, sie Österreicherin, er Kosovare, der sich bereits seit 

längerem illegal in Österreich aufhielt. Im Zuge einer Polizeiintervention wurden ein Betre-

tungsverbot ausgesprochen und U-Haft wegen Tatbegehungs- und Fluchtgefahr verhängt, die 

bis zur Urteilsverkündung aufrecht blieb. Der Täter wurde wegen einer Vergewaltigung, die 

eine schwere Körperverletzung zur Folge hatte (§201 Abs 1 und 2 1. Fall StGB), wegen Miss-

brauchs einer wehrlosen, nämlich schlafenden Person (§ 205 Abs 1 StGB) und fortgesetzter 

Gewaltausübung (§ 107b Abs 1 StGB) zu sechs Jahren Haft verurteilt. (Fall 45, Niederöster-

reich) 

In den beiden anderen Verfahren wurden ein Ehemann bzw. ein Lebensgefährte der Vergewaltigung 

beschuldigt und in beiden Fällen wurde von vorneherein keine U-Haft verhängt. 

o Das Ehepaar war Ende fünfzig, beide mit österreichischer Staatsbürgerschaft, sie berufstätig, 

er arbeitslos. Die Frau gab an, ihr Ehemann habe sie in den vergangenen Jahren mehrfach am 

Körper verletzt, allein drei Jahre vor der aktuellen Anzeige fünfmal binnen zwölf Monaten. Er 

terrorisiere und beschimpfe sie und versuche sie nervlich fertig zu machen, so dass sie ernst-

                                                           
70

 Strafbar ist Vergewaltigung in der Ehe seit 1989, war allerdings bis 2004 nur auf Antrag der Ehefrau zu verfol-
gen. 
71

 Eine fünfte Beziehung wurde von uns ebenfalls als Partnerschaft klassifiziert, weil es sich um eine sexuelle 
Beziehung handelte (Fall 44). Allerdings war das Opfer erst 13 Jahre alt und der Täter 16, sodass die Überle-
gung, ob bei Verhängung der U-Haft Partner privilegiert sind, hier fehl am Platz ist. Der Asylwerber wurde we-
gen Flucht-, Tatbegehungs- und Verdunkelungsgefahr in U-Haft genommen. Das Urteil lautete u.a. auf versuch-
te Vergewaltigung und schweren sexuellen Missbrauch von Unmündigen. 
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lich um ihre Gesundheit fürchte. Als sie wegen eines neuerlichen Vorfalls die Polizei infor-

mierte, sei die letzte Vergewaltigung gerade erst einige Wochen zurückgelegen. Die Polizei 

sprach ein Betretungsverbot aus (das vom Gefährder erfolglos bekämpft wurde) und erstat-

tete Strafanzeige wegen Vergewaltigung, Körperverletzung sowie fortgesetzter Gewaltaus-

übung. Der Ehemann bestritt sämtliche Vorwürfe – seine Frau wolle sich für die Scheidung 

eine bessere Position verschaffen – und wurde in allen Punkten freigesprochen (Fall 2, Nie-

derösterreich) 

o Beide waren Mitte zwanzig, beide berufstätig, sie Tschechin, er Türke, beide mit schlechten 

Deutschkenntnissen, so dass bei Gericht Dolmetschdienste erforderlich waren. Sie beschul-

digte ihren Lebensgefährten (auch diese beiden führten eine „On-off-Beziehung“) der Eifer-

sucht und mehrfacher gefährlicher Drohungen, beim letzten Vorfall der Vergewaltigung und 

der Körperverletzung: Er habe sie geschlagen und dabei am Ellbogen verletzt, so dass sie ein 

Krankenhaus aufsuchen musste. Dort habe sie auf seinen Wunsch hin angegeben, über die 

Treppe gestürzt zu sein, das Krankenhaus habe trotzdem Anzeige erstattet. Seiner Aussage 

zufolge habe sie versucht ihn mit einem Messer zu töten, er sei ihr nachgelaufen, um ihr das 

Messer zu entwenden (sie sei selbstmordgefährdet), und dabei sei sie über die Treppe ge-

stürzt. Er wurde schließlich freigesprochen. (Fall 25, Tirol) 

Anders als bei Breiter (1995) wurde also auch gegen Partner (wenn auch mit Hindernissen) U-Haft 

verhängt, ein Vergleich mit den von ihr untersuchten Fällen ist allerdings nicht möglich, da sie diese 

nicht im Einzelnen darstellte. (Ein Unterschied lässt sich aber dahingehend konstatieren, dass die 

Ehemänner im Sample von Breiter weder in U-Haft genommen noch verurteilt wurden, so dass ins-

gesamt durchaus Veränderungen feststellbar sind.) 

In unserem Sample wurde die U-Haft  

o über die Hälfte der Angeklagten verhängt, die dem Opfer bekannt waren (48,4 Prozent),  

o aber über drei Viertel derjenigen, die das Opfer erst am Tattag kennengelernt hatte oder ihr 

unbekannt waren (76,0 Prozent).  

(Im OLG-Sprengel Wien finden sich in etwa dieselben Werte, im OLG-Sprengel Innsbruck aber wurde 

in beide Kategorien seltener U-Haft verhängt, nämlich gegen vierzig Prozent der Bekannten und sieb-

zig Prozent der Fremden.) 

Dazu die Beziehungsverhältnisse im Detail: 

o fast alle dem Opfer fremden Personen (19 Männer) kamen in U-Haft (89,5 Prozent) wie auch 

o ein Drittel derer, die das Opfer am Tattag kennengelernt hatten (sechs). 

o Von (18) Bekannten wurde über jeden zweiten U-Haft verhängt 

o von (vier) Verwandten über einen (25 Prozent) 

o gegen 60 Prozent der (fünf) Partner sowie  

o gegen jeden zweiten Ex-Partner (vier). 

(Die Ergebnisse in den OLG-Sprengeln decken sich tendenziell mit denen der Gesamtgruppe.) 
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Unter den U-Häftlingen überwiegen dem Opfer fremde Personen deutlich, wogegen auf der anderen 

Seite insbesondere Bekannte des Opfers nicht in Haft genommen wurden. (Im Osten Österreichs war 

der Anteil der Fremden unter den U-Häftlingen etwas geringer, dagegen derjenige der Partner leicht 

höher. Im Westen fanden sich unter den U-Häftlingen ausschließlich die Kategorien Fremder und 

Bekannter, bei den nicht in U-Haft genommenen überwogen die am Tattag kennengelernten Ange-

klagten.) 

Tab. 41: Beziehungsverhältnis bei (nicht) in U-Haft genommenen Angeklagten  

 in U-Haft (in %) 

(n=34) 

nicht in U-Haft (in %) 

(n=22) 

fremd 50,0 9,1 

am Tattag kennengelernt 5,9 18,2 

Bekannte 26,5 40,9 

Verwandte 2,9 13,6 

Partner 8,8 9,1 

Ex-Partner 5,9 9,1 

Gesamt 100,0 100,0 

Beweismittel 

Wir überprüften bei den 30 Verfahren, in denen der Angeklagte nicht spätestens in der Hauptver-

handlung ein Geständnis ablegte, ob abgesehen von der Aussage der Opferzeugin weitere vier Typen 

von Beweismitteln vorlagen – Verletzungsatteste, Fotos (von Verletzungen bzw. Tatorten), forensi-

sche Untersuchungsergebnisse (DNA-Spuren, Auswertungen von Computerdaten, SMS) sowie Zeu-

gInnen –, sowie ob zum Täter und/oder zum Opfer psychiatrisch-neurologische Gutachten von Sach-

verständigen eingeholt wurden. Dabei interessierte zunächst die Frage, ob das Urteil mit den vor-

handenen Beweismitteln bzw. mit deren Anzahl in Beziehung steht. Grundsätzlich ist ein Zusammen-

hang feststellbar: Bei den untersuchten Freisprüchen lagen durchschnittlich 1,6 Beweismittel vor, 

bei den Verurteilungen/Einweisungen 2,6. 

Betrachtet man die elf Freisprüche zeigt sich, dass (zusätzlich zur Aussage der Opferzeugin) 

o bei jedem dritten (vier = 36,3 Prozent) ein Beweismittel vorlag 

o bei je einem Viertel (drei = 27,3 Prozent) zwei bzw. drei Beweismittel und 

o bei zwei Freisprüchen (18,2 Prozent) gab es keine Beweise  
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Im Einzelnen 

o lag bei keinem Freispruch ein Verletzungsattest vor 

o nur bei rund jedem vierten (drei = 27,3 Prozent) waren Verletzungen oder der Tatort durch 

Fotos dokumentiert 

o ebenso häufig gab es DNA-Untersuchungen 

o bei fast zwei Drittel der Freisprüche (sieben = 63,6 Prozent) waren ZeugInnen einvernommen 

worden 

o bei einem Freispruch (9,1 Prozent) lag ein Gutachten zum Angeklagten vor und  

o doppelt so häufig (18,2 Prozent) ein Gutachten zum Opfer 

Dieses Ergebnis verweist insbesondere auf die Bedeutung einer ärztlichen Bestätigung von Verlet-

zungen, die aber nur bei jedem fünften Opfer (zehn = 18,5 Prozent) vorlag. Dagegen können DNA-

Analysen nicht als Einzelbeweis einer Verurteilung zugrunde gelegt werden, wenn z.B. der Beschul-

digte einvernehmlichen Sex behauptet und diese Aussage nicht durch andere Beweise widerlegt 

werden kann (siehe unten). 

Bei den 19 Verurteilungen/Einweisungen gab es  

o zu je einem Viertel (fünf = 26,3 Prozent) ein bzw. drei Beweismittel 

o jeweils rund ein Fünftel (vier = 21,1 Prozent) basierte auf zwei bzw. vier Beweismitteln und  

o in einem Fall lagen fünf Beweismittel vor. 

Im Detail zeigen sich deutliche Unterschiede zu den Freisprüchen: So war 

o bei jeder fünften (vier = 21,1 Prozent) ein Verletzungsattest erstellt worden 

o bei mehr als zwei Drittel (13 = 68,4 Prozent) lagen Fotos vor 

o bei fast der Hälfte (neun = 47,4 Prozent) gab es DNA-Untersuchungen 

o bei fast zwei Drittel (zwölf = 63,2 Prozent) wurden ZeugInnen einvernommen  

o bei der Hälfte (zehn = 52,6 Prozent) waren Gutachten zum Angeklagten erstellt worden und  

o bei jeder fünften Verurteilung (vier = 21,1 Prozent) ein Gutachten zum Opfer 

(Im OLG-Sprengel Wien spiegeln sich weitgehend die Ergebnisse der Gesamtgruppe wider, die fünf 

Verfahren im OLG-Sprengel erlauben keine validen Aussagen.) 

Da den Verurteilungen meist mehrere Beweismittel zugrunde lagen, lässt sich der Einfluss einzelner 

Faktoren nicht getrennt bewerten. Was in jedem Fall (sechsmal) zu einer Verurteilung führte, war die 

Kombination von ärztlichem Attest und fotografischer Dokumentation von Verletzungen.  
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Tab. 42: Vorhandensein verschiedener Beweismittel bei Freisprüchen bzw. Verurteilungen 

 
 Gesamt (in %) 

(n=30)* 

Wien (in %) 

(n=25) 

Innsbruck (in %) 

(n=5) 

 
Verletzungsattest 0,0 0,0 0,0 

Fotos 27,3 33,3 0,0 

DNA-Beweise 27,3 22,2 50,0 

ZeugInnenbefragung 63,6 77,8 0,0 

Gutachten Angeklagter 9,1 11,1 0,0 

Gutachten Opfer 18,2 22,2 0,0 

 
    
Verletzungsattest 21,1 25,0 0,0 

Fotos 68,4 68,8 66,7 

DNA-Beweise 47,4 50,0 33,3 

ZeugInnenbefragung 63,2 68,8 33,3 

Gutachten Angeklagter 52,6 50,0 66,7 

Gutachten Opfer 21,1 18,8 33,3 

*n=30, da weder Verfahren einbezogen wurden, in denen der Angeklagte geständig war, noch solche, die mit 

einem Protokoll- und Urteilsvermerk abgeschlossen wurden und bei denen deshalb Informationen Beweise 

betreffend fehlen. 

In den letzten zehn Jahren hat sich die Beweislage bzw. die Beweissicherung bei Vergewaltigungsver-

fahren möglicherweise verschlechtert: In der Untersuchung von Lovett/Kelly (2009) waren bei zwei 

Drittel der Verurteilungen Verletzungen fotografisch dokumentiert und bei fast drei Viertel hatten 

DNA-Beweise vorgelegen (ebd., 33) – allerdings muss hier auf die geringe Größe der damaligen 

Stichprobe hingewiesen werden. In der aktuellen Erhebung wurden nur bei 18 Mädchen/Frauen bio-

logische Spuren ausgewertet72, also bei jeder dritten (32,1 Prozent), wogegen es bei Lovett/Kelly 

(2009) 45 Prozent waren, was sie zudem im Ländervergleich als bemerkenswerten, unerklärlich nied-

rigen Anteil präsentierten (ebd., 32f.).73 

Wenn DNA-Untersuchungen vorlagen, erfolgte zu 75 Prozent eine Verurteilung bzw. Einweisung, in 

drei Verfahren wurden die Beschuldigten freigesprochen:  

o Ein 16-jähriges Mädchen suchte am Tag nach der Anzeigeerstattung die gynäkologische Ab-

teilung eines Krankenhauses auf, wo Spuren mit dem Beweissicherungs-Kit gesichert wurden. 

An ihrer Unterwäsche fanden sich DNA-Spuren des Angeklagten, diese genügten jedoch nicht 

als Schuldbeweis, weil der Beschuldigte angab, der Geschlechtsverkehr habe einvernehmlich 

                                                           
72

 Ein einziges Gewaltopfer ließ unmittelbar nach der Vergewaltigung einen Vaginalabstrich zur forensischen 
DNA-Analyse durchführen (Fall 28), eine andere Frau einige Stunden später (Fall 20). 
73

 Von den neun untersuchten Ländern hatten Portugal und Irland mit 78 bzw. 76 Prozent die höchsten Anteile, 
gefolgt von Ungarn und Schweden (62 bzw. 60 Prozent), Deutschland bildete das Schlusslicht mit nur 23 Pro-
zent, also halb so vielen DNA-Untersuchungen wie Österreich (Lovett/Kelly 2009, 108). 
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stattgefunden. Eine Zeugin sagte zu seinen Gunsten aus, sie war an dem Paar vorbeigegan-

gen und meinte dann, das Mädchen habe nicht eingeschüchtert gewirkt (Fall 20). 

o Bei einer 26-Jährigen wurde eine molekulargenetische Untersuchung angeordnet, bei der 

aber keine typisierbare männliche DNA festgestellt werden konnte, d.h. es war nicht möglich, 

ein DANN-Profil zu erstellen. Andere Beweismittel lagen nicht vor. Das Gericht stellte bei den 

Aussagen des Opfers teilweise massive Widersprüche fest und wertete sie als weder nach-

vollziehbar noch glaubwürdig (Fall 26). 

o Bei einer 18-Jährigen, die ihren Schwager der Vergewaltigung beschuldigte, wurde ebenfalls 

keine typisierbare männliche DNA festgestellt, als weiteres Beweismittel lag eine Zeugenaus-

sage vor, die den Angeklagten entlastete (Fall 43). 

Exkurs: Aussagen von Zeuginnen und Zeugen 

In 21 Verfahren sagten ZeugInnen aus, teilweise TatzeugInnen, teilweise wurden Personen zu allge-

meinen Wahrnehmungen den Angeklagten oder die Opferzeugin betreffend oder als Vertraute des 

Opfers befragt.74 Unmittelbare ZeugInnen waren, wie bei beiden Sexualdelikten zu erwarten, selten 

und andere ZeugInnen konnten nicht immer zur Wahrheitsfindung beitragen. 

In acht Verfahren wurden ZeugInnen, die keine unmittelbaren Beobachtungen gemacht hatten, zum 

Täter befragt, die ihn in vier Fällen (stark) belasteten. Drei Angeklagte wurden verurteilt, nachdem 

sich die Zeuginnen zu Gewalthandlungen bzw. zu seinem Charakter geäußert hatten.75  

o Eine ehemalige Lebensgefährtin sprach über gegen sie gerichtete körperliche Gewalt (sto-

ßen, gegen die Wand schlagen), über sein Kontrollverhalten, seine Eifersucht. Er habe sie ver-

letzt und bedroht, aber nie vergewaltigt. Sie wusste, dass Paranoia bei ihm diagnostiziert 

worden war, und dass er Speed und Extasy konsumierte (Fall 1). 

o Der Serientäter in der Stichprobe wurde von einer früheren Verlobten dahingehend belastet, 

dass sie angab, er sei ein „Kontrollfreak“. Sie meinte auch, dass „Spaß haben“ für ihn immer 

„Sex haben“ bedeutete. Ihre Beziehung sei aber harmonisch und gewaltfrei gewesen, die 

Übergriffe würden sie überraschen, der Angeklagte sei immer ein ruhiger Mensch gewesen 

(Fall 49). 

o Gegen einen 16-Jährigen sagte seine Betreuerin aus. Er hatte eine 13- und eine 14-Jährige 

über mehrere Monate hinweg unter Druck gesetzt, damit sie mit ihm Sex hatten. Der Be-

treuerin zufolge würde der Täter häufig lügen, zeige keinen Respekt seinen Lehrerinnen ge-

genüber, und prahle vor anderen damit, viele Freundinnen zu haben (Fall 44). 

                                                           
74

 Die Befragung von Sachverständigen ist hier nicht einbezogen. 
75

 Hofbauer (2017) stellte fest, dass in keinem der von ihr untersuchten Verfahren ZeugInnen zur Gewaltbereit-
schaft oder dem Charakter des Täters befragt wurden. „Charakterstudien, etwa durch die Einvernahme von 
Zeug_innen die keine Aussage zur konkreten Tat machen können, scheinen, wenn überhaupt, weiterhin be-
schränkt auf das Opfer zu sein.“ (ebd., 241) 



72 
 

Mit einem Freispruch endete dagegen ein Verfahren, in dem eine frühere Partnerin zu Ungunsten 

des Angeklagten aussagte. Seine Exfrau wusste, dass er schon gegen frühere Freundinnen Gewalt 

angewendet hatte, und im Laufe seiner Beziehungen habe sich die Gewalt gesteigert. Während ihres 

Scheidungsverfahrens verhängte die Polizei ein Betretungsverbot. Sie hatte sich mit der Opferzeugin 

angefreundet und ihr zur Trennung geraten (Fall 7). 

In einem weiteren Verfahren mit Freispruch sagte ein Bekannter des Opfers, den das Gericht in der 

Urteilsbegründung als „dubios“ bezeichnete, ebenfalls gegen den Angeklagten aus, ohne allerdings 

dezidiert zu ihm befragt worden zu sein. Für das Gericht machte „der Zeuge in der Hauptverhandlung 

einen denkbar schlechten Eindruck, versuchte ersichtlich den Angeklagten gegen die Fakten (Zustand 

der Wohnung) möglichst schlecht dastehen zu lassen und ergibt sich aus seinen Angaben ein eindeu-

tiges Motiv für eine Falschbezichtigung“(Fall 11). 

In den drei anderen Strafverfahren, die alle mit einer Verurteilung abgeschlossen wurden, zeichneten 

die ZeugInnen ein positives Bild des Täters bzw. von dessen Beziehung mit dem Opfer. So wurde 

wegen der Vergewaltigung einer 14-Jährigen durch ihren Vater einer von dessen Freunden einver-

nommen, der angab, Vater und Tochter hätten „Spaß gehabt“, Streitereien habe er nie wahrgenom-

men, nur einmal eine „Unstimmigkeit“. Der Opferzeugin zufolge habe ihr Vater sie bei dieser Gele-

genheit geohrfeigt, was der Freund nicht bestätigte (Fall 48). In den beiden anderen Akten wurden 

die Beziehungspartnerinnen belastet bzw. die Angeklagten entlastet. Der als Zeuge gehörte Bruder 

des Täters bezeichnete die Beziehung als „sehr gut“, er hatte nie Gewalttätigkeiten wahrgenommen, 

bestätigte aber, dass das Opfer eifersüchtig gewesen sei, und der Vater des Täters meinte ebenfalls, 

die Beziehung sei sehr gut gewesen. Laut Urteilsbegründung konnten die Zeugen, die das Paar nur 

selten getroffen hatten, zur Entlastung des Angeklagten nichts beitragen (Fall 45). Beim dritten Ver-

fahren schließlich sagte eine langjährige Freundin des Täters aus, dieser habe von der Opferzeugin 

„geradezu geschwärmt“, sie wisse „nur Positives von ihr, dass sie eine richtige Frau ist und gerne 

kocht“ (Fall 10). 

Deutlich seltener, nämlich in drei Verfahren, wurden Zeuginnen zum Opfer befragt, und alle zogen 

die Aussagen des Opfers in Zweifel. Die Angeklagten wurden freigesprochen. Eine junge Frau mit 

Trisomie 21, was bei ihr laut Gutachten zu einer leichten Intelligenzminderung führte, warf ihrem 

Schwager vor, sie vergewaltigt zu haben. Ihre Schwester, dessen Ehefrau, sagte aus, das Opfer würde 

immer „Fantasiegeschichten“ aus dem Fernsehen erzählen uns sei sehr auf das „Thema Freund“ fi-

xiert. Sie habe schon frühere Freunde der Schwester gestalkt und „eine Liebschaft herbeifantasiert“. 

Der Angeklagte gab zu, sexuell erregt gewesen zu sein und im angekleideten Zustand seinen Penis 

gegen den Unterleib des Opfers gedrückt zu haben, nachdem sie ihn vorher umarmt und geküsst 

hatte. Für das Gericht war es schließlich „durchaus denkbar, dass [das Opfer] aufgrund der letztlich 

ablehnenden Haltung des Angeklagten in gewisser Weise gekränkt war“ und deshalb ihrer Mutter 

von einer Vergewaltigung erzählte (Fall 43). 
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Eine Elfjährige warf ihrem „Großvater-Ersatz“, einem fast achtzigjährigen Nachbarn am Ferienort der 

Familie in einer ländlichen Region, geschlechtlichen Missbrauch über einen längeren Zeitraum hin-

weg vor. Als einziges Beweismittel stand die Befragung von mittelbaren ZeugInnen zur Verfügung, 

darunter eine andere Nachbarin, eine ältere Frau mit zwei Enkelkindern im Alter der Opferzeugin. Sie 

belastete das Mädchen massiv, obwohl sie „seit drei oder vier Jahren“ keinen Kontakt mit ihr gehabt 

hatte. Sie bestätigte die Aussage des Angeklagten, diese sei „ein forderndes Mädchen“, sei sehr do-

minant und bestimme alles, weshalb ihre Enkel den Kontakt zu ihr abgebrochen hätten. Die Opfer-

zeugin und deren Schwester würden „in eine alternative Schule“ gehen und sich „schlecht beneh-

men, nicht wie ein Gast, sondern frech“. Das Mädchen schaue außerdem nur „Sendungen zu Polizei 

und Gericht“, sehe sich gerne in der Opferrolle und wolle immer bedauert werden, weil alle gegen sie 

seien und sie gemobbt werde (Fall 5). Die Auswahl der Zeugin ebenso wie die ihrer Aussage zuge-

sprochene Relevanz war hier nicht nachvollziehbar: Ihr letzter Kontakt mit dem Mädchen lag Jahre 

zurück und schon beim Lesen des Protokolls wurden ihre Ressentiments spürbar. Sowohl mit dem im 

Verfahren vorsitzenden Richter und dem zuständigen Staatsanwalt als auch mit der Prozessbegleite-

rin des Mädchens erfolgten daher Hintergrundgespräche. Richter und Staatsanwalt konnten sich 

nicht mehr gut an den Fall erinnern, der vor mehr als einem Jahr abgeschlossen worden war. Der 

Richter betonte aber, es habe sich um einen Freispruch in dubio gehandelt, und er wisse noch, dass 

sich das Opfer in Widersprüche verwickelt habe. Auf die Frage, warum kein Gutachten zur Glaubhaf-

tigkeit der Aussage der Elfjährigen eingeholt wurde, erklärte er, das zu beurteilen obliege dem Ge-

richt und die Einholung eines Gutachtens sei nur in Ausnahmefällen erlaubt, etwa bei Vorliegen 

einer psychischen Erkrankung. Dem Staatsanwalt zufolge sei es bei Schöffenverfahren immer schwie-

rig, die Beweiswürdigung anzufechten, und eine Berufung habe kaum Chancen. Die Prozessbegleite-

rin des Mädchens verstand den Freispruch nicht und hatte ihn nicht erwartet. Sie nahm in ihre Unter-

lagen Einsicht und erinnerte sich, der Richter habe nicht verstanden, warum sich das Mädchen weder 

ihrer Mutter anvertraute, mit der sie ein gutes Verhältnis hatte, noch warum sie den Nachbarn wei-

terhin besuchte. Darüber hinaus habe sie sich bei der kontradiktorischen Vernehmung nicht so ver-

halten, als wäre wirklich etwas vorgefallen, für den Richter sei sie nicht authentisch gewesen, aber 

das Mädchen sei „halt theatralisch, sehr emotional“, und überziehe ihre Darstellungen: „Der Richter 

wollte anscheinend ein tieftrauriges Mädchen – das ist sie aber nicht.“  

Im dritten Fall sagte die Freundin einer 16-Jährigen zu deren Ungunsten aus. Die Opferzeugin hatte 

einen Mann, der vorgab, Polizist zu sein, über eine Dating-Plattform kennengelernt und beschuldigte 

ihn der Vergewaltigung, wogegen er Einvernehmen behauptete. Ihre Freundin gab zu Protokoll, die 

Opferzeugin sei unmittelbar nach dem Vorfall zu ihr gekommen habe und von einer Vergewaltigung 

gesprochen (was sie schon damals bezweifelt habe). Sie erzählte, dass die Opferzeugin „Sex mag“ 

und „schon 22 Männer hatte“, darunter Internetbekanntschaften, und dass nach deren Ansicht „Ty-

pen in Uniform geil ausschauen“ würden. Im Urteil wurde der Zeugin attestiert, „grundsätzlich einen 

persönlich glaubwürdigen Eindruck“ hinterlassen zu haben. Eine weitere Zeugin wurde sogar als „ab-

solut glaubwürdig“ bezeichnet: Die ältere Frau, die im selben Haus wohnte, ist „beruflich seit zwölf 
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Jahren Direktorin an einer Sonderschule für körperbehinderte Kinder zwischen sechs und 18 Jahren“ 

und „hat daher regelmäßig mit Jugendlichen in verschiedensten Situationen zu tun“. Die Zeugin ging 

auf dem Weg von der Garage zum Lift in einigen Metern Entfernung an Opfer und Angeklagtem vor-

bei, sah sie und lauschte beim Warten auf den Lift nach Geräuschen. Sie gab an, dass die Opferzeugin 

„keinesfalls eingeschüchtert gewirkt habe oder irgend ein Anhaltspunkt für ein erforderliches Ein-

schreiten erkennbar gewesen sei. Zusammengefasst habe [die Opferzeugin] auf sie den Eindruck 

hinterlassen, beim Knutschen erwischt worden zu sein.“ (Fall 20). Hier erscheint der hohe Stellen-

wert, der der zweiten Zeugin allein aufgrund ihrer administrativen Position als Schuldirektorin zuge-

messen wurde, wenig überzeugend. Für das Gericht ebenso wie für die Zeugin war es „nicht nach-

vollziehbar, weshalb sich [die Opferzeugin] nicht zu wehren versucht hat, um Hilfe gerufen oder sich 

zumindest an die Zeugin (…) um Hilfe gewandt hat“. Als Motiv für eine „mögliche Falschbelastung“ 

sah das Gericht „die Angst, dass der Freund von dem freiwilligen Geschlechtsverkehr erfährt bis hin 

zu Geltungsdrang“ und „die Angst vor einer möglichen unerwünschten Schwangerschaft“ an. Hof-

bauer (2017) meint dazu, dass Spekulationen über Motive für eine Falschaussage kritisch zu sehen 

seien: „Es handelt sich dabei um Behauptungen (die in den Einstellungsbegründungen vorsichtig als 

Vermutungen geäußert werden), die möglichst vermieden werden sollten. Denn sie rücken – be-

wusst oder unbewusst – das Opfer in ein schlechtes Licht.“ (ebd., 242). 

Zusammensetzung des Gerichts 

Blickt man auf die Gesamtheit der wegen der Vergewaltigung eines weiblichen Opfers durchgeführ-

ten Verfahren, lässt sich die Frage nach möglichen Auswirkungen der Geschlechtszugehörigkeit der 

BerufsrichterInnen76 auf das Urteil dahingehend beantworten, dass männliche Richter den Tätern 

gegenüber zumindest grundsätzlich nicht nachsichtiger sind als Richterinnen.  

Tab. 43: Geschlechtsspezifische Zusammensetzung der BerufsrichterInnen –  

Verurteilungsquote (n=48) 

 Häufigkeit Prozent 

Zwei Richterinnen (n= 5) 4 80,0 

Vorsitz weiblich, Beisitz männlich (n=19) 11 57,9 

Vorsitz männlich, Beisitz weiblich (n=16) 12 75,0 

Zwei Richter (n=8) 7 87,5 

Gesamt  34 70,8 

Im OLG-Sprengel Wien – für den eine Totalerhebung mit einer aussagekräftigen Stichprobengröße 

vorliegt – zeigt sich ein etwas anderes Bild, denn bei den untersuchten Verfahren sprachen die Rich-

                                                           
76

 Die Einschränkung auf BerufsrichterInnen erfolgte, um die aktuellen Ergebnisse mit denen von Breiter ver-
gleichen zu können. Diese bezieht sich ausschließlich auf die „Gruppe der StaatsbeamtInnen – „vorsitzendeR 
RichterIn, beisitzendeR RichterIn, StaatsanwältIn – da sie von der Seite des Staates her den größten Einfluss auf 
den Ausgang des Verfahrens haben“ (Breiter 1995, 134). 



75 
 

terinnen ausschließlich Verurteilungen aus, die Richter dagegen nur zu 83 Prozent. Andererseits war 

die Verurteilungsquote bei der Kombination „Vorsitz weiblich, Beisitz männlich“ am niedrigsten. 

Tab. 44: Geschlechtsspezifische Zusammensetzung der BerufsrichterInnen nach OLG-Sprengeln -  

Verurteilungsquote (n=48) 

 Wien (n=36) Innsbruck (n=12) 

 Häufigkeit Prozent Häufigkeit Prozent 

Zwei Richterinnen  2 100,0 2 66,7 

Vorsitz weiblich, Beisitz männlich  11 57,9 - 0,0 

Vorsitz männlich, Beisitz weiblich 6 66,7 6 85,7 

Zwei Richter 5 83,3 2 100,0 

Gesamt  24 66,7 10 83,3 

Um das aktuelle Ergebnis mit dem von Breiter (1995, 134) direkt vergleichen zu können, wurden Ver-

fahren im OLG-Sprengel Wien unter Berücksichtigung des Geschlechts der BerufsrichterInnen sowie 

der in der Hauptverhandlung anwesenden Staatsanwältin/des Staatsanwalts analysiert. 

Tab. 45: Geschlecht der BerufsrichterInnen/StA und Urteil, OLG Wien (n=36) 

Geschlechtsspezifische 

Zusammensetzung 

Verurteilung Freispruch Freispruchsquote  

(in %) 

3 Frauen 2 0 0,0 

2 Frauen, 1 Mann 11 9 45,0 

2 Männer, 1 Frau 11 3 25,0 

Gesamt 24 12 33,3 

Zunächst fällt auf, dass es bei Breiter die Kategorie „3 Frauen“ nicht gab, stattdessen aber die Kons-

tellation „Richter und Staatsanwalt männlich“, bei der 1990 die meisten Freisprüche erfolgten, näm-

lich in jedem zweiten Verfahren. In der aktuellen Untersuchung kam es bei der Zusammensetzung „3 

Frauen“ ausschließlich zu Verurteilungen (das betraf allerdings nur zwei Verfahren) und ebenso wie 

bei Breiter lag 2016 die Freispruchsquote deutlich höher, wenn Frauen in der Mehrheit waren. 

Tab. 46: Geschlecht der BerufsrichterInnen/StA und Urteil, StrafLG Wien (n=38) (Breiter 1999, 134) 

Geschlechtsspezifische 

Zusammensetzung 

Verurteilung Freispruch Freispruchsquote  

(in %) 

3 Männer, keine Frau 6 6 50,0 

2 Männer, 1 Frau 16 3 16,0 

1 Mann, 2 Frauen 5 2 29,0 

Gesamt 27 11 29,0 
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Bei fünf Verfahren wegen geschlechtlicher Nötigung gab es ausschließlich weibliche Opfer, bei einem 

waren eine Frau und ihr minderjähriger Sohn betroffen. Mit einer Ausnahme – eine Elfjährige be-

schuldigte einen 78-Jährigen – ergingen in allen dieser Verfahren Schuldsprüche. Das Geschlecht der 

Berufs- und LaienrichterInnen spielte offenkundig keine Rolle: Bei zwei Verurteilungen hatte eine 

Frau den Vorsitz, bei dreien ein Mann. Die Schöffenbank war mehrheitlich mit einer Frau und einem 

Mann besetzt, einmal gab es zwei weibliche, einmal zwei männliche SchöffInnen. In drei Verfahren 

vertraten Frauen die Anklage, in zweien Männer. In dem Fall, der mit einem Freispruch endete, ur-

teilten ein männlicher Vorsitzender, eine Richterin sowie ein männlicher und eine weibliche Schöffin. 

Richterliche Überlegungen zu Spezial- und Generalprävention 

Ziel der Generalprävention ist der Schutz der Allgemeinheit, und zwar in einem negativen Sinn durch 

die Abschreckung potentieller TäterInnen und in einem positiven Sinn durch die Stärkung des Ver-

trauens in die Rechtsordnung. Bei der Spezialprävention, die auf den Täter/die Täterin fokussiert, gibt 

es ebenfalls einen negativen und einen positiven Aspekt: Abschreckung hinsichtlich weiterer Strafta-

ten bzw. Resozialisierung. 

In den Urteilsbegründungen von elf analysierten Akten77 wurden Aspekte der General- und Spezial-

prävention betont und zweimal erfolgte eine dezidierte Bezugnahme auf die Situation des Opfers. Bei 

sieben Urteilen wurden sowohl zur General- als auch zur Spezialprävention Überlegungen angestellt 

und in jeweils zwei wurde ausschließlich einer der beiden Aspekte thematisiert. 

Die Heranziehung der Spezialprävention als Argument erfolgte, 

o um gegen einen mehrfach vorbestraften Täter „eine empfindliche Freiheitsstrafe zu verhän-

gen“ (Fall 1) bzw. als Reaktion auf die „Vielzahl und Regelmäßigkeit“ von Übergriffen (Fall 49) 

o um auf einen „raschen Rückfall sowie [die] Erfolglosigkeit der bisherigen Resozialisierungs-

maßnahmen“ zu reagieren (Fall 9) bzw. einen Täter von einer Wiederholung derartiger Straf-

taten „verlässlich abzuhalten“ (Fall 41) 

o um einem Täter, der im Rausch eine Vergewaltigung versucht hatte, „das Unrecht seiner Tat 

vor Augen zu führen“ (Fall 35) 

o bei zwei Tätern, um „eindrucksvoll“ (Fall 10) bzw. „nachdrücklich“ zu verdeutlichen (Fall 17), 

dass die körperliche Integrität sowie die sexuelle Selbstbestimmung eines Menschen unan-

tastbar sind. 

o Bei einem libyschen Asylwerber wurde die Strafe „mangels günstiger Zukunftsprognose aus 

spezialpräventiven Gründen (ungesicherter Aufenthaltsstatus des Angeklagten, jeglicher 

Mangel einer Einsicht in das Unrecht seiner Taten)“ unbedingt ausgesprochen (Fall 18). 
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 Bei 15 Verfahren, die mit einer Verurteilung endeten, gab es nur gekürzte Protokoll- und Urteilsvermerke, bei 
einem 26. Verfahren liegt zwar kein schriftliches Protokoll der Hauptverhandlung vor, aber eine längere Ur-
teilsbegründung. 
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o Bei einem afghanischen Asylwerber, der seine Frau vergewaltigt hatte, wurde die Strafhöhe 

damit begründet, dass der „offensichtlich stark in den Traditionen seiner Heimat verhaftete 

Angeklagte offensichtlich nicht bereit ist, diese Traditionen österreichischen Gesetzen unter-

zuordnen. Es erscheint daher eine entsprechend spürbare Bestrafung erforderlich, um einen 

gewissen Umdenkprozess überhaupt erst einzuleiten.“ (Fall 16) 

Bei den generalpräventiven Gründen wurde 

o in zwei Fällen auf die besondere Vulnerabilität von Kindern und Jugendlichen und den ho-

hen „sozialen Störwert“ bei Sexualdelikten zu deren Nachteil Bezug genommen: „ … eine als 

(zu) milde empfundene Strafe (könnte) das Vertrauen der Allgemeinheit in den Schutz gerade 

dieser besonders schutzbedürftigen Personen durch die Rechtsordnung schwer erschüttern.“ 

(Fall 46) Ein Berufungsurteil hält fest, dass „(d)er Gesetzgeber in den vergangen Jahren un-

missverständlich die besondere gesellschaftliche Ächtung von Sexualstraftaten zum Ausdruck 

(brachte)“ und verweist auf die Bedeutung einer „ungestörte(n) sexuelle(n) und allgemei-

ne(n) psychische(n) Entwicklung unmündiger und minderjähriger Tatopfer.“ (Fall 41) 

o Darüber hinaus wurde „die erhöhte Sensibilität der rechtssuchenden Bevölkerung gerade 

im Bereich sexualstrafrelevanter Handlungen“ im Allgemeinen ins Treffen geführt (Fall 41) 

sowie die Notwendigkeit zu verdeutlichen, dass „die sexuelle Selbstbestimmung eines Men-

schen unantastbar ist (…) und derartige Handlungen in der Gesellschaft auf die größtmögli-

che Ablehnung stoßen und mit empfindlichen Strafen sanktioniert werden“ (Fall 10). 

o Zwei Urteile am StrafLG Wien gegen ausländische Gewalttäter78 verwiesen auf die Notwen-

digkeit der Generalprävention, einmal „in Hinblick auf die steigende Zahl der sexuellen Über-

griffe von Migranten“ (Fall 18), und zum anderen, um „zu transportieren, dass in Österreich 

auch unter Eheleuten eine sexuelle Selbstbestimmung herrscht und Männer auch zu respek-

tieren haben, wenn ihre Ehefrau keinen Sex möchte“ (Fall 16).  

o  Darüber hinaus dienten generalpräventive Überlegungen als Argument gegen Diversion und 

Geldstrafe und für den Vollzug der gesamten Freiheitsstrafe (Fall 35) bzw. deren „zumindest 

teilweisen Vollzug.“ (Fall 41) Mit derselben Begründung erfolgte keine bedingte Nachsicht 

der Strafe (Fall 49, 50) und wurde betont, dass „eine empfindliche und unbedingte mehrjäh-

rige Freiheitsstrafe (…) potentielle Straftäter von der Tatbegehung“ abhalten solle (Fall 1). 

In der Strafrechtstheorie hat sich darüber hinaus ein dritter eigenständiger Präventionszweck etab-

liert, nämlich die Opferprävention, deren Adressat das Opfer ist. Ihr Ziel ist es, den für das Opfer 

gestörten Rechtsfrieden durch eine Kompensation der Tatfolgen wiederherzustellen, wodurch auch 

eine mögliche Reviktimisierung des Opfers vermieden werden soll (Sautner 2010, 371 ff.).Das Opfer 

der Straftat betreffend wurde in zwei Urteilen ihre psychische Belastung angesprochen (Fall 49) bzw. 

konkreter die bereits jahrelang andauernde „posttraumatische Belastungsstörung, die sowohl seeli-

                                                           
78

 In sieben der übrigen neun hier angeführten Verfahren waren die Täter ebenfalls Angehörige von Drittstaa-
ten (darunter zwei Nordafrikaner und ein Afghane), ihr Ausländerstatus wurde aber nicht aufgegriffen. 
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sche als auch körperliche Auswirkungen in Form von wiederholtem Ritzen hatte“ (Fall 48, in dem 

ausschließlich auf das Opfer Bezug genommen wurde, aber nicht auf Spezial- oder Generalpräventi-

on). Der Täter in diesem letztgenannten Fall stammt aus Ägypten, worauf sich das Urteil bezog: 

„Auch der Hintergrund der Tat ist durchaus bemerkenswert und besonders verwerflich. Offensicht-

lich handelt es sich um eine reine Bestrafungsaktion des Angeklagten, der sich als Vater zurückge-

setzt fühlte, in seiner Ehre gekrängt war, weil seine Tochter ihren Urlaub lieber mit ihrer neuen Fami-

lie als mit ihm verbringen wollte und der insbesondere auf Grund seines kulturellen Hintergrundes 

kein Verständnis dafür hatte, dass sie auch über eine gewisse Zeit in Wien alleine mit ihrem Stiefbru-

der bleiben würde. Vor diesem Hintergrund stellt sich das Vorgehen des Angeklagten, der offensicht-

lich im Zorn agierte, weniger als sexuell motiviert, denn als besonders grausame ‚Erziehungsmaß-

nahme‘ dar.“ Mag diese Analyse auch zutreffen, ist die Interpretation der Vergewaltigung einer 14-

Jährigen als „Erziehungsmaßnahme“, auch wenn der Begriff in Anführungszeichen gesetzt wird, nicht 

nachvollziehbar. 
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Resümee 

Insgesamt zeigen sich einige Verbesserungen verglichen mit der von Marion Breiter (1995) durchge-

führten Analyse von Akten des Landesgerichts für Strafsachen Wien aus dem Jahr 1990. Das betrifft 

in erster Linie den schonenden Umgang mit OpferzeugInnen bei Gericht, insbesondere was die Be-

fragungspraxis angeht, und den Rückgang von Klischees79, die zu teilweise nicht nachvollziehbaren 

Freisprüchen und zu zu victim blaming führen und die vor einem Vierteljahrhundert bei Vernehmun-

gen und in Urteilsausfertigungen häufiger zu finden waren. Darüber hinaus hat sich eine strengere 

Strafenpraxis etabliert: 1990 wurden 61 Prozent der Täter zu einer (bedingten oder unbedingten) 

Freiheitsstrafe von maximal 18 Monaten verurteilt (Breiter 1995, 65), 2016 dagegen hat sich dieser 

Wert fast halbiert (33 Prozent) und jeder fünfte Angeklagte erhielt eine Haftstrafe von 19 bis 24 bzw. 

von mehr als sechzig Monaten. Die Freispruchsquote bezogen auf die angeklagten Personen lag zu 

beiden Zeitpunkten bei einem Drittel. (Beide Studien setzten bei der Anklageerhebung an, so dass 

Verfahrenseinstellungen durch die Staatsanwaltschaft nicht berücksichtigt wurden. Die Freispruchs-

quote betreffend ermittelte Tatverdächtige ist wesentlich höher – siehe EINLEITUNG, STATISTISCHE RAH-

MENDATEN.80) 

Schon Breiter (1995) hatte Fortschritte ab Ende der 1980er Jahre infolge von Gesetzesänderungen 

festgestellt – Novellierungen, die nicht nur schon lange von Frauen-NGOs gefordert worden waren, 

sondern die auch ganz wesentlich von der damaligen Staatssekretärin Johanna Dohnal mitgetragen 

wurden. Auf Basis ihrer Studienergebnisse formulierte sie Empfehlungen zur Verbesserung der Situa-

tion von Vergewaltigungsopfern (ebd., 117-124), die mittlerweile wie das Angebot der Prozessbeglei-

tung für Gewaltopfer als Standard etabliert sind oder wie die kontradiktorische/schonende Verneh-

mung zumindest grundsätzlich zur Verfügung stehen. Auch eine Sonderzuständigkeit für Sexualdelik-

te wurde zumindest im Bereich der Staatsanwaltschaft teilweise realisiert, und bei weiblichen Opfern 

muss auf der Richterbank mindestens eine Frau vertreten sein. 

Hier sollen kursorisch einige zentrale Ergebnisse der aktuellen Aktenanalyse herausgestrichen wer-

den, bei der fünfzig Gerichtsakten aus den OLG-Sprengeln Wien (39) und Innsbruck (elf) untersucht 

wurden. Es handelt es sich um eine Erhebung der im Zeitraum Januar bis Herbst 2016 erstinstanzlich 
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 Barbara Krahé (2018) untersuchte den Einfluss von Stereotypien zu Vergewaltigung auf deren strafrechtliche 
Beurteilung. Vergewaltigungsmythen beeinflussen auch Personen, die professionell mit Opfern sexueller Ge-
walt zu tun haben. Das kann zu „Gerechtigkeitslücken“ und zur Stigmatisierung von Opfern, deren Fall nicht 
dem Stereotyp entspricht, führen. Weiters verstärkt die Überrepräsentanz bei Gericht von Fällen, die Vergewal-
tigungen durch Fremde betreffen, das Stereotyp der „echten“ Vergewaltigung, nicht zuletzt im Bewusstsein der 
Betroffenen selbst, womit das Problem der geringen Anzeigebereitschaft weiter verschärft wird. 
80

 Christian Grafl, Universität Wien, wies bei einem öffentlichen Vortrag am 26.6.2018 (Symposium „Meilen-
steine auf dem Weg zu einer rationalen Strafrechtspolitik“) darauf hin, dass im Jahr 2016 die durchschnittliche 
Verurteilungsquote für sämtliche Delikte nach dem StGB bei 11% lag – d.h. sowohl bei Vergewaltigungen 
(13,9%) als auch bei geschlechtlichen Nötigungen (20,3%) wurden überdurchschnittlich viele Beschuldigte ver-
urteilt. 
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abgeschlossenen Strafverfahren.81 Zu fast drei Viertel war eine (versuchte) Vergewaltigung angezeigt 

worden, geschlechtliche Nötigungen also wesentlich seltener. Das Strafverfahren endete für zwei 

Drittel der Angeklagten (33) mit einer Verurteilung, ein Drittel wurde freigesprochen (17), zwei Ge-

walttäter wurden in eine Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher eingewiesen. 24 Täter (72,3 Pro-

zent) wurden wegen Vergewaltigung (und anderer Delikte) verurteilt, sieben wegen geschlechtlicher 

Nötigung. 

In einzelnen Verfahren (vier der fünfzig) gab es ausschließlich männliche Opfer (in zwei ein männli-

ches und ein weibliches), die folgenden Ausführungen konzentrieren sich im Wesentlichen auf die 56 

erfassten weiblichen Opfer. 

Das erste auffallende Ergebnis (hier in Hinblick auf alle fünfzig Verfahren) ist der hohe Anteil von 

Ausländern unter den Angeklagten. Mehr als die Hälfte (31 = 57 Prozent) stammt aus Drittstaaten, 

vor allem aus der Türkei und aus Afghanistan. Zehn Angeklagte befanden sich im Asylverfahren. 1990 

hatten Nicht-Österreicher nur einen Drittelanteil (Breiter 1995, 29). In der Stichprobe 2016 spiegelt 

sich offenkundig die starke Zuwanderung durch Flüchtlinge im Jahr davor. Da sich der Bevölkerungs-

anteil der Drittstaatsangehörigen im Jahresdurchschnitt 2016 aber nur auf rund sieben Prozent be-

lief, sind diese massiv überrepräsentiert. Diese Überrepräsentanz ergibt sich zwar auch aus den An-

zeigen von Gewaltopfern (von denen rund 45 Prozent Ausländer – inklusive EU-Ausländer – betra-

fen), wird aber durch Verfahrenseinstellungen der Staatsanwaltschaft, die vor allem Österreicher 

betrifft, verschärft. (Abgesehen von der auf nur einzelne Kriterien beschränkten Untersuchung von 

Hofbauer (2017) zu Verfahrenseinstellungen bei Sexualdelikten stehen in diesem Bereich For-

schungsarbeiten immer noch aus.) 

Unter den weiblichen Opfern sind mehr als zwei Drittel (37 = 66,1 Prozent) Österreicherinnen, vier 

von ihnen mit Migrationshintergrund. Etwa gleich viele Mädchen/Frauen – rund 17 Prozent – sind 

EU-Bürgerinnen (zehn) bzw. Drittstaatsangehörige (neun). 

Noch ein markantes Ergebnis mit Blick auf alle Opfer: Die Angeklagten waren nur zu einem Drittel 

vorbestraft und vor allem nur zu einem kleinen Teil wegen Sexualdelikten (drei von 19). Neun waren 

unter anderem wegen Köperverletzungsdelikten verurteilt worden und ebenso viele wegen Vermö-

gensdelikten. Daher sollte dem Fehlen des Indikators „Risiko Vorstrafe“ für das Setzen allfälliger 

Schutzmaßnahmen keine Bedeutung zugemessen werden. 

Im Übrigen stand nur jeder dritte Angeklagte bei der Tatbegehung unter Alkohol- oder Drogenein-

fluss. 

Bei den weiblichen Opfern machten Bekannte und Fremde jeweils ein Drittel der Angeklagten aus, 

Partner dagegen nur neun Prozent und am Tattag kennengelernte Männer etwas mehr, nämlich rund 
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 Insgesamt wurden von Januar bis Dezember 2016 im gesamten Bundesgebiet 109 Täter wegen Vergewalti-
gung und 48 wegen geschlechtlicher Nötigung verurteilt (Sicherheitsbericht 2016, BMJ). 
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elf Prozent. Bei einer österreichischen Prävalenzstudie (ÖIF 2011) gaben sieben Prozent der Frauen 

an, seit ihrem 16. Lebensjahr mindestens einmal vergewaltigt worden zu sein  – und zwar jeweils 

gleich viele, nämlich rund zehn Prozent der Befragten, vom Partner, im Freundes-/Bekanntenkreis 

sowie an öffentlichen Orten (ebd., 74, 76). Bei einer EU-weiten Befragung erklärten sechs Prozent 

der Österreicherinnen, sexuelle Gewalt durch einen Partner erlebt zu haben, und vier Prozent durch 

einen Nicht-Partner (FRA 2014, Survey). Beide Ergebnisse legen nahe, dass Partner unter den Be-

schuldigten deutlich unterrepräsentiert sind – weil sie seltener angezeigt werden und vermutlich 

auch, weil Verfahren gegen sie eher eingestellt werden. 

Laut Fallgeschichten wurde fast jedes zweite Opfer leicht verletzt, vor allem weil sie sich gegen den 

Angreifer wehrten. Vereinzelt kam es zu schweren Körperverletzungen sowie zu massiven posttrau-

matischen Belastungsstörungen – vier Vergewaltiger wendeten extreme Gewalt an. Einzelne Frauen 

erlebten psychische Gewalt. Keiner der Angeklagten hatte eine Waffe verwendet– anders als in den 

Erhebungen von Breiter (1995) und Lovett/Kelly (2009). 

Jeder zweite Angeklagte erweckte in seinen Aussagen den Anschein, seine Gewalttat stelle (auch) 

eine Machtdemonstration dar, mit dem er die Unterordnung des Opfers unter seine Bedürfnisse 

verdeutlichen wolle. Zu ihnen zählten durchaus auch autochthone Österreicher. Die Hälfte der Män-

ner, die diesen Typus repräsentierten, wurde freigesprochen, was den Gedanken nahelegt, dass sie 

als „normal“ empfunden werden. 

Jeder vierte Beschuldigte wurde ausschließlich wegen Vergewaltigung angezeigt und ein Mann we-

gen geschlechtlicher Nötigung, alle übrigen wurden mehrerer Straftaten beschuldigt. Einige wegen 

Vergewaltigung Angezeigte hatten zudem weitere Sexualdelikte begangen, andere gefährliche Dro-

hungen bzw. Körperverletzungen. Dazu kamen insbesondere Vermögensdelikte, Tierquälerei, Erpres-

sung sowie Verstöße nach dem Suchtmittelgesetz. Ganz anders die zusätzliche Delikte derer, denen 

geschlechtliche Nötigung vorgeworfen wurde: Sie waren fast ausschließlich weiterer Sexualdelikte 

verdächtig. 

Gleich viele Frauen – je 22 (39,3 Prozent) – erstatteten unmittelbar nach der Gewalttat bzw. erst 

später Anzeige, bei den übrigen wurden Dritte wie z.B. ein Krankenhaus aktiv. Mädchen/Frauen, die 

erst später anzeigten (vereinzelt erst nach Jahren), benötigten teilweise mehr Zeit, um diesen Ent-

schluss zu fassen (vor allem junge), andere teilten diese Information „versehentlich“ in einem ande-

ren Zusammenhang der Polizei mit. Bemerkenswert ist der hohe Anteil an Frauen, die sich zeitnahe 

zu einer Strafanzeige entschlossen. 

Gegen insgesamt neun Beschuldigte erfolgte ein Betretungsverbot und jeder zweite (27 von 54) kam 

in Untersuchungshaft. Vier von ihnen wurden enthaftet, die anderen blieben bis zur Verkündigung 

des Urteils in U-Haft. Es scheint einen für den Opferschutz problematischen Mechanismus zu geben, 

Betretungsverbote entweder in Kombination mit U-Haft oder gar nicht zu verhängen. 
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Ein sehr negativ überraschendes Ergebnis ist die geringe Inanspruchnahme von Prozessbegleitung: 

Nur 27 Frauen, d.h. jedes zweite Opfer, waren begleitet, und Lücken bestanden vor allem bei jungen. 

(Expertinnen im Beratungsbereich zufolge brechen allerdings besonders jüngere Frauen Prozessbe-

gleitungen selbst ab, um sich mit dem geschehenen nicht länger auseinandersetzen zu müssen.) Im 

Rahmen einer Evaluierung dieses Angebots vor zehn Jahren betonten RichterInnen und Staatsanwäl-

tInnen, es werde gerade von Opfern von Sexualstraftaten, und da insbesondere von OpferzeugInnen 

im Kindes- und Jugendalter, breit wahrgenommen. Allerdings äußerten sich die Kinderschutzzentren 

kritischer und bemängelten hauptsächlich im ländlichen Raum ein Informations- ebenso wie ein An-

gebotsdefizit (Haller/Hofinger 2007, 196). Regionale Unterschiede spiegeln sich sowohl bei der Häu-

figkeit von Prozessbegleitung in dieser Studie als auch im Finanzierungsaufwand des BM für Justiz. 

Nicht alle unbegleiteten Opfer bleiben ohne Unterstützung, manche waren anwaltlich vertreten und 

schlossen sich als Privatbeteiligte dem Verfahren an. 

Der Großteil der Angeklagten, rund siebzig Prozent, blieb bis zur Urteilsverkündung bei ihrer leug-

nenden Verantwortung bzw. legten einige ein Teilgeständnis ab. Fast jeder zweite bestritt die An-

wendung von Gewalt und jeder fünfte den sexuellen Kontakt. Eine Minderheit von drei Männern 

behauptete, das Opfer nicht zu kennen. Die übrigen 14 Täter legten ein volles Geständnis ab, meist 

nach dem Gespräch mit ihrem Strafverteidiger, der ihnen wohl dazu geraten hatte. 

Ein bemerkenswert hoher Anteil von fast neunzig Prozent der Opfer sagte aus, überwiegend in einer 

kontradiktorischen Vernehmung, aber auch während der Hauptverhandlung. Fast alle Befragungen 

erfolgten empathisch, geduldig und respektvoll, anders als von Breiter (1995) bei den Fällen aus dem 

Jahr 1990 geschildert. 

Die Gesamtheit der Strafverfahren endete für zwei Drittel der Angeklagten (33) mit einer Verurtei-

lung, ein Drittel wurde freigesprochen (17). Darüber hinaus wurden zwei Gewalttäter in eine Anstalt 

für geistig abnorme Rechtsbrecher eingewiesen (§ 21 Abs 1 StGB). Diese Relation trifft auch auf Ver-

fahren mit weiblichen Opfern zu: 31 Verurteilungen (67,4 Prozent) stehen 15 Freisprüchen (32,6 Pro-

zent) gegenüber. Der Drittelanteil der Freisprüche ist offenkundig über die Zeit betrachtet sehr 

stabil: In der Untersuchung von Breiter (1995) waren es rund 35 Prozent, in der von Lovett/Kelly 

(2009) 38 (allerdings bei einer sehr kleinen Stichprobe). Die Begründung der Freisprüche entzieht sich 

aufgrund der Praxis der gekürzten Protokoll- und Urteilsvermerke mehrheitlich einer Analyse, in den 

ausgeführten Fällen waren es etwa widersprüchliche Aussagen einer Opferzeugin und die Entlastung 

des Angeklagten durch ZeugInnen. In vier Verfahren thematisierte das Urteil die Möglichkeit einer 

Falschbezichtigung durch die Opferzeugin, allerdings nicht in Zusammenhang mit einer Verleum-

dungsanzeige. Dem GREVIO-Schattenbericht (AÖF & IST 2016) zufolge würden Opfern von sexueller 

Gewalt und Vergewaltigung allerdings „regelmäßig“ falsche Beschuldigungen vorgeworfen oder sie 

sogar deswegen angezeigt (ebd., 29). 
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Verglichen mit der Studie von Breiter (1995) erfolgten zwar gleich viele Freisprüche, die Strafen fal-

len mittlerweile aber strenger aus, sowohl in Hinblick auf den höheren Anteil unbedingter Freiheits-

strafen (aktuell 46, damals 22 Prozent) als auch mit Blick auf die Strafdauer. 2016 wurde ein Drittel 

der Täter rechtskräftig zu einem bis zu maximal 18 Monaten Haft verurteilt, in den 1990er Jahren 

waren das noch 61 Prozent. In zwölf Verfahren erfolgten Berufungen (hauptsächlich von Seiten des 

Angeklagten), in zehn Nichtigkeitsbeschwerden (einer davon wurde teilweise Berechtigung einge-

räumt). Die Berufungen hatten in zwei Verfahren, in denen jeweils eine weibliche Opferzeugin be-

troffen war, eine Erhöhung der Strafe zur Folge. 

Schmerzengeld wurde den Opfern mit wenigen Ausnahmen in der vollen Höhe ihrer Forderung zuge-

sprochen. 

In fast allen Verfahren wurden bei der Strafbemessung sowohl Milderungs- als auch Erschwerungs-

gründe berücksichtigt, von denen nur einzelne bemerkenswert sind. So wurde einem Täter „die ein-

fache Persönlichkeitsstruktur von Täter und Opfer“ zugutegehalten, was vor allem mit Blick auf die 

dem Opfer zugeschriebene Eigenschaft nicht nachvollziehbar ist; ebenso wurde die Tatsache, dass 

sich ein Vergewaltigungsopfer vor dem Verurteilten und anderen Gästen ausgezogen hatte, als Mil-

derungsgrund erachtet, weil es sich dabei um eine „Provokation“ gehandelt habe. Die „ungünstigen 

Lebensverhältnisse“ von zwei Asylwerbern haben einen tragischen Hintergrund (Ermordung der Fa-

milie und Flucht), aber auch hier frägt sich, wie das Opfer diese Begründung wohl aufgenommen hat. 

Was die Erschwerungsgründe betrifft, soll darauf hingewiesen werden, dass die Tatbegehung zum 

Nachteil eines Angehörigen (§ 33 Abs 3 StGB) nie bei einer viktimisierten Partnerin thematisiert wur-

de, sondern ausschließlich bei einer minderjährigen Stiefenkelin bzw. Tochter. Warum das Gericht 

die Vergewaltigung einer 14-Jährigen durch ihren Vater als „besonders verwerflich“ bezeichnete, mit 

dem Argument, es habe sich dabei um eine „weniger als sexuell motiviert(e), denn als besonders 

grausame ‚Erziehungsmaßnahme‘“, eine „Bestrafungsaktion“, gehandelt, bleibt unverständlich – 

einerseits hinsichtlich der Hierarchisierung von sexuell motivierter und als Bestrafung ausgeübter 

Gewalt, andererseits, weil damit ausgeblendet wird, dass sexuelle Gewalt im Regelfall nicht der sexu-

ellen Befriedigung dient, sondern als Platzanweiser für Frauen in einer männlich bestimmten Gesell-

schaft. 

Bei den Ausführungen zur Prävention erfolgten in den Urteilen vor allem Überlegungen betreffend 

General- und Spezialprävention, aber nur zweimal zur Opferprävention. Auffallend war, dass bei der 

Festlegung der Strafhöhe für einen Asylwerber mit dem Argument der Spezialprävention auf seinen 

Status als Flüchtling Bezug genommen wurde, der in einem anderen Akt als Milderungsgrund geltend 

gemacht wurde. 

Schließlich analysierte die vorliegende Untersuchung mit statistischen Verfahren die Auswirkungen 

verschiedener Merkmale des Täters, des Opfers oder der Tat auf das Urteil. 
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Dazu zählen zunächst Vorstrafen: Von den 16 vorbestraften Gewalttätern wurden 14 verurteilt bzw. 

eingewiesen (87,5 Prozent). 

Nimmt man beim Kriterium Staatsangehörigkeit die Kategorien Österreicher – EU/CH-Bürger – Dritt-

staatsangehöriger in den Blick, sind letztere bezogen auf ihren Größenanteil in der Stichprobe annä-

hernd proportional vertreten. Dieses Bild verschiebt sich bei einem Vergleich der Verurteilungsquo-

ten für Österreicher mit und ohne Migrationshintergrund sowie Asylwerber. Unter diesem Blickwin-

kel wurden nämlich nur 44 Prozent der Österreicher ohne Migrationshintergrund zu einer unbeding-

ten Freiheitsstrafe verurteilt, aber 54 Prozent aller Österreicher inklusive Migranten und schließlich 

sogar 82 Prozent der Asylwerber und illegal in Österreich aufhältigen Angeklagten. Gerade der Unter-

schied zwischen autochthonen und „Neo“-Österreichern überrascht. 

Fast drei Viertel der Freisprüche erfolgten für den Tätertypus „Machtdemonstration“, zu dem aber 

nur jeder zweite Angeklagten zählte – vermutlich, wie schon Breiter feststellte, weil dieser häufig als 

„normal“ wahrgenommen wird und das möglicherweise seine Glaubwürdigkeit erhöht. 

Der Opfer-Täter-Beziehung kommt eine wichtige Rolle zu. Unterscheidet man grob zwischen „be-

kannt“ und „fremd“, war bei gut einem Viertel der Freisprüche, aber bei jeder zweiten Verurteilung 

der Angeklagte dem Opfer fremd. Das lässt sich dahingehend interpretieren, dass das Klischeebild 

des Vergewaltigers als „Fremder im nächtlichen Park“ immer noch lebendig ist und Beziehungspart-

nern sexuelle Gewalt weniger zugetraut oder zugeschrieben wird, obwohl Prävalenzstudien dem klar 

widersprechen. Aus demselben Grund erfolgen kaum Verurteilungen, wenn Übergriffe in der Woh-

nung des Opfers stattgefunden haben. 

Der Zeitpunkt der Anzeigeerstattung scheint die gerichtliche Entscheidung nicht zu beeinflussen. 

(Expertinnen aus Interventionsstellen und anderen Gewaltschutzeinrichtungen berichten, dass eine 

diesbezügliche Selektion bereits vorher erfolgt und ein Zuwarten mit der Anzeige häufig zu Skepsis 

bei den die Anzeige aufnehmenden PolizeibeamtInnen und zu Verfahrenseinstellung führt.) 

Prozessbegleitung führt offenkundig nicht dazu, dass Angeklagte eher verurteilt werden, weil das 

Gewaltopfer emotional gut gestützt und juristisch kompetent vertreten wird – diese Erwartung rich-

tete sich an die Prozessbegleitung bei der Etablierung des Angebots. Die analysierten Freisprüche 

erfolgten zu zwei Drittel in Strafverfahren, in denen die Opferzeugin begleitet war. 

Drei Viertel der Verurteilungen betrafen Männer, die wegen der angezeigten Gewalttat in Untersu-

chungshaft genommen worden waren. 

Wenig überraschend ist der Zusammenhang zwischen der Zahl der Beweismittel, die in einem Straf-

verfahren zur Verfügung standen, und der Gerichtsentscheidung: Bei Freisprüchen waren es durch-

schnittlich 1,6 Beweismittel, bei den Verurteilungen bzw. Einweisungen 2,6. Dabei hat sich die Be-

weislage was DNA-Auswertungen angeht gegenüber den 1990er Jahren möglicherweise verschlech-

tert: Während damals bei fast drei Viertel der Verurteilungen DNA-Untersuchungen vorgelegen hat-
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ten (Lovett/Kelly 199, 33), war es 2016 bei weniger als der Hälfte. Aktuell bedingte die Kombination 

von ärztlichem Attest und fotografischer Verletzungsdokumentation in jedem Fall (sechsmal) eine 

Verurteilung. 

Eine Übersicht über diese Tendenzen wurde in zwei Tabellen zusammengestellt. Mehrere Faktoren 

führen zu besonders hohen Verurteilungsquoten von über achtzig bis zu hundert Prozent bei einem 

Durchschnittswert von zwei Drittel; besonders niedrige Verurteilungsquoten waren seltener. 

Tab. 47: Besonders hohe Verurteilungsquoten  

 

Verurteilungs-

quote* 

Aussage Opfer in HV (n=11) 100 

Verletzungsattest (n=6) 100 

Psychiatrisches Gutachten Angeklagter (n=15) 93 

Täter in U-Haft (n=25) 92 

Täter vorbestraft (n=16) 88 

Fotos als Beweismittel (n=20) 85 

Täter ist dem Opfer fremd (n=19) 84 

Täter Asylbewerber bzw. illegal aufhältig (n=11) 82 

durchschnittliche Verurteilungsquote insgesamt 67** 

* Gerundete Werte / ** inkl. Einweisungen 

Tab. 48: Besonders niedrige Verurteilungsquoten  

 

Verurteilungs-

quote* 

Täter, die sexuellen Kontakt leugneten (n=7) 29 

Täter, die nicht in U-Haft waren (n=22) 41 

Tatort Wohnung des Opfers (n=8) 50 

durchschnittliche Verurteilungsquote insgesamt 67** 

* Gerundete Werte / ** inkl. Einweisungen 

Um (mögliche) Veränderungen seit den 1990er Jahren herauszuheben, wurden Breiters (1995, 70) 

Kategorien mit besonders hohen Freispruchs- wie Verurteilungsquoten in unserer Untersuchung 

(soweit anwendbar) überprüft. Dabei zeigen sich teilweise deutliche Verschiebungen, die darauf 

verweisen, dass Opfer mittlerweile stärker ernst genommen werden bzw. klischeehaftes Denken 

zurückgegangen ist. 
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Tab. 49: Kategorien mit besonders hohen Freispruchsquoten bei Breiter (1995) 

Kategorie 
Freisprüche (in %)* 

Breiter 1995 IKF 2016 

Angeklagter ist Ehemann od. Ex-Ehemann des Opfers 100 33 

Tatort: Wohnung des Angeklagten, von Dritten oder 

gemeinsame Wohnung 
73 40 

Angekl. leugnet jeden Kontakt mit dem Opfer 71 0 

Angeklagter war nicht in U-Haft 68 59 

Angeklagter ist verheiratet 50 58 

Angeklagter hat Matura oder mittlere Schule 50 40 

„Date Rape“ (Opfer am Tattag kennengelernt) 44 33 

Soziopathischer Tätertypus 43 48 

durchschnittliche Freispruchsquote insgesamt 34 33** 

* Gerundete Werte / ** inkl. Einweisungen 

Auch bei den besonders hohen Verurteilungsquoten zeigen sich Veränderungen, die allerdings zum 

Teil in die entgegengesetzte Richtung weisen. Den Daten folgend wird heute ein (ehemaliger) Ehe-

mann weniger häufig freigesprochen als 1990, ein Lebensgefährte aber gleichzeitig weniger häufig 

verurteilt. Allerdings scheint das Verurteilungsrisiko beider mit 67 Prozent mittlerweile gleich hoch zu 

sein, was ein plausibles Ergebnis darstellt. 

Tab. 50: Kategorien mit besonders hohen Verurteilungsquoten bei Breiter (1995) 

Kategorie 
Verurteilungen (in %)* 

Breiter 1995 IKF 2016 

Opfer schließt sich dem Verfahren als Privatbeteiligte 

an (2016: und/oder hat PB) 
100 68 

Angeklagter gesteht 100 100 

Tatort: Auto des Täters 100 100 

Angeklagter war in U-Haft 96 92 

Tatort: im Freien, im öffentlichen Raum, Straße, Park/ 

Grünbereich 
92 82 

Täter ist Lebensgefährte des Opfers 86 67 

Täter ist mit Opfer seit längerem bekannt/  

befreundet 
86 67 

Täter ist dem Opfer fremd 80 84 

durchschnittliche Verurteilungsquote insgesamt 66 67** 

* Gerundete Werte / ** inkl. Einweisungen 

Abschließend soll betont werden, dass sich aus der Studie zwei zentrale Empfehlungen ergeben: die 

eine betrifft die Notwendigkeit einer aktualisierten Evaluierung der Praxis der Prozessbegleitung, die 

andere den offenkundig immer noch aufrechten Bedarf von mehr Information und Fortbildung für 
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Berufs- und LaienrichterInnen sowie StaatsanwältInnen für Spezifika der Gewalt von Männern gegen 

Frauen.  
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Anhang 

 

ZEHNTER ABSCHNITT 

Strafbare Handlungen gegen die sexuelle Integrität und Selbstbestimmung 

 

Vergewaltigung 

§ 201. (1) Wer eine Person mit Gewalt, durch Entziehung der persönlichen Freiheit oder durch Dro-

hung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben (§ 89) zur Vornahme oder Duldung des Beischla-

fes oder einer dem Beischlaf gleichzusetzenden geschlechtlichen Handlung nötigt, ist mit Freiheits-

strafe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen. 

(2) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder eine Schwangerschaft der vergewal-

tigten Person zur Folge oder wird die vergewaltigte Person durch die Tat längere Zeit hindurch in 

einen qualvollen Zustand versetzt oder in besonderer Weise erniedrigt, so ist der Täter mit Freiheits-

strafe von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat die Tat aber den Tod der vergewaltigten Person zur Folge, 

mit Freiheitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

 

Geschlechtliche Nötigung 

§ 202. (1) Wer außer den Fällen des § 201 eine Person mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung 

zur Vornahme oder Duldung einer geschlechtlichen Handlung nötigt, ist mit Freiheitsstrafe von sechs 

Monaten bis zu fünf Jahren zu bestrafen. 

(2) Hat die Tat eine schwere Körperverletzung (§ 84 Abs. 1) oder eine Schwangerschaft der genötig-

ten Person zur Folge oder wird die genötigte Person durch die Tat längere Zeit hindurch in einen 

qualvollen Zustand versetzt oder in besonderer Weise erniedrigt, so ist der Täter mit Freiheitsstrafe 

von fünf bis zu fünfzehn Jahren, hat die Tat aber den Tod der genötigten Person zur Folge, mit Frei-

heitsstrafe von zehn bis zu zwanzig Jahren oder mit lebenslanger Freiheitsstrafe zu bestrafen. 

 

 


